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Verbands- 
gemeinde

Amtsblatt des
Landkreises Südliche Weinstraße
vom 12.07.2018 Nr. 33

Öffentliche
Bekanntmachung
der Zweckvereinbarung
über die Einrichtung eines
gemeinsamen Schwerpunkt-
jugendamtes bei der Stadt Trier
- Bekanntmachung vom
12.07.2018 -
Zwischen der Stadt Trier,
vertreten durch Oberbürger-
meister Wolfram Leibe,
Augustinerhof, 54290 Trier
und der Stadt Landau,
vertreten durch Oberbürger-
meister Thomas Hirsch
der Stadt Speyer,
vertreten durch Oberbürger-
meister Hansjörg Eger
der Stadt Neustadt a.d.W.,
vertreten durch Oberbürger-
meister Marc Weigel
dem Landkreis Germersheim,
vertreten durch
Landrat Dr. Fritz Brechtel
dem Landkreis Bad Dürkheim,
vertreten durch
Landrat Hans-Ulrich lhlenfeldt
dem Landkreis
Südliche Weinstraße, vertreten
durch Landrat Dietmar Seefeldt
wird folgende Zweckvereinbarung
gem. § 12 KomZG geschlossen:

Präambel
Die Kinder- und Jugendhilfe über-
nimmtbei derMigration und Flucht
unbegleiteter minderjähriger Aus-
länder (umA), die in Deutschland
ankommen, eine hohe Verant-
wortung. Mit der durch den Bun-
des- und den Landesgesetzgeber
inzwischen ermöglichten Bildung
sogenannter Schwerpunktjugend-
ämter ist die Erwartung verbun-
den, die Kompetenzen für die Be-
treuung dieses Personenkreises
zu stärken und zu bündeln. Diese
Kooperationsvereinbarung be-
schreibt die Aufgaben des Stadt-
jugendamts Trier in der Funktion

des Schwerpunktjugendamtes so-
wie die Aufgaben der beteiligten
Jugendämter und trifft konkrete
Regelungen zur Zusammenarbeit.

§ 1
Gegenstand, Zielsetzung der

Vereinbarung
1. Gegenstand . der Vereinbarung
.ist die Einrichtung einer ge-
meinsamen Stelle der o. g. Ju-
gendämter imSinne der Landes-
verordnung zur Verteilung von
unbegleiteten ausländischen
Kindern und Jugendlichen zur
Umsetzung der Regelungen
des Gesetzes zur Verbesserung
der Unterbringung, Versorgung
und Betreuung ausländischer
Kinder und Jugendlicher vom
1.11.2015. Bei der Vereinba-
rung handelt es sich um eine
Zweckvereinbarung im Sinne
des § 12 Abs. 1 Satz 1 KomZG.

2. Das Stadtjugendamt Trier wird
mit Inkrafttreten dieser Ver-
einbarung die Aufgaben eines
Schwerpunktjugendamtes für
die beteiligten regionalen Ju-
gendämter übernehmen. Die
Vereinbarung ist die Grund-
lage für die Zusammenarbeit
zwischen dem Schwerpunkt-
jugendamt Trier und den o.g.
beteiligten Jugendämtern. Sie
trifft insbesondere Regelungen
zur Kommunikation und Koope-
ration im Einzelfall sowie zu
den Aufgaben, Zielen und dem
Umgang mit möglichen Konflikt-
feldern. Das Stadtjugendamt
Trier und die beteiligten Jugend-
ämter verstehen sich als Ver-
antwortungsgemeinschaft, um
die Betreuung und Versorgung
unbegleiteter minderjähriger
Ausländer sicherzustellen. Sie
arbeiten während der Phasen
der vorläufigen lnobhutnahme
nach § 42a SGB VIII, der lnob-
hutnahme nach § 42 SGB VIII
sowie im Übergang zu den An-
schlusshilfen des SGB VIII in
enger Abstimmung zusammen.

§ 2
Aufgabenbeschreibung

1. Das Stadtjugendamt Trier in sei-
ner Funktion als Schwerpunkt-

jugendamt ist für die pädago-
gischen Maßnahmen sowie die
verwaltungs-, sorgerechtlichen
und organisatorischen Abläu-
fe zuständig, die zwischen der
Entscheidung über die vorläu-
fige lnobhutnahme nach § 42a
SGB VIII und der Entscheidung
über die Gewährung von Hilfen
nach dem SGB VIII umgesetzt
werden (Clearingverfahren).
Die Funktion als Schwerpunkt-
jugendamt bezieht sich aus-
schließlich auf den örtlichen
Zuständigkeitsbereich des
Schwerpunktjugendamtes und
der regionalen Jugendämter.
Die vorläufige lnobhutnahme
erfolgt unmittelbar nach Fest-
stellung der unbegleiteten Ein-
reise im Benehmen zwischen
den regionalen Jugendämtern
und dem Schwerpunktjugend-
amt. Das Schwerpunktjugend-
amt stellt die Organisation der
Fallübergabe und des Transfers
des Jugendlichen in die lnob-
hutnahmeeinrichtung am Ein-
reisetag, spätestens jedoch am
folgenden Werktag sicher.

2. Für die o.g. Maßnahmen und die
in Abs. 3 und 4 benannten Auf-
gaben während der vorläufigen
lnobhutnahme und der lnob-
hutnahme (sog. Clearingphase)
kommen geeignete Einrichtun-
gen und Personen in Frage. Die
lnobhutnahme kann sowohl
in auf die Aufnahme von umA
spezialisierten lnobhutnahme-
einrichtungen und -gruppen
als auch in anderen geeigneten
Gruppen bzw. bei geeigneten
Personen erfolgen. Die regiona-
len Jugendämter wirken darauf
hin, dass in ihrem eigenen Zu-
ständigkeitsbereich adäquate
Anschlussmaßnahmen gern.
§§27 ff. SGB VIII zur Verfügung
stehen. Im Falle stationärer An-
schlussmaßnahmen sind mit
den Einrichtungsträgern Leis-
tungs- und Entgeltvereinbarun-
gen nach den §§ 78a ff. ·SGB
VIII abzuschließen. Das Schwer-
punktjugendamt wirkt im Dialog
mit den kooperierenden freien
Trägern auf der Grundlage der
Bedarfszahlen der Servicestelle

um Rheinland-Pfalz daraufhin,
dass für den gesamten Zustän-
digkeitsbereich der an dieser
Kooperationsvereinbarung be-
teiligten Jugendämter genü-
gend lnobhutnahme Plätze für
umA zur Verfügung stehen, die
sich nur ausnahmsweise nicht
im Stadtgebiet Trier befinden
sollen.

• Die Aufgaben des Schwerpunkt-
jugendamtes im Rahmen der
vorläufigen lnobhutnahme nach
§ 42a SGB VIII sind insbesonde-
re: die Inaugenscheinnahme zur
Altersfeststellung und die Fest-
setzung des Alters; Grundlage
ist die Empfehlung der BAG der
Landesjugendämter;

• die geeignete Unterbringung in
einer Einrichtung oder bei Per-
sonen auf Grundlage der Bestim-
mungen des SGB VIII; der Ort der
Unterbringung soll sich in der
Zuständigkeitsregion Rheinland-
Pfalz West befinden;

• der Gesundheitscheck und die
Sicherung der medizinischen
Versorgung;

• die Prüfung, ob Gründe für ei-
nen Verteilungsausschluss gern.
§ 42a Abs. 2 vorliegen;

• die Meldung an die zentrale
Landesstelle gern. § 42a Abs. 4
Satz 1 SGB VIII und § 2 Abs. 1
der Landesverordnung zur
Verteilung von unbegleiteten
ausländischen Kindern und
Jugendlichen. Die vorläufige
lnobhutnahme endet spätes-
tens mit der Zuweisungs- und
Verteilungsverfügung durch das
Landesjugendamt. Die regiona-
len Jugendämter erkennen die
von dem Schwerpunktjugend-
amt getroffene Altersfeststellung
des Kindes bzw. Jugendlichen
als verbindlich an, soweit sich
nachträglich keine konkreten
Hinweise für ein abweichendes
Lebensalter ergeben.

• Die Aufgaben des Schwerpunkt-
jugendamtes im Rahmen der
lnobhutnahme nach § 42 SGB
VIII sind insbesondere: die Über-
nahme der in § 42 Abs. 2 SGBVIII
genannten Aufgaben und die Be-
antragung der Bestellung eines
Vormundes beim zuständigen

Familiengericht;
• die Prüfung der Zusammenfüh-
rung wegen familiärer oder sozi-
aler Bezüge;

• die Begleitung des jungen Men-
schen bei der Klärung ausländer-
und asylverfahrensrechtlicher
Angelegenheiten, insbesondere
während des formalen Asylver-
fahrens und die Kooperation mit
dem Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge in Trier sowie
den zuständigen Ausländerbe-
hörden;

• die Klärung schul- und ausbil-
dungsbezogener Fragen;

• die Bereitstellung von Angebo-
ten zur Vermittlung einer ersten
Orientierung in der Gesellschaft;

• die Bereitstellung von Ange-
boten zur Vermittlung erster
Sprachkenntnisse;

• die Sozialanamnese (u.a. Fami-
lienstand und Herkunft, Klärung
von Fluchtgründen und -wegen,
besonderen Lebensereignissen,
den bisherigen wirtschaftlichen
und sozialen Lebensverhältnis-
sen, die Prüfung von Rückkeh-
roptionen);

• die Klärung des Hilfebedarfs (er-
gänzend durch Beobachtungen
im pädagogischen Alltag der
Einrichtungen) und eine schrift-
liche Empfehlung für geeignete
Anschlusshilfen und deren Leis-
tungsmerkmale;

• die Dokumentation der zentralen
Erkenntnisse während der lnob-
hutnahme in Form eines aussa-
gekräftigen Berichts;

• die frühzeitige Information über
zentrale Erkenntnisse und An-
bahnung der Fallübergabe an
das Zuweisungsjugendamt;

• die Fallübergabe an das Zuwei-
sungsjugendamt;

• die Sicherstellung der Beglei-
tung des jungen Menschen zum
Zuweisungsjugendamt, bzw. zu
einer vom Zuweisungsjugend-
amt benannten Einrichtung/
geeigneten Person, sofern diese
sich im örtlichen Zuständigkeits-
bereich der regionalen Jugend-
ämter befindet. Befindet sich
der (Wohn-)Sitz der Einrichtung/
Person außerhalb des Zustän-
digkeitsbereichs der regionalen
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Jugendämter erfolgt die Überga-
be an das Zuweisungsjugend-
amt.

3. Die Phase der lnobhutnahme
nach § 42 SGB VIII endet mit der
Entscheidung über Hilfen nach
dem Sozialgesetzbuch, bzw.
der Übergabe an die Personen-
sorge- oder Erziehungsberech-
tigten auf der Grundlage der
Ergebnisse des Clearings. Die
Ergebnisse des Clearings sol-
len dem Zuweisungsjugendamt
spätestens nach 8 Wochen vor-
liegen. Über die Anschlusshilfe
entscheidet das Zuweisungsju-
gendamt im Rahmen der Hilfe-
planung. Das Schwerpunktju-
gendamt wirkt darauf hin, dass
die mit dem Clearing beauftrag-
ten Einrichtungen eine Über-
gangsphase für die Organisa-
tion der Anschlusshilfen durch
das Zuweisungsjugendamt ein-
räumen. Eine Übergabe aus den
lnobhutnahme Einrichtungen in
Anschlusshilfen soll spätestens
nach 12 Wochen erfolgen.

4. Die örtliche Zuständigkeit der
Vormundschaft richtet sich
grundsätzlich nach der Zuwei-
sungsentscheidung des Lan-
desjugendamtes.

5. Die Zuständigkeit der regiona-
len Jugendämter im Anschluss
an die lnobhutnahme ergibt
sich aus der Zuweisungsent-
scheidung des Landesjugend-
amtes.

6. Die Aufgaben der regionalen Ju-
gendämter sind insbesondere:
die vorläufige lnobhutnahme
im Benehmen mit dem Schwer-
punktjugendamt;

• die Gewährung von Leistungen
der Jugendhilfe im Anschluss an
die lnobhutnahme im Rahmen
der sachlichen und örtlichen Zu-
ständigkeit;

• die zeitnahe Einleitung eines
Hilfeplanverfahrens für die sich
anschließenden weiteren Hil-
fen unter Einbeziehung der im
Clearingprozess vom Schwer-
punktjugendamt getroffenen
Feststellungen zur Situation des
Minderjährigen im Benehmen
mit den Beteiligten;

• die Übernahme der Vormund-
schaften, soweit kein weiterer
geeigneter Vormund zur Verfü-
gung steht;

• die rechtzeitige Information an
das Schwerpunktjugendamt
über erfolgte Zuweisungen durch
das Landesjugendamt bei lände-
rübergreifenden Verteilungen.

§ 3
Kooperation und Kommunikation
1. Das Schwerpunktjugendamt
und die beteiligten Jugendäm-
ter benennen jeweils eine An-
sprechperson und mindestens
eine Abwesenheitsvertretung
aus den Bereichen Allgemeiner
Sozialer Dienst (lnobhutnah-
men) und bestellte Vormund-
schaften zur Regelung von
Grundsatzangelegenheiten und
zur Klärung von Fragen im Ein-
zelfall.

2. Die Vereinbarungspartner sind
verpflichtet, im Konfliktfall auf
der Leitungsebene auf eine ein-

Pfalz gedeckt (vgl. § 6 Abs. 2). .

§ 5
Anpassung von

Regelungsinhalten
Die Vereinbarung bedarf zukünf-
tig der Anpassung, insbesondere
wenn sich Regelungsinhalte auf-
grund gesetzlicher Vorgaben oder
konzeptioneller Absprachen als
änderungsbedürftig erweisen. Än-
derungen können wirksam auch
durch gemeinsam unterschriebe-
ne Protokollerklärungen geregelt
werden, es sei denn, es sind Be-
stimmungen grundlegender Art
berührt.

§ 6
Inkrafttreten und Geltungsdauer
Die Vereinbarung wird gemäß § 12
Abs. 5 S. 2 KomZG am Tag nach
der letzten öffentlichen Bekannt-
machung durch die kommunalen
Beteiligten wirksam.
Sie gilt unbefristet, sofernÜberein-
kunft zwischen dem Land Rhein-
land-Pfalz und den kommunalen
Spitzenverbänden über eine aus-
kömmliche Fallkostenpauschale
für die Schwerpunktjugendämter
getroffen werden kann.

§ 7
Kündigung

1. Die Vereinbarung kann zum
Ende eines Monats mit einer
Frist von 3 Monaten gekündigt
werden

a. durch jedes beteiligte Jugend-
amt, wenn sich in der Zusam-
menarbeit gravierende Pflicht-
verletzungen oder Störungen
zeigen, die nicht über eine An-
passung der Vereinbarung nach
§ 3 zu beheben sind, außerdem

b. durch das Schwerpunktjugend-
amt, sobald dieses feststellt,
dass die Höhe der vom Land
gezahlten Fallkostenpauschale
nicht ausreichend ist, um die
bei ihm entstehenden Personal-
undSachkosten angemessen zu
decken und die vorangegange-
nen Bemühungen des Schwer-
punktjugendamtes, über die
kommunalen Spitzenverbände
auf die kostendeckende Anpas-
sung der Fallkostenpauschalen
hinzuwirken, vergeblich waren.
Die Bemühungen gelten als
vergeblich, wenn eine kosten-
deckende Anpassung der Fall-
pauschale mit einer Frist von 3
Monaten nach schriftlicher Ein-
gabe bei den kommunalen Spit-
zenverbänden nicht erfolgte.

2. Eine ordentliche Kündigung
ohne besonderen Anlass ist
durch jeden Vereinbarungspart-
ner mit einer Frist von 10 Mo-
naten zum Monatsende mög-
lich. Die Kündigung bedarf der
Schriftform und ist allen übrigen
Vereinbarungspartnern gegen-
über zu erklären. Im Falle der
Kündigung durch das Schwer-
punktjugendamt nach Abs. 1 b
wird diese Vereinbarung ins-
gesamt gegenstandslos. Bei
Kündigungen von beteiligten
Jugendämtern bleibt die Verein-
barung mit den verbliebenen
Jugendämtern bestehen.

3. Eine Aufhebung der Vereinba-

vernehmliche Regelung hinzu-
wirken.

3. Das Schwerpunktjugendamt
und die beteiligten Jugendämter
stimmen sich bei der Planung
von bedarfsgerechten Angebo-
ten für die (vorläufige) lnobhut-
nahme und die Anschlusshilfen
im Zuständigkeitsbereich der
regionalen Jugendämter ab.

4. Die Zuständigkeitsregelungen
der§§ 78a ff SGB VIII zum Ab-
schluss von Leistungs-, Entgelt-
und Qualitätsentwicklungsver-
einbarungen bleiben unberührt.
Das Schwerpunktjugendamt
lädt die beteiligten Jugendämter
und das Landesjugendamt nach
Bedarf, jedoch mindestens ein-
mal pro Halbjahr, zusätzlich
einmal ·jährlich auch die freien
Träger der Region, zu Koopera-
tionsgesprächen ein. Ziel der
Gespräche ist die gemeinsame
Reflexion der Umsetzung des
Schwerpunktjugendamtsmo-
dells, die Identifikation und
Bearbeitung von Problemen in
Einzelfällen, bzw. struktureller
Herausforderungen, die fachli-
che/fachpolitische Weiterent-
wicklung der Kooperation sowie
der auf die Weiterentwicklung
der Anschlusshilfen zielende
Austausch über jeweils aktuelle
Bedarfslagen.

5. Das Schwerpunktjugendamt
verpflichtet sich im Rahmen
seiner aus dieser Vereinbarung
resultierenden Obliegenheiten
zur Klärung von Grundsatz- und
Rechtsfragen mit der Landes-
regierung und deren Verwal-
tungseinheiten, z.B. dem Lan-
desjugendamt. Dies gilt auch
für Fragen auf der Ebene der
Zusammenarbeit mit anderen
Schwerpunktjugendämtern.
Über diese Grundsatzange-
legenheiten informiert das
Schwerpunktjugendamt die re-
gionalen Jugendämter, sofern
nicht vorher erforderlich, in den
unter Absatz 5 genannten Zu-
sammenkünften.

6. Bei deutlich vom Durchschnitt
der monatlichen Zugangszah-
len des Jahres 2017 nach oben
abweichenden Neuaufnahmen,
die trotz Ausschöpfung aller
gegebenen Möglichkeiten der
Unterbringung durch die Stadt
Trier zu Versorgungsengpäs-
sen führen, unterstützen die
beteiligten Jugendämter das
Schwerpunktjugendamt ent-
weder durch eine frühzeitige
Übernahme der Fälle aus dem
Clearing oder die temporäre
Erstversorgung (vorläufige lnob-
hutnahme, lnobhutnahme) der
ankommenden unbegleiteten
minderjährigen Flüchtlinge in
eigener Zuständigkeit.

§ 4
Finanzierung

Aus dieser Vereinbarung ergeben
sich keinerlei Zahlungsverpflich-
tungen der regionalen Jugend-
ämter gegenüber dem Schwer-
punktjugendamt für dessen
Personal- und Sachkosten. Diese
werden mittels einer Fallkosten-
pauschale des Landes Rheinland

rung im gegenseitigen Einver-
nehmen aller Vereinbarungs-
partner ist jederzeit möglich.

4. Die Regelungen der §§ 54 - 62
Verwaltungsverfahrensgesetz
(§ 1 Landesverwaltungsverfah-
rensgesetz) und des Bürgerli-
chen Gesetzbuches finden ent-
sprechende Anwendungen:

§ 8
Schlussbestimmungen und
salvatorische Klausel

1. Sollten einzelne Bestimmungen
der Vereinbarung unwirksam
sein oder werden, so wird die
Gültigkeit der übrigen Bestim-
mungen nicht berührt. Die Ver-
einbarungspartner verpflichten
sich, unwirksame Bestimmun-
gen durch neue zu ersetzen,
die dem in den unwirksamen
Bestimmungen enthaltenen Re-
gelungsgehalt gerecht werden·.
Gleiches gilt für die Ausfüllung
von Regelungslücken.

2. Bei Meinungsverschiedenhei-
ten über die Auslegung der
Bestimmungen, bei Erkennen
von Regelungslücken sowie bei
Änderungsbedarf verpflichten
sich die Vereinbarungspartner,
unverzüglich Verhandlungen
mit dem Ziel einer einvernehm-
lichen Lösung aufzunehmen.

3. Sollte während der Laufzeit
dieser Vereinbarung ein weite-
res Jugendamt als beteiligtes
Jugendamt die Aufnahme in
diesen Kreis wünschen, so ob-
liegt die Entscheidung über die
Aufnahme dem Schwerpunkt-
jugendamt. Die beteiligten Ju-
gendämter sind vor einer Ent-
scheidung zu hören.

4. Jedes Jugendamt erhält eine
Ausfertigung dieser Vereinba-
rung, ebenso Ausfertigungen
über sämtliche zukünftige Än-
derungen bzw. Ergänzungen.

Der Jugendhilfeausschuss und
der Stadtrat Trier haben die erfor-
derlichen Beschlüsse gefasst am
17.10.2017 und 14.12.2017. Die
Beschlüsse der entscheidungsbe-
rechtigten Gremien der beteiligten
Jugendämter, im einzelnen
Stadt Landau erfolgten am
24.10.17 und 21.11.17
Stadt Speyer erfolgten am
14.09.17 und 19.10.17
Stadt Neustadt a.d.W. erfolgten
am 26.09.17 und 24.10.17
Landkreis Germersheim erfolgten
am 19.09.17 und 26.09.17
Landkreis Bad Dürkheim erfolgte
am 18.10.17
Landkreis Südliche Weinstraße er-
folgten am 08.11.17 und 18.12.17
Die vorstehende Zweckvereinba-
rung zur Einrichtung eines Schwer-
punktjugendamtes bei der Stadt
Trier zwischen der Stadt Trier und
den Städten Landau in der Pfalz,
Speyer; Neustadt an der Wein-
straße sowie den Landkreisen
Germersheim, Bad Dürkheim und
Südliche Weinstraße wird hiermit
gern. § 12 Abs. 2 des Landesgeset-
zes . über die kommunale Zusam-
menarbeit (KomZG) genehmigt.

Aufsichts- und Dienstleistungs-
direktion
Az.: 17062-ZV Schwerpunktju-

gendamt Pfalz/21 a
Trier, den 02.07.2018
Im Auftrag
Christof Pause

Verbands-
gemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung
Nr.: 42/2018

Wochenmarkt
Aufgrund der Vorbereitungen für
das Richard-Löwenherz-Fest kann
der Wochenmarkt in Annweiler am
Trifels am 27.07.2018 leider nicht
stattfinden.
Eine Verlegung ist ebenfalls nicht
möglich, so dass in der 30. Kalen-
derwoche der Wochenmarkt ganz
ausfällt.

76855 Annweiler am Trifels,
27.06.2018
Wolfgang Grötsch
Erster Beigeordneter

Verbands-
gemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung
Nr.: 44/2018
Auflegung der Vorschlagsliste für
Schöffinnen und Schöffen

In der Zeit vom 23.07.2018 bis
27.07.2018 liegen bei der Ver-
bandsgemeindeverwaltung Ann-
weiler am Trifels in 76855 Ann-
weiler am Trifels, Messplatz 1,
Zimmer 109 die Vorschlagslisten
für die Wahl der Schöffinnen und
Schöffen für die Geschäftsjahre
2019 bis 2013 der Stadt Annweiler
am Trifels, der Ortsgemeinden Al-
bersweiler, Dernbach, Eußerthal,
Gossersweiler-Stein, Münchweiler
am Klingbach, Ramberg, Rinnthal,
Silz, Völkersweiler, Waldhambach,
Waldrohrbach undWernersberg im
Amtsgerichtsbezirk Landau i. d. Pf.
zu jedermanns Einsicht auf.
Gegen die Vorschlagsliste kann
gemäß § 37 Gerichtsverfassungs-
gesetz (GVG) binnen einer Wo-
che, gerechnet vom Ende der
Auflegungsfrist (d. h. bis zum
03.08.2018), schriftlich oder zu
Protokoll mit der Begründung Ein-
spruch erhoben werden, daß in
die Vorschlagsliste Personen auf-
genommen sind, die nach § 32
GVG nicht aufgenommen werden
durften oder nach §§ 33 und 34
GVG nicht aufgenommen werden
sollten.

Annweiler am Trifels, 09.07.2018
In Vertretung
Thomas Kiefer
Beigeordneter

Verbands-
gemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung
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Nr.: 46/2018
S A T Z U N G
über die Versorgung der
Grundstücke mit Wasser
und den Anschluss an die
öffentliche Wasserversorgungs-
einrichtung
- Allgemeine Wasserversorgungs-
satzung -
der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
vom 22. März 2018

Der Verbandsgemeinderat der
Verbandsgemeinde Annweiler am
Trifels hat auf Grund der §§ 24
und 26 der Gemeindeordnung für
Rheinland-Pfalz (GemO) sowie des
§ 48 Abs. 4 des Landeswasserge-
setzes (LWG) die folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekannt
gemacht wird:

Inhaltsübersicht:
I. Abschnitt:
Wasserversorgungs-
einrichtung

§ 1 Allgemeines
§ 2 Begriffsbestimmungen
II. Abschnitt:
Anschluss- und Benutzungs-
recht/ Anschluss- und
Benutzungszwang

§ 3 Anschluss- und Benutzungs-
recht

§ 4 Ausschluss und Beschränkung
des Anschlussrechts

§ 5 Ausschluss und Beschränkung
des Benutzungsrechts

§ 6 Anschlusszwang
§ 7 Benutzungszwang
§ 8 Befreiung vom Anschluss- und

Benutzungszwang
§ 9 Antrag auf Anschluss und

Benutzung
III. Abschnitt:

Grundstücksanschlüsse
§ 10 Herstellung, Änderung und

Abtrennung der Grundstücks-
anschlüsse

§ 11 Anzahl der Grundstücksan-
schlüsse

§ 12 Anschlüsse und Benutzung
der Wasserversorgungs-
anlagen für Feuerlösch-
zwecke

IV. Abschnitt: Wasserlieferung
§ 13 Wasserlieferung
§ 14 Einstellung der Wasserlie-

ferung
§ 15 Art der Versorgung
§ 16 Verwendung des

Wassers
§ 17 Um- und Abmeldung des

Wasserbezuges
V. Abschnitt:
Messung des Wasserver-
brauchs

§ 18 Messeinrichtung
§ 19 Nachprüfung von Wasser-

zählern
§ 20 Ablesung
§ 21 Berechnungsfehler
§ 22 Messeinrichtungen an der

Grundstücksgrenze
VI. Abschnitt:

Kundenanlagen
§ 23 Betrieb, Erweiterung und

Änderung der Kundenanla-
ge

§ 24 Inbetriebnahme der Kunden-
anlage

§ 25 Überprüfung der Kundenan-
lage

§ 26 Technische Anschlussbedin-

spruch nimmt und/oder zu deren
Herstellung, Erneuerung, Erweite-
rung, Verbesserung, Betrieb und/
oder Unterhaltung sie beiträgt.
2. Grundstücke
Grundstücke im Sinne dieser Sat-
zung sind Grundstücke gemäß
Grundbuchrecht. Als Grundstück
gilt darüber hinaus unabhängig
von der Eintragung im Grundbuch
jeder zusammenhängende, ange-
schlossene oder anschließbare
Grundbesitz, der eine wirtschaft-
liche Einheit bildet. Befinden sich
auf einem Grundstück mehrere
bauliche Anlagen, oder sind sol-
che vorgesehen, können für jede
dieser Anlagen die für Grundstü-
cke maßgeblichen Vorschriften
dieser Satzung entsprechend
angewandt werden; die Entschei-
dung hierüber trifft die Verbands-
gemeinde.
3. Grundstückseigentümer
Grundstückseigentümer ist derje-
nige, der im Grundbuch als Eigen-
tümer eingetragen ist. Ihm gleich-
gestellt sind nach dieser Satzung
Erbbauberechtigte, jeder einzelne
Eigentümer einer Wohnungsei-
gentümergemeinschaft nach WEG,
Nießbraucher und solche Perso-
nen, die die tatsächliche Gewalt
über eine bauliche Anlage oder
ein Grundstück ausüben. Soweit
bei Wohnungseigentümergemein-
schaften ein Verwalter bestellt ist,
ist dieser Vertreter der Adressaten
aus den Rechtsverhältnissen die-
ser Satzung.
4. Grundstücksanschluss/
Hausanschluss:

Der Grundstücksanschluss ist
die Verbindungsleitung zwischen
der Straßenleitung und der Kun-
denanlage. Er beginnt an der Ab-
zweigstelle der Straßenleitung
und endet mit der Hauptabsperr-
vorrichtung. Hauptabsperrvorrich-
tung ist die in Fließrichtung des
Wassers vor der Messeinrichtung
angeordnete Absperrvorrichtung.
Als „überlang“ gilt ein Grund-
stücksanschluss jedenfalls dann,
wenn seine Länge mehr als 10 m
beträgt.
5. Kundenanlage
Die Kundenanlage umfasst alle
Leitungen und Anlagen, die in
Fließrichtung des Wassers hinter
der Hauptabsperrvorrichtung lie-
gen, ohne die Messeinrichtung.
6. Straßenleitung
Straßenleitungen sind die Ver-
teilerleitungen im Versorgungs-
gebiet, die dem Anschluss der
Grundstücke dienen; das gilt auch
für solche Leitungen, die nicht in
einer öffentlichen Straße verlegt
sind.
7. Technische Bestimmungen
Die technischen Normen bzw.
allgemein anerkannten Regeln
der Technik sind Bestandteil die-
ser Satzung und können bei dem
Einrichtungsträger während der
Dienststunden eingesehen wer-
den. Dies gilt insbesondere für
1. DIN 1988
2. DIN 2000

II. Abschnitt:
Anschluss- und Benutzungsrecht/
Anschluss- und Benutzungs-

gungen
VII. Abschnitt:

Grundstücksbenutzung
§ 27 Zutrittsrecht
§ 28 Grundstücksbenutzung
VIII. Abschnitt: Entgelte
§ 29 Entgelte für die

Wasserversorgung
IX. Abschnitt:

Sonstige Vorschriften
§ 30 Ahndung bei Verstößen so-

wie Zwangsmaßnahmen
§ 31 Inkrafttreten

I. Abschnitt:
Wasserversorgungseinrichtung

§ 1
Allgemeines

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der
öffentlichen Wasserversorgung
betreibt und unterhält die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels in ihrem Gebiet dasWas-
serversorgungsunternehmen
„Verbandsgemeindewerke“ als
öffentliche Einrichtung in der
Form des Eigenbetriebs.

Das Betreiben der öffentlichen Ein-
richtung beinhaltet
1. die Gewinnung, Aufbereitung,
Speicherung und die überörtli-
che und örtliche Verteilung von
Trink- und Brauchwasser zur
Versorgung der Einwohner so-
wie für gewerbliche, öffentliche
und sonstige Zwecke,

2. das Bereitstellen von Löschwas-
ser für den Grundschutz, soweit
nicht technische, physikalische
oder hygienische Einschränkun-
gen bestehen.

(2) Art und Umfang der Wasserver-
sorgungsanlagen sowie den
Zeitpunkt ihrer Herstellung
und ihres Ausbaus (Erneue-
rung, Erweiterung, Verbesse-
rung und Umbau) sowie ihrer
Beseitigung bestimmt die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels im Rahmen der hierfür
geltenden Gesetze und sonsti-
gen rechtlichen Bestimmungen
unter Berücksichtigung ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfä-
higkeit. Ein Rechtsanspruch
auf Herstellung neuer oder den
Aus- und Umbau bestehender
öffentlicher Wasserversor-
gungsanlagen besteht nicht.

§ 2
Begriffsbestimmungen

1. Öffentliche Wasser-
versorgungseinrichtung:

Zur öffentlichen Wasserversor-
gungseinrichtung im Sinne dieser
Satzung und der Entgeltsatzung
für die Wasserversorgung gehören
alle zur Erfüllung der Aufgabe der
Wasserversorgung notwendigen
Wasserversorgungsanlagen zur
Gewinnung bzw. zum Bezug, zur
Aufbereitung, zur Speicherung
sowie die überörtlichen und örtli-
chen Verteilungsanlagen.
Zu den öffentlichen Wasserversor-
gungsanlagen zählen in diesem
Rahmen auch Anlagen Dritter, die
die Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels als Zweckverbands-mit-
glied, auf Grund einer Zweckver-
einbarung oder auf Grund eines
privatrechtlichen Vertrages in An-

zwang

§ 3
Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer
ist berechtigt, den Anschluss sei-
nes Grundstückes an die Wasser-
versorgungsanlagen zu verlangen
(Anschlussrecht). Dieses Recht er-
streckt sich nur auf solche Grund-
stücke, die durch betriebsfertige
Straßenleitungen oder Teile hier-
von erschlossen sind. Bei Zugang
über fremde private Grundstücke
ist ein dinglich gesichertes Lei-
tungsrecht zu solchen Anlagen er-
forderlich; den Nachweis darüber
hat der Grundstückseigentümer zu
erbringen. Die erstmalige Herstel-
lung von Anlagen oder die Erweite-
rung oder Änderung bestehender
Anlagen kann nicht verlangt wer-
den.
(2) Jeder Grundstückseigentümer

ist berechtigt, nach Maßgabe
dieser Satzung, sowie unter
Beachtung der technischen
Vorschriften für den Bau und
Betrieb von Wasserversor-
gungsanlagen jederzeit am
Ende des Grundstücksan-
schlusses nach seiner be-
triebsfertigen Herstellung über
eine Messeinrichtung das von
der Wasserversorgungseinrich-
tung bereitgestellte Wasser zu
entnehmen (Benutzungsrecht).

Dies gilt auch für sonstige zur Nut-
zung eines Grundstückes oder ei-
ner baulichen Anlage Berechtigte.
(3) Das Anschluss- und Benut-

zungsrecht erstreckt sich auch
auf Anlagen Dritter, soweit die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels über den Anschluss
und die Benutzung wie bei ei-
genen Anlagen verfügen kann.

(4) Die Einrichtungen Dritter nach
§ 2 Abs. Nr. 1 Satz 2 gelten
hinsichtlich des Anschluss-
und Benutzungsrechts der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels eigenen Wasserversor-
gungseinrichtung als gleichge-
stellt.

§ 4
Ausschluss und Beschränkung

des Anschlussrechts
(1) Sind die Voraussetzungen des

§ 3 Abs. 1 erfüllt und kann das
Grundstück wegen seiner be-
sonderen Lage oder aus sons-
tigen technischen oder be-
trieblichen Gründen nur unter
erheblichen Schwierigkeiten
angeschlossen werden oder
erfordert der Anschluss beson-
dere Maßnahmen und Aufwen-
dungen, kann die Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
den Anschluss versagen. Die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels kann den Anschluss
nur dann nicht versagen,
wenn der Grundstückseigen-
tümer sich zuvor schriftlich
verpflichtet, zusätzlich zu den
sich gemäß den Regelungen
der Entgeltsatzung Wasserver-
sorgung für das Grundstück
ergebenden Entgelten die ent-
stehenden Mehrkosten für die
Herstellung, die Erneuerung,
die Unterhaltung und den Be-

trieb zu tragen. Darüber ist eine
gesonderte Vereinbarung zu
treffen. Die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels ist berech-
tigt, an den zu erstellenden
Anlagen, die ihr Eigentum wer-
den, auch den Anschluss wei-
terer Grundstücke zuzulassen.
Die Eigentümer der übrigen
Grundstücke, die über diese
Anlagen versorgt werden, ha-
ben nur dann einen Anspruch
auf Anschluss und auf Wasser-
lieferung, wenn sie zuvor dem
in Vorlage getretenen Grund-
stückseigentümer einen ihrem
Interesse am Anschluss ent-
sprechenden Teil der Kosten
auf Grund einer schriftlichen
Vereinbarung ersetzen.

(2) Sind die Voraussetzungen ge-
mäß§3Abs.3unddes§4Abs.1
nicht gegeben, insbesondere
wenn noch keine betriebsferti-
ge Leitung vor dem Grundstück
verlegt ist, kann die Verband-
gemeinde Annweiler am Trifels
einem Grundstückseigentümer
auf seinen Antrag gestatten,
sein Grundstück durch eine
eigene provisorische An-
schlussleitung an eine Leitung
jederzeit widerruflich auf sei-
ne Kosten anzuschließen. Die
Kosten der Unterhaltung, Än-
derung und Erneuerung dieser
Leitung trägt der Grundstücks-
eigentümer. Die Stelle des An-
schlusses sowie Material, Um-
fang, Linienführung und Tiefe
der provisorischen Leitung
sowie die Wiederherstellung
des alten Zustandes für die in
Anspruch genommenen öffent-
lichen Flächen bestimmt dabei
die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels. Die Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
kann auch die unentgeltliche
Übertragung der Anlage in ihr
Eigentum verlangen. Werden
nach Verlegung der proviso-
rischen Anschlussleitung die
Voraussetzungen des § 6 und
des § 7 geschaffen, so hat der
Grundstückseigentümer die
Leitungen auf seine Kosten
auf Verlangen der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
stillzulegen oder zu beseiti-
gen. In Einzelfällen kann die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels vom Grundstücksei-
gentümer die Eintragung einer
Reallast verlangen.

§ 5
Ausschluss und Beschränkung

des Benutzungsrechts
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels ist berechtigt,
die Wasserentnahme zur Si-
cherstellung der Wasserversor-
gung (z.B. wegen Wasserman-
gels) zeitlich zu beschränken.
Die Entnahme von Wasser in
außergewöhnlichen Mengen
kann versagt oder von der Er-
füllung besonderer Bedingun-
gen abhängig gemacht werden,
soweit und solange die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels durch Umstände, deren
Beseitigung ihr wirtschaftlich
nicht zugemutet werden kann,
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an der Versorgung gehindert
ist. Das Benutzungsrecht gilt
insoweit als eingeschränkt. Be-
schränkungen nach § 13 Abs.
2 und auch § 16 Abs. 2 Satz 2
bleiben unberührt.

(2) Das Benutzungsrecht nach § 3
Abs. 1 umfasst nicht die Inan-
spruchnahme der Wasserver-
sorgungsanlage für Erdungen
der elektrischen Anlagen und
Blitzschutzanlagen.

(3) Soweit auf einem Grundstück
private Wasserversorgungs-
anlagen nach dieser Satzung
zulässig sind, dürfen diese mit
der Wasserversorgungsanlage
der Verbandgemeinde Annwei-
ler am Trifels nicht verbunden
sein.

§ 6
Anschlusszwang

(1) Die nach § 3 dieser Satzung
zum Anschluss Berechtigten
sind verpflichtet, ihre Grund-
stücke an die öffentliche Was-
serversorgungsanlage anzu-
schließen oder anschließen
zu lassen (Anschlusszwang),
sobald diese mit Gebäuden
für den dauernden oder vorü-
ber-gehenden Aufenthalt von
Menschen bebaut oder mit der
Bebauung begonnen ist und
die Grundstücke durch eine
betriebsfertige Straßenleitung
erschlossen sind. Als erschlos-
sen gilt ein Grundstück auch
dann, wenn es einen Zugang
zu einer solchen Straße durch
einen öffentlichen oder dem
Grundstückseigentümer gehö-
renden Weg oder in rechtlich
gesicherter Form über andere
Grundstücke hat.

(2) Die Verpflichtung zum An-
schluss besteht auch dann,
wenn die Voraussetzungen des
Absatz 1 nicht erfüllt sind, aber
auf dem Grundstück Wasser
verbraucht wird oder in abseh-
barer Zeit verbraucht werden
wird oder der Anschluss aus
Gründen der Gesundheits-
vorsorge und Hygiene erfor-
derlich ist. Das Vorhandensein
eines provisorischen eigenen
Grundstücksanschlusses nach
§ 4 Abs. 2 befreit nicht vom An-
schlusszwang.

(3) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels macht die
betriebsfertige Herstellung von
Straßenleitungen nach dem
Inkrafttreten dieser Satzung
jeweils öffentlich bekannt. Mit
dem Vollzug der öffentlichen
Bekanntmachung wird der An-
schlusszwang wirksam.

§ 7
Benutzungszwang

(1) Alle Benutzer auf den an die
öffentliche Wasserversor-
gungsanlage angeschlossenen
Grundstücken haben ihren ge-
samten Bedarf an Trink- und
Brauchwasser ausschließlich
aus der öffentlichen Wasser-
versorgungsanlage zu decken.
Nicht dem Benutzungszwang
unterliegt die außerhäusli-

technische oder hygienische2
Einschränkungen bestehen.

(4) Eine Befreiung vom Anschluss-
und Benutzungszwang kann je-
derzeit widerrufen werden. Die
Verbandsgemeinde Annweiler
amTrifels hat sie zuwiderrufen,
wenn das Gemeinwohl oder
Dritte gefährdet, insbesondere
gesundheitsgefährdende Miss-
stände zu beseitigen sind.

(5) Eigen-, Zusatz- und Reserve-
wasserversorgungsanlagen
des Grundstücks (private
Wasserversorgungsanlagen)
müssen von der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
zugelassen sein. Bis zum Ab-
lauf einer Frist von 2 Monaten
nach dem Wegfall der Voraus-
setzungen für die Befreiung
vom Anschlusszwang hat der
Grundstückseigentümer auf
seine Kosten alle vorhandenen
und dann nicht mehr zulässi-
gen eigenen Wasser-versor-
gungsanlagen stillzulegen und
von der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels verplom-
ben zu lassen, falls diese von
ihm nicht beseitigt werden.
Ohne Genehmigung der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels ist eine weitere Wasse-
rentnahme aus den eigenen
Wasserversorgungsanlagen
unzulässig.

§ 9
Antrag auf Anschluss

und Benutzung
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels erteilt nach
den Bestimmungen dieser
Satzung auf Antrag eine Ge-
nehmigung zum Anschluss
an eine öffentliche Wasser-
versorgungsanlage und zur
Entnahme von Wasser. Ohne
vorherige Zustimmung der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels darf der öffentlichen
Wasserversorgungsanlage kein
Wasser entnommen werden.

(2) Der Grundstückseigentü-
mer hat den Anschluss eines
Grundstücks an die öffentli-
che Wasserversorgungsan-
lage und jede Änderung des
Grundstücksanschlusses unter
Benutzung eines bei der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels erhältlichen Vordrucks
für jedes Grundstück zu bean-
tragen. Anträge auf Anschluss
und Benutzung sind spätes-
tens zwei Monate vor dem ge-
planten Anschluss bei der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels zu stellen.

(3) Dem Antrag sind insbesondere
folgende Unterlagen beizufü-
gen, soweit sich die erforder-
lichen Angaben nicht aus dem
Antrag ergeben:

1. eine Grundrissskizze und eine
Beschreibung der Wasserver-
brauchsanlage, einschließlich
Zahl der Entnahmestellen,

2. der Name des Installateurs,
durch den die Wasserver-
brauchsanlage eingerichtet
oder geändert werden soll,

che1 Verwendung von Nieder-
schlagswasser als Brauch-
wasser, insbesondere für die
Garten- und Rasenbewässe-
rung.

(2) Auch ohne ausdrückliche Auf-
forderung der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
haben die Grundstückseigen-
tümer, die Benutzer, die Haus-
haltungsvorstände sowie die
LeiterderaufdenGrundstücken
betriebenen Gewerbebetriebe,
Dienststellen, Büros usw. alle
erforderlichen Maßnahmen
zu treffen, um die ausnahms-
lose Befolgung des Abs. 1
sicherzustellen.

§ 8
Befreiung vom Anschluss- und

Benutzungszwang
(1) Führt der Anschluss des Grund-

stücks an die öffentliche Was-
serversorgungsanlage für den
Grundstückseigentümer auch
unter Berücksichtigung des
Gemeinwohls zu einer unbilli-
gen und unzumutbaren Härte,
kann die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels eine jeder-
zeit widerrufliche, zeitlich be-
schränkte oder unbeschränkte
Befreiung oder Teilbefreiung
vom Anschlusszwang aus-
sprechen. Der Grundstücksei-
gentümer hat diese Befreiung
schriftlich zu beantragen. Der
Antrag ist unter Angabe der
Gründe spätestens zwei Mona-
te vor dem Zeitpunkt zu stellen,
zu dem die Befreiung vom An-
schlusszwang gewünscht wird.

(2) Will der Grundstückseigentü-
mer die von ihmbeantragte und
ihm auch bewilligte Befreiung
oder Teilbefreiung nicht mehr
oder nur noch eingeschränkt in
Anspruch nehmen, gelten für
ihn die Bestimmungen dieser
Satzung wieder. Werden durch
die nunmehr verstärkte Was-
serentnahme aus der öffentli-
chen Wasserversorgungsanla-
ge die schon angeschlossenen
oder dem Anschluss- und Be-
nutzungszwang unterworfenen
anderen Grundstücke in ihrem
bisherigen Recht der Wasse-
rentnahme beeinträchtigt und
kann der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels die Be-
seitigung des Hindernisses
wirtschaftlich nicht zugemutet
werden, so besteht insoweit
kein Anspruch auf Anschluss
und Benutzung.

(3) Abs. 1 und 2 gelten sinnge-
mäß für die Befreiung vom
Benutzungszwang. Die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels kann darüber hinaus
Befreiungen im Rahmen des
für sie wirtschaftlich Zumut-
baren aussprechen; dabei
ist insbesondere auf die Ent-
gelt-belastungen der übrigen
Grundstückseigentümer im
gesamten Versorgungsgebiet
Rücksicht zu nehmen. Die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels muss eine Befreiung
versagen, wenn und soweit

3. eine nähere Beschreibung des
einzelnen Gewerbebetriebes
usw., für den auf dem Grund-
stück Wasser verbraucht wer-
den soll unter Angabe des ge-
schätzten Wasserbedarfs,

4. einen Lageplan mit Auswei-
sung des Grundstücks, der un-
mittelbar vor dem Grundstück
verlaufenden Leitung – soweit
bekannt – und des Grund-
stücksanschlusses.

5. Angaben über eine etwaige pri-
vate Wasserversorgungsanlage,

6. eine Erklärung desGrundstücks-
eigentümers, die anfallenden
Kosten der Anschlussleitung
einschließlich der Wiederher-
stellungskosten im öffentlichen
Verkehrsraum nach Maßgabe
der Bestimmungen in der Ent-
geltsatzung Wasserversorgung
zu übernehmen und der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels den entsprechenden Be-
trag zu erstatten,

7. ggf. eine Erklärung nach § 7
Abs. 1, Satz 2 bzw. § 4 Abs. 2

Steht der Name des Installateurs,
durch den die Wasserverbrauchs-
anlage eingerichtet oder geändert
werden soll, bei der Antragstellung
noch nicht fest, ist er sobald wie
möglich der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels mitzuteilen.
Antrag und Antragsunterlagen sind
von dem Grundstückseigentümer
und von dem mit der Ausführung
Beauftragten zu unterschreiben
und in doppelter Ausfertigung bei
der Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels einzureichen, die Un-
terschrift des mit der Ausführung
Beauftragten kann nachgereicht
werden. Die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels kann Ergän-
zungen der Unterlagen verlangen,
Nachprüfungen vornehmen und in
einfach gelagerten Fällen auf ein-
zelne der genannten Antragsunter-
lagen verzichten.
(4) Mit der Ausführung der Arbei-

ten für den Grundstücksan-
schluss darf erst begonnen
werden, wenn der Antrag ge-
nehmigt ist. Ergibt sich wäh-
rend der Ausführung des An-
schlusses die Notwendigkeit
einer Änderung, ist dies der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels unverzüglich anzu-
zeigen und eine zusätzliche
Genehmigung der Änderung
einzuholen.

(5) Die Genehmigung des Antrags
auf Anschluss erfolgt unbe-
schadet der Rechte Dritter und
der sonstigen bundes- oder
landesgesetzlichen Bestim-
mungen.

(6) Die Genehmigung des Antra-
ges erlischt nach Ablauf eines
Jahres, wenn mit den Ausfüh-
rungsarbeiten nicht begonnen
oder begonnene Arbeiten län-
ger als ein Jahr eingestellt wor-
den sind. Bei vorübergehenden
oder vorläufigen Anschlüssen
wird die Genehmigung wider-
ruflich oder befristet ausge-
sprochen.

(7) Für die Genehmigung erhebt
die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels eine Verwal-
tungsgebühr nach Maßgabe

der Bestimmungen in der
Entgeltsatzung Wasserversor-
gung.

III. Abschnitt:
Grundstücksanschlüsse

§ 10
Herstellung, Änderung und
Abtrennung der Grundstücks-

anschlüsse
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels bestimmt
Art, Zahl und Lage der Grund-
stücksanschlüsse sowie deren
Änderung nach Anhörung des
Grundstückseigentümers und
unter Berücksichtigung seiner
berechtigten Interessen.

(2) Werden an Straßen, in denen
sich noch keine oder nicht in
voller Länge Straßenleitungen
befinden, Bauten neu errichtet
oder vorhandene Gebäude we-
sentlich geändert oder durch
neue ersetzt, so kann die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels von den Grundstücks-
eigentümern verlangen, dass
auf diesen Grundstücken be-
reits alle Vorkehrungen für den
späteren Anschluss des Grund-
stücks an die Wasserversor-
gungsanlage nach den näheren
Angaben der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels getrof-
fen werden.

(3) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels ist Eigentüme-
rin des gesamten Grundstücks-
anschlusses bis einschließlich
der Messeinrichtung. Sie lässt
diese von der Straßenleitung
bis zur Hauptabsperrvorrich-
tung herstellen, erneuern,
ändern, unterhalten und be-
seitigen. Der Grundstücksei-
gentümer hat die baulichen
Voraussetzungen für die siche-
re Errichtung des Grundstücks-
anschlusses zu treffen.

(4) G r unds tü cksan s ch l ü ss e
müssen zugänglich und vor
Beschädigungen, insbeson-
dere vor Einwirkung dritter
Personen, vor Oberflächen-,
Schmutz- und Grundwasser
geschützt sein. Grundstücksei-
gentümer und Benutzer dürfen
keine Einwirkungen auf den
Grundstücksanschluss vorneh-
men oder durch Dritte vorneh-
men lassen.

(5) Der Grundstückseigentümer ist
verpflichtet, der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels je-
den Schaden am Grundstücks-
anschluss, insbesondere das
Undichtwerden von Leitungen
sowie sonstigen Störungen un-
verzüglich anzuzeigen.

(6) Beim Abbruch eines ange-
schlossenen Gebäudes oder
einer Veränderung, die einen
Grundstücksanschluss betrifft,
hat der Grundstückseigentü-
mer dies der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels zwei
Wochen vorher mitzuteilen.

(7) Grundstücksanschlüsse, über
die länger als ein Jahr kein
Wasser entnommen wird,
trennt die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels gemäß
DVGW Arbeitsblatt W 403 vom

1 Für die Brauchwassernutzung im Haus (z.B. für Toilettenspülung) ist dagegen eine Teilbefreiung gemäß § 8 Abs. 3 erforderlich.
2Beispielsweise die Gefahr einer Verkeimung auf Grund hoher Verweilzeiten.
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Verteilungsnetz ab. Das Be-
nutzungsverhältnis ist damit
aufgelöst.

(8) Die Kostenerstattung für die
Herstellung, Änderung sowie
für die durch den Grundstücks-
eigentümer veranlasste vorü-
bergehende Absperrung der
Grundstücksanschlüsse erfolgt
nach Maßgabe der Bestim-
mungen in der Entgeltsatzung
Wasserversorgung anhand der
tatsächlichen Kosten.

(9) Die Absätze 1 bis 8 gelten
unabhängig von der Länge
und Lage des Grundstücksan-
schlusses und auch für zusätz-
liche Grundstücksanschlüsse.

§ 11
Anzahl der Grundstücks-

anschlüsse
(1) Jedes Grundstück wird grund-

sätzlich nur einmal ange-
schlossen und erhält einen di-
rekten Grundstücksanschluss.

(2) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels kann auf
Antrag des Grundstückseigen-
tümers weitere Anschlüsse zu-
lassen.

(3) Befinden sich auf einem
Grundstück mehrere räumlich
und funktional getrennte Ge-
bäude zum dauernden oder vo-
rübergehenden Aufenthalt von
Menschen, so ist jedes Gebäu-
de dieses Grundstücks separat
anzuschließen.

(4) Soweit für die Verbandsge-
meinde nachträglich die Not-
wendigkeit erwächst, weitere
Grundstücksanschlüsse zu ver-
legen (z.B. bei Grundstückstei-
lung), gelten diese als zusätz-
liche Grundstücksanschlüsse
im Sinne der Entgeltsatzung
Wasserversorgung.

(5) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels kann in
Ausnahmefällen und auf An-
trag den Anschluss mehrerer
Grundstücke an einen gemein-
samen Grundstücksanschluss
zulassen. Voraussetzung ist,
dass die beteiligten Grund-
stückseigentümer dessen
Verlegung, Unterhaltung und
Benutzung auf dem jeweiligen
fremden Grundstück durch
dingliches Leitungsrecht gesi-
chert haben.

§ 12
Anschlüsse und Benutzung der
Wasserversorgungsanlagen

für Feuerlöschzwecke
(1) Sollen auf privaten Grundstü-

cken besondere Feuerlöschan-
schlüsse eingerichtet werden,
sind über ihre Anlegung, Un-
terhaltung und Prüfung beson-
dere Vereinbarungen mit der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels unter Wahrung der
jeweils geltenden technischen
Regelwerke zu treffen.

(2) Löschwasserentnahmestellen
auf privaten Grundstücken
werden von der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
mit Plomben verschlossen.
Die Kosten für die Herstel-
lung, Erneuerung, Änderung,
Unterhaltung und Beseiti-

gungsstörungen gelten die
§§ 6 und 7 der Verordnung
über Allgemeine Bedingungen
für die Versorgung mit Wasser
(AVBWasserV).

§ 14
Einstellung der Wasserlieferung
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels ist berechtigt,
die Versorgung fristlos einzu-
stellen, wenn der Grundstücks-
eigentümer oder Benutzer die-
ser Satzung zuwiderhandelt
und die Einstellung erforder-
lich ist, um

1. eine unmittelbare Gefahr für die
Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwenden,

2. den Verbrauch vonWasser unter
Umgehung, Beeinflussung oder
vor Anbringung der Messein-
richtungen zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störun-
gen von Grundstückseigentü-
mern oder Benutzern auf Ein-
richtungen des Unternehmens
oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwas-
sers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlun-
gen, insbesondere bei Nicht-
erfüllung einer Zahlungsver-
pflichtung trotz Mahnung, ist
die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels berechtigt, die
Versorgung zwei Wochen nach
Androhung einzustellen. Dies
gilt nicht, wenn dargelegt wird,
dass die Folgen der Einstellung
außer Verhältnis zur Schwere
der Zuwiderhandlung stehen
und hinreichende Aussicht
besteht, dass den Verpflichtun-
gen nachgekommen wird. Die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels kann mit der Mah-
nung zugleich die Einstellung
der Versorgung androhen.

(3) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels wird die Ver-
sorgung unverzüglich wieder
aufnehmen, sobald die Gründe
für ihre Einstellung entfallen
sind. Der Grundstückseigen-
tümer ersetzt die Kosten der
Einstellung und Wiederauf-
nahme der Versorgung nach
Maßgabe der Bestimmungen
in der Entgeltsatzung Wasser-
versorgung.

§ 15
Art der Versorgung

(1) DasvonderVerbandsgemeinde
Annweiler am Trifels gelieferte
Wasser entspricht hinsichtlich
Menge, Qualität und Druck den
jeweils geltenden Rechtsvor-
schriften und den anerkannten
Regeln der Technik. Sind keine
die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels verpflichten-
den Regelungen vorhanden,
entscheidet die Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels.
Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels ist berechtigt,
die Beschaffenheit und den
Druck des Wassers im Rahmen
der gesetzlichen und behörd-
lichen Bestimmungen sowie
der anerkannten Regeln der

gung der Anschlüsse trägt der
Grundstückseigentümer. Der
Grundstückseigentümer darf
nur zu Feuerlöschzwecken
Wasser entnehmen. Er hat den
Anschluss auf Verlangen im
öffentlichen Interesse zur Ver-
fügung zu stellen. Jede Entfer-
nung oder Beschädigung der
Plomben ist vom Grundstücks-
eigentümer unverzüglich zu
melden.

(3) Beim Eintritt des Brandes oder
in sonstigen Fällen allgemeiner
Gefahr sind die Anordnungen
der Feuerwehr zu befolgen, ins-
besondere haben die Benutzer
ihre Leitungen auf Verlangen
für Feuerlöschzwecke unent-
geltlich zur Verfügung zu stel-
len und die gleichzeitige Was-
serentnahme zu unterlassen.

IV. Abschnitt:
Wasserlieferung

§ 13
Wasserlieferung

(1) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels liefert das
Wasser in der Regel ohne Be-
schränkung auf das Grund-
stück bis zum Ende des Grund-
stücksanschlusses, soweit
nicht eine Beschränkung des
Benutzungsrechts ausgespro-
chen ist oder Beschränkungen
besonders vereinbart sind. Für
die Verteilung des Wassers
auf dem Grundstück ist aus-
schließlich der Grundstücksei-
gentümer verantwortlich.

(2) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels kann die Liefe-
rung von Wasser zur Vornahme
betriebsnotwendiger Arbeiten
unterbrechen oder einschrän-
ken. Dies gilt auch,

1. soweit zeitliche Beschränkun-
gen zur Sicherstellung der öf-
fentlichen Wasserversorgung,
insbesondere wegen Betriebs-
störungen oder Wassermangel,
erforderlich sind,

2. soweit und solange die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels an der Versorgung durch
höhere Gewalt oder sonstige
Umstände, deren Beseitigung
ihr wirtschaftlich nicht zugemu-
tet werden kann, gehindert ist.
Die Verbandsgemeinde Annwei-
ler am Trifels wird jede Unter-
brechung oder Unregelmäßig-
keit unverzüglich beheben.

(3) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels wird die
Grundstückseigentümer und
Benutzer bei einer nicht nur
für kurze Dauer beabsichtigten
Unterbrechung der Versorgung
rechtzeitig in geeigneter Weise
unterrichten. Die Pflicht zur Be-
nachrichtigung entfällt, wenn
die Unterrichtung

1. nach den Umständen nicht
rechtzeitig möglich ist und die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels dies nicht zu vertreten
hat oder

2. die Beseitigung von bereits ein-
getretenen Unterbrechungen
verzögern würde.

(4) Für die Haftung bei Versor-

Technik zu ändern, falls dies
in besonderen Fällen aus wirt-
schaftlichen oder technischen
Gründen zwingend notwendig
ist; dabei werden die Belange
der Grundstückseigentümer
möglichst berücksichtigt.

(2) Stellt der Grundstückseigentü-
mer besondere Anforderungen
an Beschaffenheit und Druck
des Wassers, die über die vor-
genannten Verpflichtungen hi-
nausgehen, so obliegt es ihm
selbst, die erforderlichen Vor-
kehrungen zu treffen.

§ 16
Verwendung des Wassers

(1) Das Wasser wird nur für die
eigenen Zwecke des Grund-
stückseigentümers, seiner
Mieter und ähnlich berech-
tigter Personen zur Verfügung
gestellt. Die Weiterleitung
an sonstige Dritte ist nur mit
schriftlicher Zustimmung der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels zulässig. Diese wird
erteilt werden, wenn dem Inter-
esse an der Weiterleitung nicht
überwiegende versorgungs-
wirtschaftliche Gründe entge-
genstehen.

(2) Das Wasser darf für alle Zwe-
cke verwendet werden, soweit
nicht in dieser Satzung (§ 7
Abs. 1) oder auf Grund sonsti-
ger gesetzlicher oder behörd-
licher Vorschriften Beschrän-
kungen vorgesehen sind. Die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels kann darüber hinaus
die Verwendung für bestimmte
Zwecke beschränken, soweit
dies zur Sicherstellung der
allgemeinen Wasserversor-
gung erforderlich ist. Derarti-
ge Einschränkungen gibt die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels ortsüblich öffentlich
bekannt.

(3) Der Anschluss von Anlagen
zum Bezug von Bauwasser ist
bei der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels vor Beginn
der Bauarbeiten zu beantra-
gen. Der Antragsteller hat der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels alle für die Herstel-
lung und Entfernung des Bau-
wasseranschlusses entstehen-
den Kosten nach Maßgabe der
Bestimmungen in der Entgelt-
satzung Wasserversorgung zu
erstatten. Die Sätze 1 und 2
gelten für Anschlüsse zu sons-
tigen vorübergehenden Zwe-
cken entsprechend.

(4) Soll das Wasser aus öffentli-
chen Hydranten nicht zum Feu-
erlöschen, sondern zu anderen
vorübergehenden Zwecken
entnommen werden, sind hier-
für Hydrantenstandrohre der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels mit Wasserzählern
zu benutzen.

§ 17
Um- und Abmeldung
des Wasserbezuges

(1) Will ein Grundstückseigentü-
mer, der zur Benutzung der

Wasserversorgungsanlagen
nicht verpflichtet ist, den Was-
serbezug vollständig einstel-
len, so hat er dies mindestens
zwei Wochen vor der Einstel-
lung der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels schriftlich
mitzuteilen. Dies gilt gleicher-
maßen für nicht unwesentliche
Änderungen der Bezugsmenge.

(2) Will ein zum Anschluss oder
zur Benutzung Verpflichteter
den Wasserbezug ganz oder
teilweise einstellen, so hat er
bei der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels Befreiung
bzw. Teilbefreiung nach den
Bestimmungen des § 8 zu be-
antragen.

(3) Änderungen im Kreise der
Grundstückseigentümer sowie
deren Namen und Anschrift ha-
ben die bisherigen Eigentümer
der Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels innerhalb von
zwei Wochen nach der Ände-
rung schriftlich mitzuteilen. Zu
dieser Meldung sind auch die
neuen Eigentümer verpflichtet.

(4) Wird der Wasserverbrauch
ohne schriftliche Mitteilung im
Sinne von Abs. 1 oder vor Ertei-
lung der Befreiung eingestellt,
so haftet der Grundstücks-
eigentümer der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
für die Erfüllung sämtlicher
sich aus dieser Satzung erge-
benden Verpflichtungen der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels.

(5) Der Grundstückseigentümer
kann eine zeitweilige Absper-
rung seines Anschlusses ver-
langen, ohne damit das Benut-
zungsverhältnis aufzulösen,
soweit dies nicht den Wasser-
versorgungspflichten der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels widerspricht. Die Kosten
für die Absperrung sowie für
die mit der Wiederinbetrieb-
nahme verbundenen Maßnah-
men3 trägt der Grundstücks-
eigentümer nach Maßgabe der
Bestimmungen in der Entgelt-
satzung Wasserversorgung.

V. Abschnitt:
Messung des Wasserverbrauchs

§ 18
Messeinrichtung

(1) Der Wasserverbrauch auf dem
Grundstück wird durch geeich-
te Wasserzähler (Messeinrich-
tung)4 festgestellt, soweit sich
aus den folgenden Bestim-
mungen nicht etwas anderes
ergibt. Die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels stellt die
Einhaltung der eichrechtlichen
Vorschriften sicher und trägt
die damit verbundenen Kosten
der Abnahme und ggf. Wieder-
anbringung. Die vom Wasser-
zähler ordnungsgemäß ange-
zeigte Wassermenge gilt für die
Berechnung der Gebühren als
verbraucht.

(2) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels bestimmt

3 Beispielsweise die Spülung des Grundstücksanschlusses im Hinblick auf die Gefahr der Verkeimung
4 Als Messeinrichtung wird der geeichte Wasserzähler definiert.
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entsprechend den Erfordernis-
sen des Einzelfalles Art, Zahl,
Größe und Anbringungsort
der Wasserzähler. Wasser-
zähler, die über eine Funk-
verbindung auslesbar sind
(Funkwasserzähler), erfüllen
die datenschutzrechtlichen
Anforderungen nach Anlage 1
zu dieser Satzung. Ebenso ist
die Lieferung, Anbringung,
Überwachung, Unterhaltung
und Entfernung der Wasserzäh-
ler Aufgabe der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels.
Sie wird den Grundstücksei-
gentümer anhören und seine
berechtigten Interessen wah-
ren. Sie wird auf Verlangen des
Grundstückseigentümers die
Wasserzähler verlegen, wenn
dies nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik
sowie ohne Beeinträchtigung
einer einwandfreien Messung
möglich ist; der Grundstücks-
eigentümer ist verpflichtet, die
Kosten zu tragen.

(3) Wasserzähler sind gemäß § 10
Abs. 3 Bestandteil des Grund-
stücksanschlusses und Ei-
gentum der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels. Der
Grundstückseigentümer haftet
für das Abhandenkommen und
die Beschädigung der Was-
serzähler, soweit ihn hieran
ein Verschulden trifft. Er hat
den Verlust, Beschädigungen
und Störungen der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
unverzüglich mitzuteilen. Er
ist verpflichtet, die Wasser-
zähler vor Oberflächenwasser,
Schmutz- und Grundwasser so-
wie vor Frost zu schützen.

(4) Der Grundstückseigentümer
darf Änderungen an dem Was-
serzähler und an seiner Auf-
stellung nicht vornehmen und
nicht dulden, dass solche Än-
derungen durch andere Perso-
nen als durch Beauftragte der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels vorgenommen wer-
den.

§ 19
Nachprüfung von Wasserzählern
(1) Der Grundstückseigentümer

kann jederzeit die Nachprü-
fung der Wasserzähler durch
eine anerkannte Konformitäts-
bewertungsstelle im Sinne der
§§ 13 oder 14 des Mess- und
Eichgesetzes verlangen. Stellt
der Grundstückseigentümer
den Antrag auf Prüfung nicht
bei der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels, so hat er
diese vor Antragstellung zu be-
nachrichtigen.

(2) Die Kosten der Prüfung fallen
nachMaßgabe der Bestimmun-
gen in der Entgeltsatzung Was-
serversorgung der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
zur Last, falls die Abweichung
die gesetzlichen Verkehrsfeh-
lergrenzen überschreitet, sonst
dem Grundstückseigentümer.

nicht an, so ermittelt die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels den Verbrauch für die
Zeit seit der letzten fehlerfrei-
en Ablesung aus dem Durch-
schnittsverbrauch des ihr
vorhergehenden und des der
Feststellung des Fehlers nach-
folgenden Ablesezeitraums
oder auf Grund des vorjährigen
Verbrauchs durch Schätzung;
die tatsächlichen Verhältnisse
sind angemessen zu berück-
sichtigen.

(2) Ansprüche nach Absatz 1 sind
auf den der Feststellung des
Fehlers vorhergehenden Able-
sezeitraum beschränkt, es sei
denn, die Auswirkung des Feh-
lers kann über einen größeren
Zeitraum festgestellt werden;
in diesem Fall ist der Anspruch5
auf längstens zwei Jahre be-
schränkt.

§ 22
Messeinrichtungen an der

Grundstücksgrenze
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels ist berechtigt,
an der Grundstücksgrenze
einen geeigneten Wasserzäh-
lerschacht oder Wasserzähler-
schrank anzubringen, wenn

1. das Grundstück unbebaut ist
oder

2. ein überlanger Grundstücksan-
schluss gemäß § 2 Nr. 4 vorliegt
oder

3. die Verlegung des Grundstücks-
anschlusses nur unter beson-
deren Erschwernissen erfolgen
kann oder

4. kein Raum zur frostsicheren Un-
terbringung des Wasserzählers
vorhanden ist. Der Grundstücks-
eigentümer ist verpflichtet, die
Einrichtungen in ordnungsge-
mäßem Zustand und jederzeit
zugänglich zu halten. Die Rege-
lungen des § 10 gelten analog.

(2) Der Grundstückseigentümer
kann die Verlegung der Mess-
einrichtungen verlangen, wenn
sie an der bisherigen Stelle für
ihn nicht mehr zumutbar sind
und die Verlegung ohne Beein-
trächtigung einer einwandfrei-
en Messung möglich ist.

(3) Die Kosten trägt der Grund-
stückseigentümer nach Maß-
gabe der Bestimmungen in der
Entgeltsatzung Wasserversor-
gung.

VI. Abschnitt:
Kundenanlagen

§ 23
Betrieb, Erweiterung und

Änderung der Kundenanlage
(1) Für die ordnungsgemäße Er-

richtung, Erweiterung, Ände-
rung und Unterhaltung der
Kundenanlage ist der Grund-
stückseigentümer verantwort-
lich. Hat er die Anlage oder
Anlagenteile einem Dritten
vermietet oder sonst zur Be-
nutzung überlassen, so ist er
neben diesem verantwortlich.

§ 20
Ablesung

(1) Analoge Wasserzähler wer-
den von Beauftragten der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels möglichst in gleichen
Zeitabständen oder auf Ver-
langen der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels vom
Grundstückseigentümer selbst
abgelesen. Dieser hat da-
für Sorge zu tragen, dass die
Wasserzähler leicht zugäng-
lich sind. Funkwasserzähler
werden grundsätzlich einmal
jährlich durch die Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels für
die Zwecke der Verbrauchsab-
rechnung ausgelesen. In bei-
den Fällen gibt die Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
den Ablesezeitraum ortsüblich
bekannt.

(2) Darüber hinaus ist die Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels berechtigt, Funkwasser-
zähler anlassbezogen auch
unterjährig auszulesen, soweit
dies zur Abwehr von Gefahren
für den ordnungsgemäßen
Betrieb der Wasserversor-
gungsanlagen oder anderer
öffentlicher Interessen erfor-
derlich ist; dazu gehören ins-
besondere die Gewährleistung
der Trinkwasserhygiene (z.B.
Auslesen der Temperatur),
die Leckortung (z.B. Auslesen
des Mengenflusses) sowie die
Überprüfung eines Verdachts
auf Manipulation (z.B. Ausle-
sen von Daten über einen Tro-
cken- oder Rückwärtslauf). Im
Einvernehmen mit dem Grund-
stückseigentümer kann ein
Zähler auch zu weiteren Zwe-
cken ausgelesen werden.

(3) Solange der Beauftragte der
Verbandsgemeinde Annwei-
ler am Trifels die Räume des
Grundstückseigentümers und
Benutzers nicht zum Zwecke
der Ablesung betreten kann
und der Grundstückseigen-
tümer den Zählerstand nicht
selbst abliest und mitteilt,
darf die Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels den Ver-
brauch auf der Grundlage der
letzten Ablesung schätzen;
die tatsächlichen Verhältnisse
sind angemessen zu berück-
sichtigen. Gleiches gilt, wenn
der Grundstückseigentümer
die Funkverbindung eines
Funkwasserzählers aktiv stört
und keine Ablesung am Zäh-
ler durch Beauftragte der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels gewährt.

§ 21
Berechnungsfehler

(1) Ergibt eine Prüfung der Was-
serzähler eine Überschreitung
der Verkehrsfehlergrenzen, so
ist der zu viel oder zu wenig
berechnete Gebührenbetrag zu
erstatten oder nachzuentrich-
ten. Ist die Größe des Fehlers
nicht einwandfrei festzustellen
oder zeigt ein Wasserzähler

(2) Die Kundenanlage darf nur un-
ter Beachtung der Vorschriften
dieser Satzung und anderer
gesetzlicher oder behördlicher
Bestimmungen sowie nach den
anerkannten Regeln der Tech-
nik errichtet, erweitert, geän-
dert und unterhalten werden.
Die Errichtung der Kundenan-
lage und wesentliche Verän-
derungen dürfen nur durch die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels oder durch ein in ein
Installateurverzeichnis der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels eingetragenen Installati-
onsunternehmen erfolgen. Die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels ist berechtigt, die
Ausführung der Arbeiten des
Installationsunternehmens zu
überwachen.

(3) Die Kundenanlage ist so zu
betreiben, dass Störungen an-
derer Grundstückseigentümer,
störende Rückwirkungen auf
Einrichtungen der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
oder Dritter oder Rückwirkun-
gen auf die Güte des Trinkwas-
sers ausgeschlossen sind.

(4) Erweiterungen und Änderun-
gen der Kundenanlage sowie
die Verwendung zusätzlicher
Verbrauchseinrichtungen sind
der Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels mitzuteilen,
soweit sich dadurch Bemes-
sungsgrößen für die Entgelte
ändern oder sich die vorzu-
haltende Leistung wesentlich
ändert.

(5) Anlagenteile, die sich vor den
Messeinrichtungen befinden,
können durch die Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
plombiert werden. Ebenso kön-
nen Anlagenteile, die zur Was-
serverbrauchsanlage gehö-
ren, unter Plombenverschluss
genommen werden, um eine
einwandfreie Messung zu ge-
währleisten. Die dafür erforder-
liche Ausstattung der Anlage
ist nach den Angaben der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels zu veranlassen.

(6) Es dürfen nur Produkte und
Geräte verwendet werden, die
den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik entsprechen.
Die Einhaltung der Voraus-
setzungen des Satzes 1 wird
vermutet, wenn eine CE-Kenn-
zeichnung für den ausdrückli-
chen Einsatz im Trinkwasser-
bereich vorhanden ist. Sofern
diese CE-Kennzeichnung nicht
vorgeschrieben ist, wird dies
auch vermutet, wenn das Pro-
dukt oder Gerät ein Zeichen
eines akkreditierten Branchen-
zertifizierers trägt, insbeson-
dere das DIN-DVGW-Zeichen
oder DVGW-Zeichen. Produkte
und Geräte, die

1. in einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens über den Eu-
ropäischen Wirtschaftsraum
rechtmäßig hergestellt worden
sind oder

2. in einem anderen Mitglied-
staat der Europäischen Union
oder in der Türkei rechtmäßig
hergestellt oder in den Verkehr

gebracht worden sind und die
nicht den technischen Spezi-
fikationen der Zeichen nach
Satz 3 entsprechen, werden
einschließlich der in den vor-
genannten Staaten durchge-
führten Prüfungen und Über-
wachungen als gleichwertig
behandelt, wenn mit ihnen
das in Deutschland geforderte
Schutzniveau gleichermaßen
dauerhaft erreicht wird.

§ 24
Inbetriebnahme der
Kundenanlage

(1) Jede Inbetriebnahme ein-
schließlich der Wiederinbe-
triebnahme der Kundenanlage
ist bei der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels über das
Installationsunternehmen zu
beantragen.

(2) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels oder deren
Beauftragte schließen die
Kundenanlage an den Grund-
stücksanschluss an und setzen
sie in Betrieb.

(3) Die Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels erhebt für jede
Inbetriebnahme der Kundenan-
lage eine Verwaltungsgebühr
nach Maßgabe der Bestim-
mungen in der Entgeltsatzung
Wasserversorgung.

§ 25
Überprüfung der Kundenanlage
(1) Die Verbandsgemeinde Ann-

weiler am Trifels ist berech-
tigt, die Kundenanlage vor und
nach ihrer Inbetriebsetzung zu
überprüfen. Sie hat den Grund-
stückseigentümer auf erkannte
Sicherheitsmängel aufmerk-
sam zu machen und kann de-
ren Beseitigung verlangen.

(2) Werden Mängel festgestellt,
welche die Sicherheit gefähr-
den oder erhebliche Störun-
gen erwarten lassen, so ist die
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels berechtigt, den An-
schluss oder die Versorgung
zu verweigern; bei Gefahr für
Leib oder Leben ist sie hierzu
verpflichtet.

(3) Durch Vornahme oder Unter-
lassung der Überprüfung der
Anlage sowie durch deren An-
schluss an das Verteilungsnetz
übernimmt die Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
keine Haftung für die Mängel-
freiheit der Anlage. Dies gilt
nicht, wenn sie bei einer Über-
prüfung Mängel festgestellt
hat, die eine Gefahr für Leib
oder Leben darstellen.

§ 26
Technische Anschluss-

bedingungen
Die Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels ist berechtigt, weitere
technische Anforderungen an die
Anschlussleitung und die Kun-
denanlagen sowie an den Betrieb
der Kundenanlagen festzulegen,
soweit dies aus Gründen der si-
cheren und störungsfreien Versor-
gung, insbesondere im Hinblick
auf die Erfordernisse des Vertei-
lungsnetzes, notwendig ist. Diese

5 Hinweis: Es handelt sich hier um den Anspruch auf Feststellung des Fehlers. Unberührt bleiben die Fristen für Ansprüche auf
Korrekturen der Bescheide gemäß Abgabenordnung.

6 z.B. durch die Installation einer Brauchwasseranlage.
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Anforderungen dürfen den aner-
kannten Regeln der Technik nicht
widersprechen. Der Anschluss
bestimmter Verbrauchseinrich-
tungen kann von der vorherigen
Zustimmung der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels abhängig
gemacht werden. Die Zustimmung
darf nur verweigert werden, wenn
der Anschluss eine sichere und
störungsfreie Versorgung gefähr-
den würde.

VII. Abschnitt:
Grundstücksbenutzung

§ 27
Zutrittsrecht

(1) Der Grundstückseigentümer
und die Benutzer haben den
mit einem Ausweis versehenen
Beauftragten der Verbandsge-
meinde Annweiler am Trifels
den Zutritt zu ihren Räumen
und zu den Messeinrichtungen
an der Grundstücksgrenze zu
gestatten, soweit dies für die
Prüfung der technischen Ein-
richtungen, zur Wahrnehmung
sonstiger Rechte und Pflichten
nach dieser Satzung oder zur
Ermittlung von Bemessungs-
grundlagen für Entgelte, ins-
besondere zur Ablesung der
Wasserzähler, erforderlich ist.

(2) Die Beauftragten der Verbands-
gemeinde Annweiler am Trifels
dürfen Wohnungen nur mit
Einwilligung des Berechtigten,
Betriebs- und Geschäftsräume
ohne Einwilligung nur in den
Zeiten betreten, in denen sie
normalerweise für die jeweilige
geschäftliche oder betriebliche
Nutzung offenstehen. Dies gilt
nicht bei Gefahr im Verzug.

(3) Grundstückseigentümer und
Besitzer sind verpflichtet, die
Ermittlungen und Überprüfun-
gen nach Absatz 1 zu dulden
und dabei Hilfe zu leisten.

§ 28
Grundstücksbenutzung

(1) Die Grundstückseigentümer
haben für Zwecke der örtlichen
Versorgung das Anbringen
und Verlegen von Leitungen
einschließlich Zubehör zur Zu-
und Fortleitung von Wasser
über ihre im gleichen Versor-
gungsgebiet liegenden Grund-
stücke sowie erforderliche
Schutzmaßnahmen unentgelt-
lich zuzulassen. Diese Pflicht
betrifft nur Grundstücke, die
an die Wasser-versorgung an-
geschlossen sind, die vom Ei-
gentümer in wirtschaftlichem
Zusammenhang mit der Was-
serversorgung genutzt werden
oder für die die Möglichkeit der
Wasserversorgung sonst wirt-
schaftlich vorteilhaft ist. Sie
entfällt, wenn die Inanspruch-
nahme der Grundstücke den
Eigentümer mehr als notwen-
dig oder in unzumutbarer Wei-
se belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer
wird rechtzeitig über Art und
Umfang der beabsichtigten In-
anspruchnahme des Grundstü-
ckes benachrichtigt.

(3) Der Grundstückseigentümer

Änderungen am Wasserzähler
vornimmt oder duldet (§ 18 Abs.
4) oder eine Messeinrichtung
an der Grundstückgrenze nicht
in ordnungsgemäßem Zustand
und jederzeit zugänglich hält
(§ 22 Abs. 1),

5. seine private Kundenanlage ent-
gegen den Bestimmungen des
§ 23 Abs. 2 bis 6 errichtet, er-
weitert, ändert und unterhält,
insbesondere wer unzulässi-
ge direkte Verbindungen (d.h.
ohne freien Auslauf) mit eige-
nen Zusatz- oder Regenwasser-
anlagen herstellt.

6. Wasser entgegen den Bestim-
mungen dieser Satzung oder
entgegen einer Genehmigung
oder Vereinbarung entnimmt
bzw. verwendet (insbesondere
§ 5 Abs. 3, § 7, § 8 Abs. 3 und
Abs. 5, § 16),

7. eine private Löschwasserent-
nahmestelle missbräuchlich
verwendet (§ 12 Abs. 2) oder
berechtigte Nutzung durch die
Feuerwehr behindert oder er-
schwert (§ 12 Abs. 3)

8. den Wasserbezug nicht nach
§ 17 um- oder abmeldet,

9. festgestellte Mängel nicht be-
seitigt (insbesondere § 25 Abs.
2 und 3),

10. seinen Benachrichtigungs-
pflichten (insbesondere § 10
Abs. 5 und 6, § 17 Abs. 1, § 18
Abs. 3, § 23 Abs. 4) oder Dul-
dungspflichten (insbesondere
§27und28) nicht nachkommt,
oder wer einer aufgrund dieser
Satzung ergangenen, vollzieh-
baren Anordnung zuwiderhan-
delt. Ordnungswidrig sind au-
ßerdem Eingriffe in öffentliche
Wasser-versorgungsanlagen,
die von der Verbandsgemein-
de Annweiler am Trifels nicht
ausdrücklich genehmigt sind.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann
mit einer Geldbuße bis zu der
im § 24 Abs. 5 Gemeindeord-
nung festgelegten Höhe geahn-
det werden. Das Bundesgesetz
über Ordnungswidrigkeiten fin-
det Anwendung.

(3) Die Anwendung von Zwangs-
mitteln richtet sich nach den
Vorschriften des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes für
Rheinland-Pfalz.

§ 31
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach
ihrer Veröffentlichung in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung
über die Versorgung der Grundstü-
cke mit Wasser und den Anschluss
an die öffentliche Wasserversor-
gungseinrichtung – Allgemeine
Wasser-versorgungssatzung – der
Verbandsgemeinde Annweiler am
Trifels vom 27. November 1981,
zuletzt geändert am 02. Dezember
1996, außer Kraft.
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Ausgefertigt:
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Beigeordneter

kann die Verlegung der Einrich-
tungen verlangen, wenn sie an
der bisherigen Stelle für ihn
nicht mehr zumutbar sind. Die
Kosten der Verlegung trägt die
Verbandsgemeinde Annwei-
ler am Trifels; dies gilt nicht,
soweit die Einrichtungen aus-
schließlich der Versorgung des
Grundstücks dienen oder Ent-
schädigungen gezahlt wurden
und die Benutzungsrechte im
Grundbuch eingetragen sind.

(4) Wird der Wasserbezug einge-
stellt, so hat der Grundstücks-
eigentümer die Entfernung der
Einrichtungen zu gestatten
oder sie auf Verlangen der Ver-
bandsgemeinde Annweiler am
Trifels noch fünf Jahre unent-
geltlich zu dulden, es sei denn,
dass ihm dies nicht zugemutet
werden kann.

VIII. Abschnitt: Entgelte

§ 29
Entgelte für die

Wasserversorgung
(1) Die Erhebung der einmaligen

und laufenden Entgelte sowie
der Verwaltungsgebühren und
Aufwendungsersätze richtet
sich nach der gesonderten
Entgeltsatzung Wasserversor-
gung.

(2) Die Abgabe von Wasser an
Industrieunternehmen und
Weiterverteiler kann durch
besondere Lieferungsverträge
geregelt werden. Dies gilt auch
für die Vorhaltung von Lösch-
wasser in den Fällen des § 12
sowie in den Fällen des § 4
Abs. 1 und 2.

IX. Abschnitt:
Sonstige Vorschriften

§ 30
Ahndung bei Verstößen sowie

Zwangsmaßnahmen
(1) Ordnungswidrig handelt ge-
mäß § 24 Abs. 5 GemO, wer vor-
sätzlich oder fahrlässig einem
Gebot oder Verbot dieser Satzung
zuwiderhandelt, indem er
1. Anschlüsse ohne die notwendi-
gen Anträge, Genehmigungen,
Vereinbarungen, Anzeigen oder
Eintragungen (insbesondere § 4
Abs. 1 und 2, § 9 Abs. 1 bis 6)
oder entgegen einer erteilten
Genehmigung oder entgegen
den Bestimmungen dieser Sat-
zung (insbesondere §§ 3, 6, 10
und 11) herstellt,

2. sein Grundstück nicht an-
schließt oder anschließen lässt
oder nicht die dafür notwen-
digen Vorkehrungen trifft bzw.
nicht die notwendigen Anträge
stellt (insbesondere §§ 6, 10
und 11, § 17 Abs. 2),

3. entgegen § 10 Abs. 3 nicht zu-
lässige oder nicht genehmigte
Änderungen an der Grund-
stücksanschlussleitung vor-
nimmt oder die Leitung nicht
ausreichend nach § 10 Abs. 4
schützt,

4. denWasserzähler nicht entspre-
chend § 18 Abs. 3 schützt oder

Anlage 1
Zu § 18 Abs. 2 –
Datenschutzrechtliche Anforde-
rungen an Funkwasserzähler

Die Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels stellt sicher, dass die
von ihr eingesetzten Funkwasser-
zähler folgenden datenschutz-
rechtlichen Anforderungen genü-
gen:
• Funkwasserzähler werden, auch
wenn sie technisch für den bi-
direktionalen Betrieb vorbereitet
sind, nur uni-direktional betrie-
ben, d.h. die Daten werden nur
aus dem Zähler heraus ausgele-
sen und es werden keine Daten
oder Befehle an den Zähler ge-
sendet.

• Die Wasserzähler können nur
durch die dazu vorgesehenen
Lesegeräte ausgelesen werden.

• Zur Feststellung des Jahresver-
brauches für die Berechnung der
jährlichen Verbrauchsabrech-
nung sowie bei Eigentümerwech-
sel werden nur Zählerstand und
-nummer verarbeitet.

• Für die nach § 20 Abs. 2 darüber
hinaus gehenden Zwecke wer-
den nur die für den jeweiligen
Zweck erforderlichen zusätzli-
chen Daten erhoben.

• Die Übertragung der Daten ist
durch technisch-organisatori-
sche Maßnahmen, insbesonde-
re durch Verschlüsselung, die
den Anforderungen des BSI ge-
nügt, gegen unbefugte Zugriffe
bzw. unbefugtes Mitlesen abge-
sichert.

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vor-
stehend abgedruckten Satzung
wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4
der Gemeindeordnung für Rhein-
land-Pfalz (GemO) auf folgendes
hingewiesen:
Sollte dieSatzung unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GemO oder aufgrund
der GemO zustande gekommen
sein, gilt sie ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies
gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die
Genehmigung, die Ausfertigung
oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde
den Beschluss beanstandet
oder jemand die Verletzung der
Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegenüber der Verbandsge-
meindeverwaltung,Messplatz1,
76855 Annweiler am Trifels
unter Bezeichnung des Sach-
verhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend
gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach
Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so
kannauchnachAblaufder inSatz1
genannten Frist jedermann diese
Verletzung geltend machen.

76855 Annweiler am Trifels,
12. Juli 2018
Verbandsgemeindeverwaltung

In Vertretung
Thomas Kiefer
Beigeordneter

Verbands-
gemeindeverwaltung
Annweiler am Trifels
Bekanntmachung
Nr.: 47/2018
SATZUNG
über die Entwässerung
und den Anschluss an die
öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung
– Allgemeine Entwässerungs-
satzung –

der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
vom 22. März 2018

Der Verbandsgemeinderat hat auf
Grund der §§ 24 und 26 der Ge-
meindeordnung (GemO) sowie des
§ 57 Abs. 1 des Landeswasserge-
setzes (LWG) folgende Satzung
beschlossen, die hiermit bekannt-
gemacht wird:

Inhaltsübersicht:
§ 1 Allgemeines
§ 2 Begriffsbestimmungen
§ 3 Anschluss- und Benutzungs-

recht
§ 4 Ausschluss und Beschränkun-

gen des Anschlussrechtes
§ 5 Ausschluss und Beschränkung

des Benutzungsrechtes
§ 6 Abwasseruntersuchungen
§ 7 Anschlusszwang
§ 8 Benutzungszwang
§ 9 Befreiung vom Anschluss- und

Benutzungszwang
§ 10 Grundstücksanschlüsse
§ 11 Grundstücksentwässerungs-

anlagen
§ 12 Hebeanlagen, Pumpen,

Abscheider
§ 13 Abwassergruben
§ 14 Kleinkläranlagen
§ 15 Kleinkläranlage mit weiter-

gehender Abwasserreini-
gung

§ 16 Niederschlagswasserbewirt-
schaftung

§ 17 Antrag auf Anschluss und
Benutzung, Genehmigung

§ 18 Abnahme und Prüfung der
Grundstücksentwässerungs-
anlagen, Zutrittsrecht

§ 19 Informations- und Melde-
pflichten

§ 20 Indirekteinleiterkataster
§ 21 Haftung
§ 22 Ahndung bei Verstößen sowie

Zwangsmaßnahmen
§ 23 Inkrafttreten
Anhang 1:
Allgemeine Richtwerte für die
wichtigsten Beschaffenheitskri-
terien
Anhang 2:
Technische Anforderungen
Niederschlagswasser-
bewirtschaftung

§ 1
Allgemeines

(1) Die Verbandsgemeinde be-
treibt in ihrem Gebiet die Ab-
wasserbeseitigung als öffentli-
che Einrichtung. Das Betreiben
der öffentlichen Einrichtung

Diese Zusammenstellung wurde von NoLogin am 19.07.2018 um 08:29 erzeugt



10044708_10_1

tri_hp09_amtsb.08

19. Juli 2018 Seite 9AMTSBLATT

beinhaltet
1. das Sammeln, Ableiten und Be-
handeln des Abwassers in Ab-
wasseranlagen,

2. die Abfuhr des in geschlosse-
nen Gruben anfallenden Abwas-
sers und die Entsorgung über
die Abwasseranlagen und

3. den Bau und die Unterhaltung
von nach dem 01.01.1991 er-
forderlichen Kleinkläranlagen,
das Einsammeln und Abfahren
des in Kleinkläranlagen anfal-
lenden Schlamms und dessen
ordnungsgemäße Beseitigung
bzw. Verwertung.

(2) Die Art der Entwässerung
(Mischsystem, Trennsystem,
modifiziertes Misch-/Trenn-
system u.a.) ist aus dem Ab-
wasserbeseitigungskonzept
entnommen, auf das insofern
Bezug genommen wird. Die
Ausweisung hat keine rechts-
begründende Wirkung. In-
haltliche oder flächenmäßige
Änderungen der Entwässerung
werden öffentlich bekannt ge-
macht.

(3) Art und Umfang der öffentli-
chen Abwasseranlagen sowie
den Zeitpunkt ihrer Herstellung
und ihres Ausbaus (Erweite-
rung, Erneuerung, Verbesse-
rung und Umbau) bestimmt die
Verbandsgemeinde im Rahmen
der hierfür geltenden Gesetze
und sonstigen rechtlichen Be-
stimmungen unter Berücksich-
tigung ihrer wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit. Ein Rechts-
anspruch auf Herstellung neu-
er oder den Aus- und Umbau
bestehender öffentlicher Ab-
wasseranlagen besteht nicht.

(4) Für die nach § 59 LWG von der
öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung freigestellten Grundstü-
cke gelten die §§ 5, 6, 11, 12,
18, 20 und 21 dieser Satzung
sinngemäß.

§ 2
Begriffsbestimmungen

1. Öffentliche Abwasser-
beseitigungseinrichtung:

Zur öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungseinrichtung gehören alle öf-
fentlichen Abwasseranlagen.
2. Öffentliche Abwasseranlage:
Öffentliche Abwasseranlagen
haben den Zweck, das im Ver-
bandsgemeindegebiet anfallende
Abwasser zu sammeln, den Ab-
wasserbehandlungsanlagen zu-
zuleiten und zu reinigen. Zu den
öffentlichen Abwasseranlagen
gehören die Kläranlagen, Verbin-
dungssammler, Hauptsammler,
Regenrückhaltebecken, Regen-
entlastungsanlagen, Pumpwerke,
gemeinschaftlich genutzte Anla-
gen- und Anlagenteile (insbeson-
dere bei Zweckverbänden) und die
Flächenkanalisation (Kanalnetz
innerhalb und außerhalb des öf-
fentlichen Verkehrsraums).
Zu den öffentlichen Abwasseran-
lagen gehören auch Kleinkläran-
lagen, die nach dem 01.01.1991
erforderlich wurden, sowie alle
Anlagen und Anlagenteile für die
Abfuhr und Behandlung von Ab-
wasser aus abflusslosen Gruben
und von Fäkalschlamm aus Klein-

Grundstückseigentümer ist derje-
nige, der im Grundbuch als Eigen-
tümer eingetragen ist. Ihm gleich-
gestellt sind nach dieser Satzung
Erbbauberechtigte, Wohnungsei-
gentümer, Nießbraucher und sol-
che Personen, die die tatsächliche
Gewalt über eine bauliche Anlage
oder ein Grundstück ausüben. So-
weit bei Eigentumswohnanlagen
ein Verwalter bestellt ist, ist dieser
Vertreter der Adressaten aus den
Rechtsverhältnissen dieser Sat-
zung. Bei mehreren Eigentümern
einer wirtschaftlichen Einheit
kann sich die Verbandsgemeinde
an jeden einzelnen halten.
7. Grundstücksentwässerungs-
anlagen:

Grundstücksentwässerungsanla-
gen sind Einrichtungen, die der
Sammlung, Vorbehandlung, Prü-
fung und Ableitung des Abwassers
bis zum Grundstücksanschluss
dienen. Hierzu gehören Kleinklär-
anlagen, die bis zum 01.01.1991
erforderlich wurden, sowie Ab-
wassergruben.
8. Kanäle:
Kanäle sind die Flächenkanalisa-
tion, Verbindungssammler und
Hauptsammler zum Sammeln des
Abwassers im Entsorgungsgebiet.
9. Abwassergruben:
Abwassergruben sind abfluss-
lose Gruben, die der Sammlung
des auf einem Grundstück anfal-
lenden Schmutzwassers dienen,
soweit für das Grundstück keine
Anschlussmöglichkeit an die lei-
tungsgebundene Abwasserbesei-
tigungseinrichtung besteht.
10. Kleinkläranlagen:
Kleinkläranlagen dienen der Be-
handlung und Beseitigung des auf
einem Grundstück anfallenden
Schmutzwassers, soweit dafür kei-
ne Anschlussmöglichkeit an die
leitungsgebundene Abwasserbe-
seitigungseinrichtung besteht.
11. Einrichtungen der Straßenent-

wässerung und der Außenge-
bietsentwässerung

Keine öffentlichen Abwasseranla-
gen sind solche Einrichtungen, die
ausschließlich der Straßenentwäs-
serung oder der Außengebietsent-
wässerung dienen.
12. Technische Bestimmungen
Die nachfolgenden technischen
Normen bzw. Regeln, auf die in
dieser Satzung verwiesen wird,
sind Bestandteil dieser Satzung
und können bei dem Einrichtungs-
träger während der Dienststunden
eingesehen werden:
1. DWA-M 115 - Teil 2 (zu § 5
Abs. 3 und zu Anhang 1) -
zugelassene Einleitungen

2.´DIN EN 752 sowie DIN 1986,
Teile 3, 4, 30 und 100
(zu § 11 Abs. 1) - Grundstücks-
entwässerungslagen;

3. DIN 4261 - Teil 2 (zu § 14 Abs. 1
und 4) - Kleinkläranlagen;

4. DWA-A 138 (zu Anhang 3
Buchst. d)) - Versickerungs-
anlagen;

5. Merkblatt für die Kontrolle
und Wartung von Sickeran-
lagen - Ausgabe 2002 - der
Forschungsanstalt für Straßen-
und Verkehrswesen, Arbeits-
gruppe „Erd- und Grundbau“
(zu Anhang 3 Buchst. f ))

kläranlagen die ihrer Funktion
nach der Abfuhr und Behandlung
von Abwasser dienen.
Zu den öffentlichen Abwasseran-
lagen zählen auch Anlagen Drit-
ter, die die Verbandsgemeinde
als Zweckverbandsmitglied, auf
Grund einer Zweckvereinbarung
oder eines privatrechtlichen Ver-
trages in Anspruch nimmt.
Zu den öffentlichen Abwasseranla-
gen zählen weiterhin Anlagen zur
Niederschlagswas-serbeseitigung
(z.B. Versickerungsanlagen, Mul-
den, Rigolen, offene und geschlos-
sene Gräben), soweit sie keine na-
türlichen Gewässer im Sinne des
Landeswassergesetzes sind und
der öffentlichen Abwasserbeseiti-
gung dienen.
3. Abwasser:
Abwasser im Sinne dieser Satzung
ist das durch häuslichen, gewerb-
lichen, landwirtschaftlichen oder
sonstigen Gebrauch in seinen Ei-
genschaften veränderte Wasser
(Schmutzwasser) und das von
Niederschlägen aus dem Bereich
von bebauten oder befestigten
Flächen abfließende und zum Fort-
leiten gesammelte Wasser (Nie-
derschlags-wasser), soweit dieses
nach denVorgaben des § 58 Abs. 1
Nr. 2 LWG nicht am Ort des Anfalls
verwertet oder ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit
in anderer Weise beseitigt werden
kann, sowie sonstiges zusammen
mit Schmutz- oder Niederschlags-
wasser in Abwasseranlagen abflie-
ßendes Wasser.
4. Grundstücksanschluss:
Grundstücksanschluss ist der Ver-
bindungskanal nach § 10 Abs. 1
und 2 zwischen dem Kanal (Ver-
bindungssammler, Hauptsamm-
ler, Flächenkanalisation) und der
Grundstücksgrenze zum öffent-
lichen Verkehrsraum, Revisions-
schacht oder der Revisionsöff-
nung auf dem Grundstück. Grenzt
das Grundstück nicht unmittelbar
an den öffentlichen Verkehrsraum
an, so endet der Grundstücksan-
schluss an der Grenze des öffent-
lichen Verkehrsraums.
Liegt der Kanal außerhalb des öf-
fentlichen Verkehrsraumes, gilt
als Grundstücksanschluss der Ver-
bindungskanal zwischen Grund-
stücksgrenze und Kanal. Liegt der
Kanal auf dem anzuschließenden
Grundstück, gilt der Anschluss-
stutzen als Grundstücksan-
schluss.
5. Grundstück:
Grundstück im Sinne dieser Sat-
zung ist das Grundstück gemäß
Grundbuchrecht. Als Grundstück
gilt darüber hinaus unabhängig
von der Eintragung im Grundbuch
jeder zusammenhängende, ange-
schlossene oder anschließbare
Grundbesitz, der eine wirtschaft-
liche Einheit bildet. Befinden sich
auf einem Grundstück mehrere
bauliche Anlagen, oder sind sol-
che vorgesehen, können für jede
dieser Anlagen die für Grundstü-
cke maßgeblichen Vorschriften
dieser Satzung entsprechend
angewandt werden; die Entschei-
dung hierüber trifft die Verbands-
gemeinde.
6. Grundstückseigentümer:

- Versickerungsanlagen;
6. DIN 4040-100 (zu § 12 Abs. 2) -
Abscheideanlagen für Fette;

7. DIN 1999-100 (zu § 12 Abs.
2) - Abscheideanlagen für
Leichtflüssigkeiten.

§ 3
Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer

ist berechtigt, den Anschluss
seines Grundstückes an die
Abwasserbeseitigungseinrich-
tung zu verlangen (Anschluss-
recht). Dieses Recht erstreckt
sich nur auf solche Grundstü-
cke, die durch betriebsfertige
Abwasseranlagen oder Teile
hiervon erschlossen sind oder
für die ein Leitungsrecht zu
solchen Anlagen (z.B. durch
einen öffentlichen Weg, einen
dem Grundstückseigentümer
gehörenden Privatweg oder ein
dinglich gesichertes Leitungs-
recht) besteht. Die Herstellung
neuer oder die Erweiterung
oder Änderung bestehender
Anlagen kann nicht verlangt
werden.

(2) Jeder Grundstückseigentümer
ist berechtigt, in die betriebs-
fertigen Abwasseranlagen
oder Teile hiervon nach Maß-
gabe der gesetzlichen Bestim-
mungen, dieser Satzung und
der technischen Vorschriften
für den Bau und Betrieb von
Grundstücksentwässerungs-
anlagen das auf seinem Grund-
stück anfallende Abwasser
einzuleiten (Benutzungsrecht).
Dies gilt auch für sonstige zur
Nutzung eines Grundstückes
oder einer baulichen Anlage
Berechtigte.

(3) Das Anschluss- und Benut-
zungsrecht erstreckt sich auch
auf Anlagen Dritter, soweit die
Verbandsgemeinde über den
Anschluss und die Benutzung
wie bei eigenen Anlagen verfü-
gen kann.

§ 4
Ausschluss und Beschränkungen

des Anschlussrechtes
(1) Die Verbandsgemeinde kann

den Anschluss von Grundstü-
cken an die öffentliche Ab-
wasseranlage versagen, wenn
der Anschluss technisch oder
wegen eines damit verbun-
denen unverhältnismäßig ho-
hen Aufwandes nicht möglich
ist. Der Anschluss kann auch
nachMaßgabe der in § 5 Abs. 5
geregelten Tatbestände der
Niederschlagswasserbewirt-
schaftung ganz oder teilweise
ausgeschlossen werden. Der
Anschluss ist dann zu geneh-
migen, wenn Grundstücksei-
gentümer sich zuvor verpflich-
ten, die dadurch entstehenden
Bau- und Folgekosten zu über-
nehmen.

(2) Für die Entwässerung von
Grundstücken, für die kein An-
schlussrecht vorliegt, gelten,
wenn keine Befreiung nach
§ 59 Abs. 2 oder 3 LWG ausge-
sprochen ist, die Bestimmun-
gen über die nicht leitungsge-
bundene Abwasserbeseitigung

(§§ 13, 14 und 15) dieser Sat-
zung.

(3) Solange Grundstücke nicht un-
mittelbar durch einen betriebs-
fertigen Kanal erschlossen
sind, kann dem Grundstücksei-
gentümer auf Antrag widerruf-
lich auf seine eigenen Kosten
ein provisorischer Anschluss
an einen anderen betriebsfer-
tigen Kanal gestattet werden.
Der provisorische Anschluss
ist von dem Grundstücksei-
gentümer zu unterhalten, zu
ändern und zu erneuern. Die
Verbandsgemeinde bestimmt
die Stelle des Anschlusses, die
Ausführung und die Wiederher-
stellung der für den provisori-
schen Anschluss in Anspruch
genommenen Verkehrsflächen.
Werden die Voraussetzungen
für den Anschluss- und Benut-
zungszwang (§§ 7, 8 dieser
Satzung) geschaffen, so hat
der Grundstücksei-gentümer
den provisorischen Anschluss
auf seine Kosten stillzulegen
oder zu beseitigen.

§ 5
Ausschluss und Beschränkung

des Benutzungsrechtes
(1) Dem Abwasser dürfen Stoffe

nicht beigefügt werden, die
- die Reinigungswirkung der
Kläranlagen, den Betrieb der
Schlammbehandlungsanlagen
und die Schlammbeseitigung
und -verwertung beeinträchtigen,
- die öffentlichen Abwasseranla-
gen angreifen, ihre Funktionsfä-
higkeit oder Unterhaltung behin-
dern oder gefährden,
- die dort beschäftigten Personen
gefährden oder deren Gesund-
heit beeinträchtigen
- oder sich sonst schädlich auf die
Umwelt, insbesondere auf die
Gewässer auswirken.

Insbesondere sind ausgeschlos-
sen:
1. Stoffe - auch in zerkleinertem
Zustand - die zu Ablagerungen
oder Verstopfungen in den öf-
fentlichen Abwasseranlagen
führen können, z.B. Schutt,
Asche, Sand, Kies, Faserstof-
fe, Zement, Kunstharze, Teer,
Pappe, Dung, Küchenabfälle,
Schlachtabfälle, Treber, Hefe
sowie flüssige Stoffe, die erhär-
ten;

2. feuergefährliche, explosive, gif-
tige, fett- oder ölhaltige Stoffe
wie Benzin, Phenole, Öle und
dgl., Säuren, Laugen, Salze,
mit Krankheitskeimen behaf-
tete Stoffe, radioaktive Stoffe,
Reste von Pflanzenschutzmit-
teln oder vergleichbaren Che-
mikalien, Blut, Arzneimittel,
Desinfektionsmittel, Kühl- und
Frostschutzmittel, der Inhalt
von Chemietoiletten sowie alle
übrigen Stoffe oder Stoffgrup-
pen, die wegen der Besorgung
einer Giftigkeit, Langlebig-
keit, Anreicherungsfähigkeit
oder einer krebserzeugenden,
fruchtschädigenden oder erb-
gutverändernden Wirkung als
gefährlich zu bewerten sind wie
Schwermetalle, halogenierte
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Kohlenwasserstoffe oder poly-
zyklische Aromate;

3. Abwässer aus der Tierhaltung,
Silosickersaft und Molke;

4. faulendes und sonst übelrie-
chendes Abwasser, z.B. milch-
saure Konzentrate, Krautwas-
ser;

5. Abwasser, das schädliche oder
belästigende Gase oder Dämpfe
verbreiten kann;

6. Hefe und Trübstoffe aus der
Weinbereitung mit Ausnah-
me der Mengen, die nach dem
Stand der Kellertechnik nicht
aus dem Abwasser ferngehalten
werden können;

7. Farbstoffe, soweit sie zu einer
deutlichen Verfärbung des Ab-
wassers in der Kläranlage oder
des Gewässers führen;

8. Einleitungen, für die eine nach
§ 58 WHG i.V.m. § 61 LWG er-
forderliche Genehmigung nicht
vorliegt oder die den Genehmi-
gungsanforderungen nicht ent-
sprechen.

9. alle weiteren Stoffe, die gemäß
Kreislaufwirtschaftsgesetz in
der jeweils gültigen Fassung
ordnungsgemäß als Abfall zu
entsorgen sind.

Vor Einleitung von Kondensaten
aus Brennwertfeuerstätten ist bei
einer Nennwärmeleistung von
über 25 kW bei Ölfeuerungsanla-
gen, 50 kW bei Feuerungsanlagen
mit festen Brennstoffen bzw. 200
kW bei Gasfeuerungen eine Neut-
ralisation erforderlich. Im Übrigen
darf das Kondensat unbehandelt
eingeleitet werden, sofern eine
ausreichende Durchmischung mit
dem übrigen häuslichen Abwasser
gewährleistet ist.
(2) Die Benutzung ist ausgeschlos-

sen, soweit dem Grundstücks-
eigentümer die Abwasser-
beseitigungspflicht nach § 59
Abs. 2 oder 3 LWG übertragen
wurde.

(3) Abwasser darf in der Regel in
Abwasseranlagen nicht ein-
geleitet werden, wenn die in
Anhang 1 aufgeführten Richt-
werte, die Bestandteil dieser
Satzung sind, überschritten
werden (entspricht DWA-M
115 - Teil 2 in der Fassung Juli
2005). Diese Werte sind an der
Einleitungsstelle in die öffentli-
che Abwasseranlage einzuhal-
ten und sind als Zweistunden-
mischprobe zu ermitteln.

(4) Die Verbandsgemeinde kann
im Einzelfall über die Richt-
werte des Anhangs 1 hinaus
weitergehende Anforderungen
an die Qualität des Abwassers
an der Übergabestelle oder am
Anfallsort stellen, wenn dies
für den Betrieb der öffentlichen
Abwasseranlagen erforderlich
ist; sie kann die Einleitung
auch von einer Vorbehandlung,
Rückhaltung oder Speicherung
abhängig machen.

(5) Die Verbandsgemeinde kann
nach Maßgabe der der Nie-
derschlagswasserbeseitigung
zugrunde liegenden Entwäs-
serungsplanung die Einleitung
von Niederschlagswasser ganz
oder teilweise ausschließen
oder von einer Vorbehandlung,

(3) Die Kostentragungspflicht für
die Überwachungsmaßnah-
men richtet sich nach der Ent-
geltsatzung Abwasserbeseiti-
gung.

(4) Der Grundstückseigentümer ist
verpflichtet, der Verbandsge-
meinde die für die Prüfung der
Grundstücksentwässerungs-
anlage und des Abwassers
erforderlichen Auskünfte zu
erteilen. Das Zutrittsrecht zum
Grundstück richtet sich nach
§ 18 dieser Satzung.

(5) Werdenbei einer Untersuchung
des Abwassers Verstöße gegen
§ 5 dieser Satzung festgestellt,
haben die Grundstückseigen-
tümer oder die sonstigen zur
Nutzung des Grundstückes
oder der baulichen Anlage Be-
rechtigten diese unverzüglich
abzustellen.

§ 7
Anschlusszwang

(1) Die nach § 3 dieser Satzung
zum Anschluss Berechtigten
sind verpflichtet, Grundstücke
auf denen Abwasser anfällt
oder anfallen kann, an die
Abwasserbeseitigung anzu-
schließen (Anschlusszwang),
sobald diese bebaut oder mit
der Bebauung begonnen und
die Grundstücke durch eine
betriebsfertige Abwasseranla-
ge erschlossen sind. Befinden
sich auf einem Grundstück
mehrere räumlich und funktio-
nal getrennte Gebäude, in de-
nen oder durch die Abwasser
anfällt oder anfallen kann, so
sind diese anzuschließen. Die
betriebsfertige Herstellung der
Abwasseranlagen, die nach In-
krafttreten dieser Satzung fer-
tig gestellt werden, macht die
Gemeinde öffentlich bekannt.
Mit dem Vollzug der öffentli-
chen Bekanntmachung wird
der Anschlusszwang wirksam.

(2) Die Anschlussnehmer sind ver-
pflichtet, binnen zwei Monaten
nach einer öffentlichen Be-
kanntmachung oder Mitteilung
über die Anschlussmöglichkeit
den Anschluss des Grundstü-
ckes an die betriebsfertige
Abwasseranlage vorzuneh-
men. Sie haben eine ggf. erfor-
derliche rechtliche Sicherung
des Durchleitungsrechts über
Fremdgrundstücke durch eine
im Grundbuch einzutragende
Dienstbarkeit zu gewährleisten
und gegenüber der Verbands-
gemeinde bei Aufforderung in
der Regel binnen drei Monaten
nachzuweisen.

(3) Bei Neu- und Umbauten von
baulichen Anlagen durch
Grundstückseigentümer kann
die Verbandsgemeinde von
diesen verlangen, dass Vor-
kehrungen für den späteren
Anschluss an die Abwasseran-
lagen getroffen werden.

(4) Unbebaute Grundstücke sind
anzuschließen, wenn dies im
Interesse des Wohls der All-
gemeinheit geboten ist. Im Üb-
rigen können diese Grundstü-
cke auf Antrag angeschlossen
werden.

Rückhaltung oder Speiche-
rung abhängig machen, wenn
seine Beschaffenheit oder
Menge dies insbesondere im
Hinblick auf den Betrieb der
öffentlichen Abwasseranlagen
oder auf sonstige öffentliche
Belange dies erfordert. Die
Verbandsgemeinde kann den
Ausschluss der Einleitung nach
Satz 1 auch mit der Festset-
zung verbinden, das Nieder-
schlagswasser einer Verwer-
tung auf dem Grundstück oder
einer schadlosen Ableitung
zuzuführen.

(6) Wasser, das kein Schmutz-
oder Niederschlagswasser ist
(z.B. aus Grundstücksdräna-
gen, Quellen und Gewässern),
darf nur mit vorheriger schrift-
licher Zustimmung der Ver-
bandsgemeinde eingeleitet
werden.

(7) Die Verbandsgemeinde kann
vom Grundstückseigentümer
bzw. Benutzer der Abwasser-
anlage Erklärungen und Nach-
weise darüber verlangen, dass

1. keine der in Abs. 1 genannten
Stoffe eingeleitet werden,

2. die nach Abs. 3 und 4 bestimm-
ten Richt- oder Grenzwerte ein-
gehalten werden,

3. die Erfordernisse nach Abs. 5
eingehalten werden,

4. entsprechend Abs. 6 verfahren
wird.

In Einzelfällen können Ausnahmen
widerruflich zugelassen werden,
wenn öffentliche Belange nicht
entgegenstehen, die Versagung
der Ausnahme eine unbillige Härte
bedeuten würde und der Antrag-
steller die entstehenden Mehrkos-
ten übernimmt.

§ 6
Abwasseruntersuchungen

(1) Die Verbandsgemeinde ist be-
rechtigt, jederzeit die Grund-
stücksentwässerungsanlagen
darauf zu überprüfen oder
überprüfen zu lassen, ob die
Einleitungsbedingungen nach
§ 5 dieser Satzung eingehalten
werden. Sie kann zu diesem
Zweck jederzeit Proben aus
den Abwasseranlagen entneh-
men und untersuchen oder
Messgeräte in den Revisions-
schächten/Revisionsöffnun-
gen installieren. Soweit kein
Revisionsschacht/Revisions-
öffnung vorhanden ist, ist die
Verbandsgemeinde berechtigt,
sonstige zur Messung erforder-
liche Maßnahmen zu ergreifen.

(2) Die Verbandsgemeinde ist be-
rechtigt, jederzeit die Abwäs-
ser aus Abwassergruben und
aus Kleinkläranlagen auf die
Einhaltung der allgemeinen
Richtwerte des Anhangs 1 oder
auf die in der entsprechenden
wasserrechtlichen Erlaubnis
festgesetzten Parameter zu
überprüfen oder überprüfen
zu lassen. Die Abwasserun-
tersuchungen erfolgen durch
qualifizierte Stichprobe. Die
Maßgaben für die Analysen-
und Messverfahren zu § 4 Ab-
wasserverordnung sind zu be-
achten.

(5) Besteht zu einer Abwasser-
anlage/einem Kanal kein na-
türliches Gefälle, so ist der
Grundstückseigentümer zum
Einbau und Betrieb einer He-
beanlage oder vergleichbarem
(z.B. Pumpstation oder Druck-
entwässerung) verpflichtet, um
einen rückstaufreien Abfluss
zu erreichen.

(6) Nicht dem Anschlusszwang un-
terliegt Niederschlagswasser,
wenn es am Ort des Anfalls ver-
wertet oder ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemein-
heit in anderer Weise beseitigt
werden kann.

§ 8
Benutzungszwang

(1) Das gesamte, auf einem an-
geschlossenen Grundstück
anfallende Abwasser ist in die
öffentlichen Abwasseranlagen
einzuleiten.

(2) Nicht dem Benutzungszwang
unterliegt

1. Abwasser, das nach § 5 der Sat-
zung ausgeschlossen ist,

2. Abwasser, für das dem Grund-
stückseigentümer gem. § 59
Abs. 2 oder 3 LWG die Beseiti-
gungspflicht übertragen wurde,

3. Niederschlagswasser, wenn es
am Ort des Anfalls verwertet
oder ohne Beeinträchtigung
des Wohls der Allgemeinheit in
anderer Weise beseitigt werden
kann.

§ 9
Befreiung vom Anschluss- und

Benutzungszwang
(1) Der Grundstückseigentümer

kann vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang befristet oder
unbefristet, ganz oder teilwei-
se befreit werden, soweit der
Anschluss des Grundstücks
auch unter Berücksichtigung
der Erfordernisse des Ge-
meinwohls eine unbillige und
un-zumutbare Härte wäre. Ein
Befreiungsantrag ist schriftlich
unter Angabe der Gründe spä-
testens einen Monat vor dem
Zeitpunkt zu stellen, zu dem
die Befreiung vom Anschluss-
zwang wirksam werden soll; in
den Fällen des § 17 Abs. 1 die-
ser Satzung müssen Anträge
zwei Wochen nach der öffent-
lichen Bekanntmachung bei
der Verbandsgemeinde gestellt
werden.

(2) Will der Grundstückseigentü-
mer die Befreiung nicht mehr
oder nur noch eingeschränkt in
Anspruch nehmen, gelten die
Bestimmungen dieser Satzung
insoweit wieder in vollem Um-
fang.

(3) Eine Befreiung vom Anschluss-
und Benutzungszwang kann je-
derzeit widerrufen werden. Die
Verbandsgemeinde hat sie zu
widerrufen, wenn das Gemein-
wohl oder Dritte gefährdet,
insbesondere gesundheitsge-
fährdende Missstände zu be-
seitigen sind. Für Grundstücke,
die auf das Schmutzwasser
bezogen vom Anschluss- und
Benutzungszwang befreit sind,
gelten die Bestimmungen über

die nicht leitungsgebundene
Abwasserbeseitigung (§§ 13,
14 und 15) dieser Satzung.

§ 10
Grundstücksanschlüsse

(1) Die Verbandsgemeinde stellt
den für den erstmaligen An-
schluss eines Grundstücks
notwendigen Grundstücksan-
schluss entsprechend dem
von ihr vorgehaltenen Ent-
wässerungssystem bereit.
Werden Gebiete im Trennsys-
tem entwässert, gelten die
Grundstücksanschlüsse für
Schmutz- und Niederschlags-
wasser als ein Anschluss.
Die Grundstücksanschlüsse
werden ausschließlich von
der Verbandsgemeinde her-
gestellt, unterhalten, erneu-
ert, geändert, abgetrennt und
beseitigt. Das Schmutz- und
Niederschlagswasser ist den
jeweils dafür bestimmten Lei-
tungen zuzuführen.

(2) Die Verbandsgemeinde kann
auf Antrag mehr als einen
Grundstücksanschluss zulas-
sen, soweit sie es für technisch
notwendig erachtet. Diese
Grundstücksanschlüsse sind
zusätzliche Grundstücksan-
schlüsse. Diese sind durch
die Verbandsgemeindewerke
im Auftrag und auf Kosten des
Grundstückseigentümers her-
zustellen, zu ändern, zu erneu-
ern und zu beseitigen. Die Ver-
bandsgemeindewerke können
sich einer Fachfirma bedienen.
Herstellungs-, Unterhaltungs-,
Änderungs-, Erneuerungs- und
Beseitigungsarbeiten an priva-
ten Grundstücksanschlüssen
sind der Verbandsgemeinde
vom Grundstückseigentümer
mindestens 14 Tage vorher an-
zuzeigen.

(3) Die Verbandsgemeinde kann
in Ausnahmefällen den An-
schluss mehrerer Grundstücke
an einen gemeinsamen Grund-
stücksanschluss zulassen.
Dies setzt voraus, dass die
beteiligten Grundstückseigen-
tümer die Verlegung, Unterhal-
tung und Benutzung der Grund-
stücksentwässerungsanlage
auf dem jeweiligen fremden
Grundstück durch eine im
Grundbuch einzutragende
Dienstbarkeit gesichert haben.

(4) Ist ein Grundstück über meh-
rere Grundstücksanschlüsse
angeschlossen, so gilt als
Grundstücksanschluss im Sin-
ne des § 10 Abs. 1 dieser Sat-
zung und der Entgeltsatzung
Abwasserbeseitigung derje-
nige Grundstücksanschluss,
über den der überwiegende
Teil des auf dem Grundstück
anfallenden Schmutzwassers
abgeleitet wird. Alle weiteren
Grundstücksanschlüsse gelten
als zusätzliche Grundstücksan-
schlüsse im Sinne der Entgelt-
satzung Abwasserbeseitigung.
Als zusätzliche Grundstücks-
anschlüsse gelten auch alle
Leitungen innerhalb des öffent-
lichen Verkehrsraums, die von
dem Grundstücksanschluss im
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Sinne des § 10 Abs. 3 Satz 1
dieser Satzung abzweigen;
dies gilt insbesondere für ab-
zweigende Leitungen zum An-
schluss einer Dachrinne.

(5) Soweit für die Verbandsge-
meinde nachträglich die Not-
wendigkeit erwächst, weitere
Grundstücksanschlüsse zu ver-
legen (z.B. bei Grundstückstei-
lung), gelten diese als zusätz-
liche Grundstücksanschlüsse
im Sinne der Entgeltsatzung
Abwasserbeseitigung.

(6) Art, Ausführung, Zahl und Lage
der Grundstücksanschlüsse,
insbesondere Eintrittsstelle
und lichte Weite, sowie de-
ren Änderung werden nach
Anhörung des Grundstücksei-
gentümers und unter Berück-
sichtigung seiner berechtigten
Interessen von der Verbands-
gemeinde bestimmt.

(7) Für Unterhaltungsmaßnahmen
an Grundstücksanschlüssen
im öffentlichen Verkehrsraum,
die durch den Grundstücksei-
gentümer verursacht sind, hat
dieser die Kosten zu tragen.

§ 11
Grundstücksentwässerungs-

anlagen
(1) DerGrundstückseigentümerhat

seine Grundstücksentwässe-
rungsanlagen auf seine Kosten
herzustellen, zu unterhalten
und nach Bedarf zu reinigen.
Er hat die Verbindung seiner
Grundstücksentwässerungsan-
lagen mit dem Grundstücksan-
schluss im Einvernehmen mit
der Verbandsgemeinde herzu-
stellen. Für jede Schmutz- und
Mischwasserleitung ist ein
Revisionsschacht bzw. eine
Revisionsöffnung auf dem zu
entwässernden Grundstück
herzustellen. Revisionsschäch-
te sind so nahe wie möglich
an den Grundstücksanschluss
zu setzen; sie müssen jeder-
zeit frei zugänglich und bis auf
Rückstauebene wasserdicht
ausgeführt sein. Grundstücks-
entwässerungsanlagen sind
nach den allgemein anerkann-
ten Regeln der Technik herzu-
stellen und zu betreiben; auf
die ent-sprechenden techni-
schen Bestimmungen der DIN
EN 752 (Entwässerungssyste-
me au-ßerhalb von Gebäuden)
bzw. der DIN 1986 (Entwässe-
rungsanlagen für Gebäude und
Grundstücke) wird verwiesen.

(2) Gegen den Rückstau des Ab-
wassers aus Kanälen hat sich
jeder Grundstückseigentümer
selbst nach den jeweils in Be-
tracht kommenden Verfahren
nach dem Stand der Technik
zu schützen. Als Rückstauebe-
ne gilt die Straßenhöhe an der
Anschlussstelle, sofern durch
öffentliche Bekanntmachung
nach § 7 Abs. 1 dieser Satzung
nichts anderes festgelegt ist.
Für bestehende Kanäle kann
die Verbandsgemeinde die
Rückstauebene anpassen. Den
betroffenen Grundstückseigen-
tümern ist eine angemessene
Frist zur Anpassung der Grund-

vernehmen mit der Verbands-
gemeinde in den Grundstücks-
anschluss eingebaut werden.
Satz 1 gilt sinngemäß für Pum-
penanlagen bei Grundstücken,
die an Abwasserdruckleitun-
gen angeschlossen werden.

(2) Auf Grundstücken, auf denen
Fette, Leichtflüssigkeiten wie
Benzin oder Benzol sowie Öle
oder Ölrückstände oder sons-
tige Stoffe, die getrennt zu ent-
sorgen sind, in das Abwasser
gelangen können, sind Vorrich-
tungen zur Abscheidung dieser
Stoffe aus dem Abwasser (Ab-
scheider mit dazugehörenden
Schlammfängen) nach dem
Stand der Technik zu betrei-
ben, zu unterhalten und bei
Bedarf zu erneuern. Die Ab-
scheider mit den dazugehöri-
gen Schlammfängen sind vom
Grundstückseigentümer in re-
gelmäßigen Zeitabständen, da-
rüber hinaus bei besonderem
Bedarf, zu leeren und zu rei-
nigen. Für die Beseitigung der
anfallenden Stoffe gelten die
Vorschriften des Abfallrechts
über die Abfallbeseitigung. Der
Grundstückseigentümer hat
jede Entleerung und Reinigung
von Abscheidern mit den da-
zugehörigen Schlammfängen
der Verbandsgemeinde inner-
halb von zwei Wochen nach
der Entleerung mitzuteilen und
nachzuweisen, wo der Inhalt
verblieben ist.

(3) Zerkleinerungsgeräte für Kü-
chenabfälle, Müll, Papier und
dergleichen sowie Handtuch-
spender mit Spülvorrichtung
dürfen nicht an Grundstücks-
entwässerungsanlagen ange-
schlossen werden.

§ 13
Abwassergruben

(1) DerGrundstückseigentümerhat
auf Grundstücken, die auf Dau-
er nicht an Kanäle angeschlos-
sen sind oder angeschlossen
werden können, auf denen
aber Abwasser anfällt, ausrei-
chend bemessene geschlos-
sene Abwassergruben als
Grundstücksentwässerungs-
anlagen nach dem Stand der
Technik zu errichten und zu be-
treiben; die Verbandsgemein-
de bestimmt den Zeitpunkt,
bis zu dem Abwassergruben
errichtet sein müssen. Ausnah-
men nach § 59 Abs. 2 LWG blei-
ben unberührt. Das in landwirt-
schaftlichen Betrieben durch
Viehhaltung anfallende Abwas-
ser ist getrennt vom häuslichen
Abwasser zu sammeln.

(2) Die Abfuhr des Abwassers aus
Gruben erfolgt nach Bedarf,
jedoch mindestens einmal pro
Jahr. Auf anderen rechtlichen
Grundlagen beruhende weiter-
gehende Verpflichtungen blei-
ben unberührt.

(3) Der Grundstückseigentümer
hat die Entleerung seiner Ab-
wassergrube spätestens dann
zu beantragen, wenn diese bis
auf 50 cm unter Zulauf aufge-
füllt ist. Der Antrag kann münd-
lich oder schriftlich gestellt

stücksentwässerungsanlagen
einzuräumen.

(3) Die Verbandsgemeinde ist im
technisch erforderlichen Um-
fang befugt, mit dem Bau und
der Erneuerung der Grund-
stücksanschlüsseeinenTeilder
Grundstücksentwässerungs-
anlagen, einschließlich der
Revisionsschächte/Revisi-
onsöffnungen sowie etwaiger
Prüf- und Kontrollschächte
bzw. -öffnungen, herzustellen
und zu erneuern. Der Aufwand
ist der Verbandsgemeinde vom
Grundstückseigentümer zu er-
setzen.

(4) Bestehende Grundstücksent-
wässerungsanlagen sind vom
Grundstückseigentümer auf
seine Kosten zu ändern, wenn
Menge und Art des Abwassers
dies notwendig machen oder
die Anlagen nicht mehr den
jeweils geltenden technischen
Bestimmungen i.S.d. Abs. 1
entsprechen. Die Verbands-
gemeinde kann eine solche
Anpassung verlangen. Sie hat
dazu dem Grundstückseigen-
tümer eine angemessene Frist
zu setzen. Weiterhin ist die
Verbandsgemeinde berechtigt,
sich vom Grundstückseigentü-
mer nachträglich Unter-lagen
über die Grundstücksentwäs-
serungsanlagen, insbesondere
Bestandspläne vorzulegen zu
lassen, soweit dies erforderlich
ist, um die Einhaltung der An-
forderungen nach Abs. 1 sowie
nach Anhang 2 dieser Satzung
zu gewährleisten.

(5) Änderungen, die den An-
schluss der Grundstücksent-
wässerungsanlage an den
Grundstücksanschluss im
öffentlichen Verkehrsraum be-
treffen, und die infolge einer
nicht vom Grundstückseigentü-
mer zu vertretenden Änderung
der öffentlichen Abwasseran-
lagen notwendig werden, führt
die Verbandsgemeinde auf
ihre Kosten aus, soweit nichts
anderes bestimmt ist. Dies gilt
nicht in den Fällen, in denen
Änderungen der öffentlichen
Abwasseranlagen auf gesetzli-
chen Vorgaben und darauf ba-
sierenden Anforderungen der
Wasserwirtschaftsverwaltung
beruhen.

(6) Wird eine Grundstücksentwäs-
serungsanlage ganz oder teil-
weise auch vorübergehend
außer Betrieb gesetzt, so kann
die Verbandsgemeinde den
Grundstücksanschluss ver-
schließen oder beseitigen. Die
Kosten trägt der Grundstücks-
eigentümer.

§ 12
Hebeanlagen, Pumpen,

Abscheider
(1) Der Grundstückseigentümer

hat auf seine Kosten eine
Abwasserhebeanlage einzu-
bauen und zu betreiben und
zu unterhalten, wenn dies für
die Ableitung des Abwassers
not-wendig ist. Besteht keine
andere Möglichkeit, kann die
Abwasserhebeanlage im Ein-

werden.
(4) Auch ohne vorherigen Antrag

kann die Verbandsgemeinde
die Abwassergruben entlee-
ren, wenn besondere Umstän-
de dieses erfordern oder die
Voraussetzungen für die Ent-
leerung vorliegen und ein An-
trag auf Entleerung unterbleibt.

(5) Zum Abfuhrtermin hat der
Grundstückseigentümer die
Abwassergrube freizulegen
und die Zufahrt zu gewährleis-
ten.

(6) Das Abwasser ist der Verbands-
gemeinde zu überlassen (Be-
nutzungszwang). Es geht mit
der Übernahme in das Eigen-
tum der Verbandsgemeinde
über. Sie ist nicht verpflichtet,
darin nach verlorenen Gegen-
ständen zu suchen oder su-
chen zu lassen. Werden Wert-
gegenstände gefunden, sind
sie als Fundsachen zu behan-
deln.

(7) Abwassergruben sind außer
Betrieb zu setzen, sobald eine
Abwasserbeseitigung durch
eine der Entwässerungspla-
nung entsprechende zentrale
oder gemeinschaftliche Ab-
wasseranlage der Verbands-
gemeinde möglich ist. Die
Verbandsgemeinde teilt dem
Grundstückseigentümer die-
sen Zeitpunkt mit einer ange-
messenen Frist zur Stilllegung
schriftlich mit.

§ 14
Kleinkläranlagen

(1) Kleinkläranlagen sind nach
dem Stand der Technik, ins-
besondere DIN 4261 Teil 2
„Kleinkläranlagen - Anlagen
mit Abwasserbelüftung“, her-
zustellen und zu betreiben.

(2) Kleinkläranlagen sind außer
Betrieb zu setzen, sobald eine
Abwasserbeseitigung durch
eine der Entwässerungspla-
nung entsprechende zentrale
oder gemeinschaftliche Ab-
wasseranlage der Verbands-
gemeinde möglich ist. Die
Verbandsgemeinde teilt dem
Grundstückseigentümer die-
sen Zeitpunkt mit einer ange-
messenen Frist zur Stilllegung
schriftlich mit.

(3) Nach dem 1.1.1991 erforderli-
che Kleinkläranlagen sind von
der Verbandsgemeinde herzu-
stellen, aus- und umzubauen,
zu unterhalten, zu ändern, zu
reinigen und gegebenenfalls
zu beseitigen, soweit keine Be-
freiung nach § 59 Abs. 2 LWG
vorliegt. Die Verbandsgemein-
de bestimmt den Zeitpunkt.

(4) Für die vor dem 1.1.1991 er-
richteten Kleinkläranlagen hat
der Grundstückseigentümer
rechtzeitig unter Beachtung
der Herstellerhinweise und der
DIN 4261 die Entschlammung
zu beantragen.

(5) Auch ohne vorherigen Antrag
und außerhalb des Abfuhrpla-
nes kann die Verbandsgemein-
de die Kleinkläranlagen ent-
schlammen, wenn besondere
Umstände dieses erfordern
oder die Voraussetzungen für

die Entschlammung vorliegen
und ein Antrag auf Entschlam-
mung unterbleibt.

§ 15
Kleinkläranlage mit weitergehen-

der Abwasserreinigung
(1) Auf Antrag des Grundstücks-

eigentümers kann zur Beseiti-
gung des häuslichen Schmutz-
wassers abweichend von § 13
die Errichtung einer Kleinklär-
anlage mit weitergehender
Abwasserreinigung (z.B. Pflan-
zenbeet, Membrantechnolo-
gie etc.) und Auslauf in einen
Vorfluter zugelassen werden,
wenn die wasserrechtliche Er-
laubnis hierfür der Verbands-
gemeindeerteilt wird. Die Anla-
gemuss demStand der Technik
und den Voraussetzungen des
LWG entsprechen.

(2) Die Verbandsgemeinde be-
stimmt den Zeitpunkt, bis zu
dem die Anlage vorhanden
sein muss. Ausnahmen nach
§ 59 Abs. 2 LWG bleiben unbe-
rührt. Das Nähere ist über eine
gesondert abzuschließende
Vereinbarung festzulegen.

§ 16
Niederschlagswasser-
bewirtschaftung

(1) Niederschlagswasser ist unter
Beachtung der nachfolgenden
Bestimmungen auf Anfor-
derung der Verbandsgemeinde
auf dem Grundstück zu verwer-
ten oder einer schadlosen Ab-
leitung zuzuführen.

(2) Als dezentrale Anlagen der
Niederschlagswasserbewirt-
schaftung können durch die
Verbandsgemeinde, insbeson-
dere

a) V e r s i c k e r u n g s m u l d e n
(Versickerung über die belebte
Bodenzone)

b) Mulden-Rigolen-Systeme
c) Teiche mit Retentionszonen
d) Regenwasserspeicher/Zisternen
verlangt werden.

(3) Die Anlagen der Niederschlags-
wasserbewirtschaftung sind
mit dem Entwässerungsantrag
nachzuweisen. Soweit das Nie-
derschlagswasser einer schad-
losen Ableitung zuzuführen
ist, ist in dem Entwässerungs-
antrag darzustellen, wie die
Ableitung sichergestellt wird.
Gleichermaßen ist im Entwäs-
serungsantrag darzustellen,
wohin das Niederschlags-
wasser bei der Nutzung von
Niederschlagswasserbewirt-
schaftungsanlagen bei einer
Funktionsstörung oder Über-
lastung derselben abfließt.

(4) Soweit die Niederschlagswas-
serbeseitigung über Versicke-
rungsmulden oder Mulden-Ri-
golen-Systeme erfolgt, sollten
vom Grundstückseigentümer
die technischen Anforderun-
gen nach Anhang 2 beachtet
werden.

(5) Soweit im Rahmen der Nie-
derschlagswasserbewirtschaf-
tung eine öffentliche Anlage
der Niederschlagswasserbe-
seitigung (Mulde/Mulden-Ri-
golen-System) in Anspruch
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genommen wird, ist der Grund-
stückseigentümer verpflichtet,
im Falle eines Unfalls bzw.
einer Kontaminierung des
Bodens auf dem Grundstück
die Verbandsgemeinde unver-
züglich zu unterrichten. Die
Verbandsgemeinde ist berech-
tigt, die Grundstücksmulde
bzw. Grundstücksmuldenrigo-
le sofort von der öffentlichen
Niederschlagswasserbeseiti-
gung abzuschiebern und vom
Grundstückseigentümer alle
erforderlichen Maßnahmen zur
Wiederherstellung der Funk-
tionsfähigkeit des Entwässe-
rungssystems einschließlich
eines eventuell erforderlichen
Bodenaustausches zur Verhin-
derung des Versickerns unzu-
lässiger Stoffe in Boden und
Grundwasser zu verlangen.
Kommen die Eigentümer die-
ser Aufforderung nicht nach,
kann die Verbandsgemeinde
auf Kosten der Eigentümer die
Schäden beseitigen.

(6) Soweit im Rahmen der Nie-
derschlagswasserbewirtschaf-
tung die Ableitung von Nieder-
schlagswasser in ein Gewässer
erfolgt, hat jede vermeidbare
Beeinträchtigung des Gewäs-
sers zu unterbleiben.

(7) Soweit die Einleitung in ein
Gewässer nicht als erlaubnis-
frei im Sinne der gesetzlichen
Bestimmungen anzusehen ist,
ist der Grundstückseigentümer
verpflichtet, für diese Einlei-
tung eine wasserrechtliche Er-
laubnis zu beantragen.

§ 17
Antrag auf Anschluss und
Benutzung, Genehmigung

(1) Die Verbandsgemeinde erteilt
nach den Bestimmungen die-
ser Satzung auf Antrag eine
Genehmigung zum Anschluss
an eine öffentliche Abwasser-
anlage und zum Einleiten von
Abwasser. Die Verbandsge-
meinde zeigt jeweils durch öf-
fentliche Bekanntmachung an,
wo betriebsfertige Kanäle nach
dem Inkrafttreten dieser Sat-
zung verlegt worden sind. An-
träge auf Anschluss und Benut-
zung sind innerhalb einer Frist
von zwei Monaten nach der
öffentlichen Bekanntmachung
bei der Verbandsgemeinde zu
stellen.

(2) Der schriftlichen Genehmigung
der Verbandsgemeinde bedür-
fen

a) das Anschließen der Grund-
stücksentwässerungsanla-
gen an einen Grundstücksan-
schluss. Werden während
oder nach der Bauausführung
diesbezügliche Änderungen
vorgenommen, ist dies der Ver-
bandsgemeinde unverzüglich
anzuzeigen und eine Genehmi-
gung dafür einzuholen.

b) die Benutzung der Abwasser-
anlagen (öffentliche Abwas-
seranlagen, Grundstücksan-
schlüsse, Kleinkläranlagen,
Abscheider und Abwassergru-
ben) sowie die Änderung der
Benutzung.

Abwassergruben, Vorbehand-
lungs- und Speicheranlagen).
Den damit beauftragten Per-
sonen ist zu allen Teilen der
Anlagen Zutritt zu gewähren.
Sie dürfen Wohnungen nur mit
Einwilligung des Berechtigten,
Betriebs- und Geschäftsräume
ohne Einwilligung nur in den
Zeiten betreten, in denen sie
normalerweise für die jeweilige
geschäftliche oder betriebli-
che Nutzung offen stehen.
Grundstückseigentümer und
Besitzer sind verpflichtet, die
Ermittlungen und Überprüfun-
gen nach denSätzen 1 und 2 zu
dulden und dabei Hilfe zu leis-
ten. Sie haben den zur Prüfung
des Abwassers notwendigen
Einblick in die Betriebs-vorgän-
ge zu gewähren und sonstige
erforderliche Auskünfte, insbe-
sondere zu Art und Umfang des
Abwassers und seiner Entste-
hung, jederzeit zu erteilen.

(3) Werden bei der Überprüfung
nach Abs. 2 Mängel festge-
stellt, hat sie der Grundstücks-
eigentümer unverzüglich zu
beseitigen.

(4) Für die Prüfung nach Abs. 1 und
2 kann die Verbandsgemeinde
eine Verwaltungsgebühr erhe-
ben. Nähere Regelungen hierzu
können in der Entgeltsatzung
Abwasser der Verbandsge-
meinde geregelt werden.

(5) Der Zutritt zu den Abwasseran-
lagen ist in gleicherWeise auch
dann zu gewähren, wenn die
Verbandsgemeinde ihrer Über-
wachungspflicht nach § 59
Abs. 2 LWG für Grundstücke
nachkommt, für die sie von der
Abwasserbeseitigungspflicht
freigestellt wurde.

§ 19
Informations- und Meldepflichten
(1) Wechselt das Eigentum, hat

dies der bisherige Eigentümer
der Verbandsgemeinde in-
nerhalb von zwei Wochen nach
der Änderung schriftlich mitzu-
teilen. Dazu ist auch der neue
Eigentümer verpflichtet.

(2) Der Grundstückseigentümer
hat den Abbruch eines ange-
schlossenen Gebäudes oder
eine Veränderung, die den
Grundstücksanschluss betrifft,
der Verbandsgemeinde einen
Monat vorher mitzuteilen.

(3) Die Nutzung von Wasser, das
nicht als Trinkwasser geliefert
wird und zu Einleitungen in
Abwasseranlagen führt, ist der
Verbandsgemeinde anzuzei-
gen. Die Verbandsgemeinde
ist berechtigt, den Einbau von
geeichten Wasserzählern zur
Messung der dem Abwasser
zufließenden Brauchwasser-
mengen zu verlangen.

(4) Gelangen gefährliche oder
schädliche Stoffe (z.B. durch
Auslaufen von Behältern) in öf-
fentliche Abwasseranlagen, so
hat der Grundstückseigentü-
mer die Verbandsgemeinde un-
verzüglich zu benachrichtigen.

(5) Ändern sich Art und Menge des
Abwassers erheblich, so hat
der Grundstückseigentümer

Die Genehmigung erfolgt unbe-
schadet der Rechte Dritter und der
sonstigen bundes- oder landesge-
setzlichen Bestimmungen.
(3) Den Anträgen ist eine der Lan-

desverordnung über Bauunter-
lagen und die bautechnische
Prüfung (BauuntPrüfVO) ent-
sprechende Darstellung der
Grundstücksentwässerung
beizufügen. Die Freistellung
eines Bauvorhabens von der
Baugenehmigungspflicht oder
die Durchführung eines ver-
einfachten Baugenehmigungs-
verfahrens nach der LBauO
entbindet den Grundstücks-
eigentümer nicht von der An-
tragspflicht.

(4) Für neu herzustellende oder zu
verändernde Anlagen kann die
Genehmigung davon abhängig
gemacht werden, dass bereits
vorhandene Anlagen, die den
Vorschriften nicht entspre-
chen, diesen angepasst oder
beseitigt werden.

(5) Die Genehmigung des Antra-
ges erlischt nach Ablauf eines
Jahres, wenn mit den Ausfüh-
rungsarbeiten nicht begonnen
oder begonnene Arbeiten län-
ger als ein Jahr eingestellt wor-
den sind. Bei vorübergehenden
oder vorläufigen Anschlüssen
wird die Genehmigung wider-
ruflich oder befristet ausge-
sprochen.

(6) Für die Genehmigung erhebt
die Verbandsgemeinde eine
Verwaltungsgebühr gemäß Ent-
geltsatzung Abwasserbeseiti-
gung.

§ 18
Überprüfung privater Abwasser-

anlagen, Zutrittsrecht
(1) Der Grundstückseigentümer

hat die Fertigstellung der
Grundstücksentwässerungs-
anlage und deren Anschluss
an den Grundstücksanschluss
der Verbandsgemeinde anzu-
zeigen; vorher darf die Grund-
stücksentwässerungsanlage
nicht in Betrieb genommen und
der Leitungsgraben nicht ver-
füllt werden; dies gilt entspre-
chend für Änderungen an der
Grundstücksentwässerungs-
anlage. Die Verbandsgemeinde
ist berechtigt, die Grundstücks-
entwässerungsanlage im Hin-
blick auf den ordnungsgemä-
ßen Betrieb der öffentli-chen
Abwasserbeseitigungsein-
richtung vorab zu überprüfen.
Werden diesbezügliche Män-
gel festgestellt, sind diese vor
Inbetriebnahme der Grund-
stücksentwässerungsanlage zu
beseitigen. Im Übrigen bleibt
der Grundstückseigentümer für
seine Anlage verant-wortlich
und die Verbandsgemeinde
haftet nicht für die fehlerfreie
und vorschriftsmäßige Ausfüh-
rung der privaten Grundstücks-
entwässerungsanlage.

(2) Die Verbandsgemeinde ist
berechtigt, die Abwasseran-
lagen auf den Grundstücken
zu überprüfen (Grundstücks-
entwässerungsanlagen, Klein-
kläranlagen, Abscheider,

bzw. Benutzer der Abwasseran-
lage dies unverzüglich anzuzei-
gen und auf Verlangen die Un-
schädlichkeit des Abwassers
nachzuweisen.

(6) Für die Übermittlung von In-
formationen auf Grund des
Umweltinformationsgesetzes
(UIG) erhebt die Verbandsge-
meinde Kosten (Gebühren und
Auslagen) gemäß dem beson-
deren Gebührenverzeichnis
des Ministeriums für Umwelt,
Forsten und Verbraucher-
schutz in der jeweils geltenden
Fassung.

§ 20
Indirekteinleiterkataster

(1) Zur Sicherstellung der Ein-
haltung der Anforderungen
dieser Satzung für das im Ent-
sorgungsgebiet anfallende
gewerbliche Abwasser führt
die Verbandsgemeinde ein
Kataster über die Einleitung
gewerblicher Abwässer in die
öffentlichen Abwasseranlagen
(Indirekteinleiterkataster).

(2) Bei bestehenden Indirektein-
leitungen hat der Indirekt-
einleiter auf Anforderung der
Verbandsgemeinde die Be-
triebsprozesse zu bezeichnen
und mitzuteilen, aus denen
das eingeleitete Abwasser ent-
steht. Die Verbandsgemeinde
kann von ihm weitere Auskünf-
te verlangen, die zur Erstellung
des Katasters erforderlich sind.

§ 21
Haftung

(1) Für Schäden, die durch sat-
zungswidrige Benutzung oder
satzungswidriges Handeln ent-
stehen, haftet der Verursa-
cher. Dies gilt insbesondere,
wenn entgegen dieser Satzung
schädliche Abwässer oder
sonstige Stoffe in die öffent-
liche Abwasserbeseitigungs-
anlage abgeleitet werden.
Ferner hat der Verursacher die
Verbandsgemeinde von allen
Ersatzansprüchen freizustel-
len, die andere wegen solcher
Schäden gegen sie geltendma-
chen.

(2) Der Grundstückseigentümer
haftet außerdem für alle Schä-
den und Nachteile, die der
Verbandsgemeinde durch den
mangelhaften Zustand der
Grundstücksentwässerungsan-
lage, ihr vorschriftswidriges
Benutzen und ihr nicht sach-
gemäßes Bedienen entstehen.

(3) Mehrere Verursacher haften als
Gesamtschuldner.

(4) Wer durch Nichtbeachtung der
Einleitungsbedingungen die-
ser Satzung die Erhöhung der
Abwasserabgabe (§ 9 Abs. 5
Abwasserabgabengesetz) ver-
ursacht, hat der Verbandsge-
meinde den erhöhten Betrag
der Abwasserabgabe zu erstat-
ten.

(5) Ansprüche auf Schadenser-
satz wegen Rückstau aus der
öffentlichen Abwasseranlage,
z.B. bei Hochwasser, Wolken-
brüchen, Frostschäden oder
Schneeschmelze gegen die

Verbandsgemeinde bestehen
nicht, es sei denn, dass Vor-
satz oder Fahrlässigkeit der
Verbandsgemeinde oder ihrer
Erfüllungsgehilfen vorliegen.
§ 2 Abs. 3 Haftpflichtgesetz
bleibt unberührt.

§ 22
Ahndung bei Verstößen sowie

Zwangsmaßnahmen
(1) Ordnungswidrig handelt ge-

mäß § 24 Abs. 5 GemO, wer
vorsätzlich oder fahrlässig ei-
nem Gebot oder Verbot dieser
Satzung zuwiderhandelt, in-
dem er

1. Anschlüsse ohne die notwendi-
gen Anträge und Genehmigun-
gen (§ 17 i.V.m. § 4 Abs. 1 und
3, § 9 Abs. 1 und 2; § 16 Abs. 7)
oder entgegen einer Genehmi-
gungennach§17oder entgegen
den Bestimmungen dieser Sat-
zung (insbesondere § 4 Abs. 1
und 3, §§ 10 und 11) herstellt,

2. sein Grundstück nicht an-
schließt oder anschließen lässt
oder dafür nicht die notwen-
digen Vorkehrungen trifft und
Anträge stellt (insbesondere § 7
Abs. 1 und 4, §§ 10 bis 12),

3. Abwasser entgegen den Bestim-
mungen dieser Satzung oder
des Einzelfalles einleitet (ins-
besondere § 5 i.V.m. Anhang 1,
§ 8, § 18 Abs. 1),

4. Abwasseruntersuchungen nicht
durchführt, durchführen lässt
oder nicht die dafür erforderli-
chen Voraussetzungen schafft
und notwendigen Unterlagen
vorlegt (§ 6),

6. notwendige Anpassungen nicht
durchführt (insbesondere § 4
Abs. 3, § 6 Abs. 5, § 7 Abs. 2, §
11 Abs. 2, 4 und 5, § 16 Abs. 5,
§ 17 Abs. 4) oder Mängel nicht
beseitigt (insbesondere § 6
Abs. 5, § 9 Abs. 3, § 18 Abs. 1
und 3),

7. das Entschlammen von Klein-
kläranlagen oder das Entleeren
von Abwassergruben nicht zu-
lässt oder behindert oder Fä-
kalschlamm und Abscheidegut
entgegen den Bestimmungen
dieser Satzung beseitigt (§§ 13
bis 15),

8. seinen Benachrichtigungs-,
Erklärungs-, Auskunfts- oder
Nachweispflichten (insbeson-
dere § 5 Abs. 6, § 6 Abs. 4, § 12
Abs. 2, § 13 Abs. 5, § 14 Abs.
4, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 3 und
5, § 19 Abs. 1 bis 5) sowie Dul-
dungs- und Hilfeleistungspflich-
ten (insbesondere § 18) nicht
nachkommt,

9. Grundstücksentwässerungsan-
lagen einschließlich Abschei-
der sowie Abwassergruben
nicht ordnungsgemäß herstellt,
unterhält, reinigt und betreibt
(§§11bis15)oderwer einer auf-
grund dieser Satzung ergange-
nen, vollziehbaren Anordnung
zuwiderhandelt. Ordnungswid-
rig sind außerdem Eingriffe in
öffentliche Abwasseranlagen,
die von der Verbandsgemeinde
nicht ausdrücklich genehmigt
sind, insbesondere das Entfer-
nen von Schachtabdeckungen
und Einlaufrosten.
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(2) Die Ordnungswidrigkeit kann
mit einer Geldbuße bis zu der
im § 24 Abs. 5 GemO festge-
legten Höhe geahndet wer-
den. Das Bundesgesetz über
Ordnungswidrigkeiten vom
2.1.1978 (BGBl. I S. 80) sowie
das Einführungsgesetz zum
Gesetz über Ordnungswidrig-
keiten vom 24.5.1968 (BGBl.
I S. 503), beide in der jeweils
geltenden Fassung, finden An-
wendung.

(3) Die Anwendung von Zwangs-
mitteln richtet sich nach den
Vorschriften des Verwaltungs-
vollstreckungsgesetzes von
Rheinland-Pfalz.

§ 23
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am Tag nach
ihrer Veröffentlichung in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung
über die Entwässerung und
den Anschluss an die öffentli-
che Abwasseranlage (Allgemei-
ne Entwässerungssatzung) der
Verbandsgemeinde Annweiler
am Trifels vom 01. Februar
1996, zuletzt geändert am 02.
Dezember 1996 außer Kraft:

Annweiler am Trifels,
den 12. Juli 2018
Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
Ausgefertigt:
In Vertretung
Thomas Kiefer
Beigeordneter

Anhang 1: Allgemeine Richtwerte
für die wichtigsten Beschaffen-
heitskriterien (gemäß Anhang
A.1. des DWA-M 115 – Teil 2)
Vorbemerkung:
Die jeweiligen Untersuchungsver-
fahren bestimmen sich nach DWA-
M 115 – Teil 2, Anhang A.2
1) Allgemeine Parameter
a) Temperatur 35°C
b) pH-Wert min. 6,5; max. 10,0
c) Absetzbare Stoff nicht begrenzt
Soweit eine Schlammbeseitigung
wegen der ordnungsgemäßen
Funktionsweise der öffentlichen
Abwasseranlage erforderlich ist,
kann eine Begrenzung im Bereich
von 1-10 ml/l nach 0,5 Stunden
Absetzzeit, in besonderen Fällen
auch darunter, erfolgen.

2) Organische Stoffe und
Stoffkenngrößen

a) Schwerflüchtige
lipophile Stoffe
(u.a. verseifbare Öle, Fette)

300 mg/l gesamt
Soweit noch das bisherige Verfah-
ren nach DIN 38409 Teil 17 ange-
wendet wird, gilt ein Grenzwert von
250 mg/l.
b) *Kohlenwasserstoffindex

100 mg/l gesamt
Verschärfter
Grenzwert 20 mg/l,

soweit im Einzelfall eine weiterge-
hende Entfernung der Kohlenwas-
serstoffe erforderlich ist.
Soweit im Einzelfall eine Vorbe-
handlung mit Leichtstoffabschei-
dern nach DIN 1999 und DIN EN

Stickstoff aus Nitrit (NO2-N),
falls höhere Frachten
anfallen 10 mg/l
Auf Antrag kann der Wert im Ein-
zelfall unter den Voraussetzungen
der Bemerkungen des DWA-M 115
– Teil 2, Anhang 2 zu diesem Para-
meter auf bis zu 100 mg/l erhöht
werden.
*Cyanid, leicht freisetzbar 1 mg/l
Sulfat (SO4

2-) 600 mg/l1)
*Sulfid (S2-) 2 mg/l
Fluorid (F-), gelöst 50 mg/l
Phosphor gesamt (P) 50 mg/l
Auf Antrag kann im Einzelfall un-
ter den Voraussetzungen der Be-
merkung des DWA-M 115 – Teil 2,
Anhang 2 zu diesem Parameter ein
höherer Wert widerruflich zugelas-
sen werden.

5) Chemische und biochemische
Wirkungskenngrößen

Spontane
Sauerstoffzehrung 100 mg/l
An Indirekteinleiter mit nitrifi-
kationshemmendem Abwasser
können im Einzelfall bei entspre-
chenden betrieblichen Problemen
auf der kommunalen Kläranlage
besondere Anforderungen gestellt
werden.
An Indirekteinleiter, deren Ab-
wasser Probleme mit der aeroben
biologischen Abbaubarkeit im
Kläranlagenbetrieb verursacht,
können im Einzelfall besondere
Anforderungen für nicht abbauba-
ren CSB/TOC als Konzentrations-
bzw. Frachtwerte für die Indirekt-
einleitung gestellt werden.
__________________
* Parameter mit Anforderungen
nach dem Stand der Technik in
den Anhängen zur AbwVO

1) In Einzelfällen können gemäß
DWA-M 115 – Teil 2, Anhang
A.1. je nach Baustoff, Verdün-
nung und örtlichen Verhältnis-
sen höhere Werte zugelassen
werden.

Anhang 2

Technische Anforderungen an die
„private“ Niederschlagswasser-
bewirtschaftung

Der Grundstückseigentümer sollte
bei einer Niederschlagswasserbe-
seitigung über Versickerungsmul-
den oder Mulden-Rigolen-Systeme
auf dem eigenen Grundstück fol-
gende technischen Anforderungen
beachten:
a) Um eine sach- und handwerks-
gerechte Herstellung zu ge-
währleisten, sollten die Bauar-
beiten nur durch entsprechend
qualifizierte Firmen ausgeführt
werden. Die Verbandsgemeinde
sollte vor der Auftragserteilung
beteiligt werden.

b) Während der Bauzeit anfallen-
des Niederschlagswasser und
ggf. auftretendes Grundwasser
soll in die fertig gestellte öffent-
liche Mulde, öffentliche Mul-
den-Rigole oder den Regenwas-
serkanal eingeleitet werden.

c) Gegen eine eventuelle Vernäs-
sung der Baugrundstücke durch
drückendes Wasser haben
sich die jeweiligen Eigentümer
selbst zu schützen.

858 nicht ausreicht, um Störungen
in der öffentlichen Abwasseranla-
ge zu vermeiden, müssen wirksa-
mere Vorbehandlungstechniken
(z. B. Koaleszenzabscheider) ein-
gesetzt werden.
c) *AOX - Absorbierbare
organische Halogen-
verbindunge 1 mg/l

Auf Antrag kann im Einzelfall unter
den Voraussetzungen der Bemer-
kung des DWA-M 115 – Teil 2, zu
diesem Parameter ein höherer
Wert widerruflich zugelassen wer-
den.
d) *Leichtflüchtige halogenierte
Kohlenwasserstoffe (LHKW)

0,5 mg/l
Der Richtwert gilt für die Summe
Trichlorethen, Tetrachlorethen,
1,1,1-Trichlorethan, Dichlorme-
than und Trichlormethan, gerech-
net als Chlor, insbesondere zum
Schutz der in den abwassertech-
nischen Anlagen arbeitenden
Menschen. Soweit im Abwasser
weitere leichtflüchtige, chlorierte
Kohlenwasserstoffe, wie z B. Tet-
rachlormethan, 1,1 Dichlorethan,
1,2-Dichlorethan, 1,1,2-Trichlor-
ethan, 1,1-Dichlorethen, cis- und
trans-1,2-Dichlorethen, 1,2-Di-
chlorpropan, 1,3-Dichlorpropan,
cis- und trans-1,3-Dichlorpropen,
1,1,2,2-Tetrachlorethan oder He-
xachlorethan enthalten sind, sind
diese Stoffe in die Summenbil-
dung einzubeziehen.
e) *Phenolindex,
wasserdampfflüchtig 100 mg/l

f ) Farbstoffe
Keine Färbung des Vorfluters

Farbstoffe dürfen nur in einer so
niedrigen Konzentration eingelei-
tet werden, dass der Vorfluter nach
Einleitung des Ablaufs einer me-
chanisch-biologischen Kläranlage
visuell nicht gefärbt erscheint.
g) Organische halogenfreie
Lösemittel 10 g/l als TOC

Der Richtwert gilt für mit Wasser
ganz oder teilweise mischbare und
gemäß OECD 301 biologisch leicht
abbaubare Lösemittel (entnehm-
bar aus Sicherheitsdatenblatt).

3) Metalle und Metalloide
*Antimon (Sb) 0,5 mg/l
Im Einzelfall kann dieser Grenz-
wert auf Antrag angepasst wer-
den.
*Arsen (As) 0,5 mg/l
*Blei (Pb) 1 mg/l
*Cadmium (Cd) 0,5 mg/l
*Chrom (Cr) 1 mg/l
*Chrom-VI (Cr) 0,2 mg/l
*Cobalt (Co) 2 mg/l
*Kupfer (Cu) 1 mg/l
*Nickel (Ni) 1 mg/l
*Silber (Ag) gemäß AbwVO
*Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l
*Zinn (Sn) 5 mg/l
*Zink (Zn) 5 mg/l
Für Aluminium (Al) und Eisen
(Fe) können, sofern, soweit keine
Schwierigkeiten bei der Abwasser-
ableitung und -reinigung auftre-
ten, im Einzelfall Anforderungen
festgelegt werden.

4) Weitere Anorganische Stoffe
Stickstoff aus Ammonium /
Ammoniak (NH4-N, NH3-N)

100 mg/l < 5000 EW
200 mg/l > 5000 EW

d) Der Abstand von unterkellerten
Gebäuden zu Versickerungsein-
richtungen sollte mindestens
6,0 m betragen, im Falle was-
serdicht ausgebildeter Keller
auch ein geringerer Abstand.
Bei Mulden sollte der Abstand
mindestens 2,0 m betragen
(vgl. Arbeitsblatt ATV-DVWK-A
138 der DWA Deutschen Ver-
einigung für Wasserwirtschaft,
Abwasser und Abfall e.V., vor-
mals ATV-DVWK).

e) Die Grundstücksmulden oder
Mulden-Rigolen sollten als
Grünflächen angelegt und un-
terhalten werden. Auf und in
unmittelbarer Nähe von Rigolen
sollten keine Bäume gepflanzt
oder andere beeinträchtigende
Anpflanzungen vorgenommen
werden.

f) Um ein frühzeitiges Zusetzen
der Mulden bzw. Mulden-Rigo-
len mit der Folge von Funktions-
störungen zu verhindern, sollten
mindestens einmal jährlich Pfle-
ge- und Unterhaltungsarbeiten
vom Grundstückseigentümer
veranlasst werden. Diese Pfle-
ge- und Unterhaltungsarbeiten
umfassen u. a. die Kontrolle, das
Mähen und das Laubfreihalten
der Mulden sowie das Vertiku-
tieren (Auflockern) des Bodens
über der Mulden-Rigole bzw.
in der Mulde. (Vgl. Merkblatt
für die Kontrolle und Wartung
von Sickeranlagen (Ausgabe
2002, der Forschungsanstalt für
Straßen- und Verkehrswesen,
Arbeitsgruppe „Erd- und Grund-
bau“).

g) Der Grundstückseigentümer
soll, insbesondere in der
Bauphase, alle Maßnahmen
unterlassen, die die Funk-
tionsfähigkeit des Mulden/
Mulden-Rigolen-Systems im
privaten und öffentlichen Be-
reich beeinträchtigen können,
insbesondere jegliche Befah-
rung und sonstige Verdichtung,
Benutzung als Lagerstelle, Be-
pflanzung oder vergleichbares.

Hinweis
Zu der Bekanntmachung der vor-
stehend abgedruckten Satzung
wird nach § 24 Absatz 6, Satz 4
der Gemeindeordnung für Rhein-
land-Pfalz (GemO) auf folgendes
hingewiesen:
Sollte dieSatzung unter Verletzung
von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der GemO oder aufgrund
der GemO zustande gekommen
sein, gilt sie ein Jahr nach der Be-
kanntmachung als von Anfang an
gültig zustande gekommen. Dies
gilt nicht, wenn
1. die Bestimmungen über die
Öffentlichkeit der Sitzung, die
Genehmigung, die Ausfertigung
oder die Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind,

oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genann-
ten Frist die Aufsichtsbehörde
den Beschluss beanstandet
oder jemand die Verletzung der
Verfahrens- oder Formvorschrif-
ten gegenüber der Verbandsge-
meindeverwaltung,Messplatz1,
76855 Annweiler am Trifels

unter Bezeichnung des Sach-
verhalts, der die Verletzung be-
gründen soll, schriftlich geltend
gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach
Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so
kannauchnachAblaufder inSatz1
genannten Frist jedermann diese
Verletzung geltend machen.

76855 Annweiler am Trifels,
12. Juli 2018
Verbandsgemeindeverwaltung
In Vertretung
Thomas Kiefer
Beigeordneter

Der Landkreis
Südliche Weinstraße
informiert:
Bei der Kreisverwaltung Südliche
Weinstraße sind zum nächst-
möglichen Zeitpunkt bzw. zum
01.09.2018 die im Folgenden
aufgeführten Stellen zu besetzen.
Bitte beachten Sie jeweils die de-
taillierten Einstellungsvorausset-
zungen und weitere Informationen
auf unserer Homepage www.sued-
liche-weinstrasse.de unter der Ru-
brik Aktuelles /Stellenangebote:

• Sachbearbeiter/in
für Controlling, Jugendhilfe-
planung und Softwarebetreuung
(E 9b TVöD/A10 LBesG)

• Arbeitsvermittler/in
im Jobcenter (E 9c TVöD)

• Sachbearbeiter/in
in der Vergabestelle
(E 9b TVöD/A10 LBesG)

• Sachbearbeiter/in
in der Wohnbauförderung
(E 9b TVöD/A10 LBesG)

• Sachbearbeiter/in
für den Bereich Unterhalt und
Rückersatz bei ambulanten
Hilfen (E 9b TVöD)

• Fachberatung
für kommunale Kindertages-
stätten (E 9c TVöD)

• Sachbearbeiter/in
Grundsicherung und Hilfe zum
Lebensunterhalt (E 9b TVöD)

Bewerbungsschluss ist jeweils
der 05. August 2018.

Bekanntgabe
der Struktur- und
Genehmigungsdirektion Süd
(SGD Süd)

Die SGD Süd gibt aufgrund des
§ 17 Abs. 3 Landesnaturschutzge-
setz vom 6. Oktober 2015 (GVBl.
S. 283) bekannt:
Der Bewirtschaftungsplanentwurf
für das Vogelschutzgebiet „Spey-
erer Wald, Nonnenwald und Bach-
auen zwischen Geinsheim und
Hanhofen“ sowie für die Fauna-
Flora-Habitat(FFH)-Gebiete „Spey-
erer Wald und Haßlocher Wald und
Schifferstädter Wiesen“ und „Mo-
denbachniederung“ liegt vor.
Der Planentwurf mit Hinweisen
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dazu kann in der Zeit vom 23. Juli
2018 bis einschließlich 23. August
2018 eingesehen werden:

Im Internet unter
www.naturschutz.rlp.de

- unter: Fachinformationen > Natu-
ra 2000 > Bewirtschaftungspla-
nung > Offenlegung Planentwürfe.
Dort finden Sie auch Antworten
auf „Häufig gestellte Fragen“ und
weitere Informationen zur Bewirt-
schaftungsplanung und Natura
2000.

Bei der
- Kreisverwaltung Bad Dürkheim,
Untere Naturschutzbehörde,
Philipp-Fauth-Straße 11, 67098
Bad Dürkheim, während folgen-
der Dienstzeiten: montags bis
donnerstags von 8.30 - 13.00 Uhr
und freitags von 8.30 - 12.00 Uhr
sowie montags von 14.00 - 16.00
Uhr und donnerstags von 14.00 -
18.00 Uhr,

- Kreisverwaltung Germersheim,
Untere Naturschutzbehörde, Lu-
itpoldplatz 1, 76726 Germers-
heim, während folgender Dienst-
zeiten: montags bis freitags von
8.30 - 12.00 Uhr sowie dienstags
von 13.30 - 16.00 Uhr und don-
nerstags von 13.30 - 18.00 Uhr,

- Kreisverwaltung Rhein-Pfalz-Kreis,
Untere Naturschutzbehörde, Eu-
ropaplatz 5, 67063 Ludwigsha-
fen am Rhein, während folgender
Dienstzeiten: montags bis mitt-
wochs von 7.30 - 12.00 Uhr und
von 12.30 - 16.00 Uhr, donners-
tags von 7.30 - 12.00 Uhr und
von 12.30 - 17.30 Uhr sowie frei-
tags von 7.30 - 13.00 Uhr,

- Kreisverwaltung Südliche Wein-
straße, Untere Naturschutzbe-
hörde, An der Kreuzmühle 2,
76829 Landau, während folgen-
der Dienstzeiten: montags bis
donnerstags von 8.30 - 12.30 Uhr
und freitags von 8.30 - 13.00 Uhr
sowie donnerstags von 14.00 -
18.00 Uhr,

- Stadtverwaltung Neustadt an der
Weinstraße, Untere Naturschutz-
behörde, Hindenburgstraße 9a,
67433 Neustadt an der Weinstra-
ße, während folgender Dienst-
zeiten: montags bis freitags von
8.30 - 12.00 Uhr sowie donners-
tags von 14.00 - 18.00 Uhr,

-´Stadtverwaltung Speyer, Untere
Naturschutzbehörde, Maximi-
lianstraße 12, 67346 Speyer,
während folgender Dienstzeiten:
montags bis freitags von 8.00 -
12.00 Uhr sowie dienstags von
14.00 - 16.00 Uhr und donners-
tags von 14.00 - 18.00 Uhr,

- SGD Süd, Obere Naturschutzbe-
hörde, Friedrich-Ebert-Straße 14,
67433 Neustadt an der Weinstra-
ße, während folgender Dienstzei-
ten: montags bis freitags von 9.00
- 12.00 Uhr und montags bis don-
nerstags von 14.00 - 15.30 Uhr.

Fachliche Anregungen, Hinweise

Weiß, Hannelore geb. Vogt
Weiß Waldemar, Weiß Andreas
Feld-Nr.: D/089
Bemerkung:
Nutzungsrecht abgelaufen
Name d. Verstorbenen:
Mittag, Elisabeth
Feld-Nr.: F/050a
Bemerkung:
Nutzungsrecht abgelaufen
Name d. Verstorbenen:
Wack, Ludwig + Friederika
geb. König
Feld-Nr.: S/080
Bemerkung:
Nutzungsrecht abgelaufen
Name d. Verstorbenen:
Hartmann, Werner, Hartmann Kurt,
Hartmann Elisabeth geb. Schöffel
Feld-Nr.:W/044b
Bemerkung:
Nutzungsrecht abgelaufen

76855 Annweiler am Trifels,
den 12. Juli 2018
Wollenweber
Stadtbürgermeister

Albersweiler

Beschluss-
zusammenfassung
zur 19. Sitzung des
Ortsgemeinderates
Ortsgemeinde Albersweiler
vom 04.06.2018
Veröffentlicht werden nachfol-
gend nur die Tagesordnungspunk-
te, bei denen Beschlüsse gefasst
wurden:
4 Aufnahme von Personen in die
Vorschlagsliste für Schöffinnen
und Schöffen

Der Gemeinderat beschließt ein-
stimmig, dass die Wahl im Wege
der offenen Abstimmung durchge-
führt werden soll.
Für die Vorschlagsliste für Schöf-
finnen und Schöffen wird vorge-
schlagen:
1. Wolfgang Wagner
2. Petra Ritter
Anschließend beschließt der Ge-
meinderat mit 11 Ja-Stimmen bei
einer Enthaltung folgende Perso-
nen in die Vorschlagsliste aufzu-
nehmen:
1. Wolfgang Wagner,
geb. am 24.04.1965 in Landau
in der Pfalz, Untere Latte 3,
76857 Albersweiler

2. Petra Ritter,
geb. am 28.09.1962 in Landau
in der Pfalz, Jahnstraße 14,
76857 Albersweiler

5 Auftragsvergaben
5.1 NBG „In den Ziegeläckern“

- Hochbordsteine durch Rund-
bordsteine ersetzen

Der Gemeinderat beschließt, den
Auftrag für die Erd- und Straßen-
bauarbeiten an die Fa. E. Köhler-
Schmitt GmbH, Waldrohrbach, zu
einem Preis von 7.027,78 € inkl.
MwSt. zu vergeben. Beschlussfas-
sung erfolgte einstimmig.
5.2 Umstellung der Beleuchtung

in der Löwensteinhalle auf

und Stellungnahmen zum vorlie-
genden Planentwurf können bei
den angegebenen Naturschutz-
behörden während des Ein-
sichtnahmezeitraums schriftlich
vorgebracht oder auch noch bis
zwei Wochen danach an die oben
stehenden Adressaten gesendet
werden.

Nach Abschluss der Phase der öf-
fentlichen Beteiligung und nach
Prüfung und Einarbeitung even-
tueller Anregungen und Hinwei-
se kann der endgültige Plan an-
schließend dauerhaft im Internet
unter www.naturschutz.rlp.de >
Fachinformationen > Natura 2000
> Bewirtschaftungsplanung > Be-
wirtschaftungspläne eingesehen
werden.

Neustadt an der Weinstraße,
03. Juli 2018
Struktur- und Genehmigungs-
direktion Süd
– Obere Naturschutzbehörde –
Friedrich-Ebert-Straße 14
67433 Neustadt an der Weinstraße

Im Auftrag
Friedrich-Wilhelm Duffert

Annweiler

Bekanntmachung
Nr. 37/2018
der Stadt Annweiler am Trifels
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
Ablauf von Nutzungsrechten/
Mangelnde Grabpflege

Auf den Friedhöfen der Stadt Ann-
weiler am Trifels bestehen Gräber
bei dem der Grabstein lose bzw.
das Nutzungsrecht abgelaufen
und die Grabstätte ungepflegt ist.
Trotz intensiver Nachforschun-
gen durch die Friedhofsverwal-
tung (Anbringen von Schildern/
Aufklebern, Ausfindigmachen
von möglichen verantwortlichen
Hinterbliebenen) konnten für die
nachstehend aufgeführten Gräber
keine Angehörigen, Hinterbliebe-
ne oder sonstige Nutzungsberech-
tigte gefunden werden.
Gemäß der Friedhofssatzung kann
bei vernachlässigter Grabpflege
über die Grabstätte anderweitig
verfügt werden, nachdem hierauf
zuvor durch öffentliche Bekannt-
machung hingewiesen wurde.

Sollten sich bis zum
10. August 2018

bei der Verbandsgemeinde Ann-
weiler am Trifels, Meßplatz 1, Zi.-
Nr. 136, Telefon 06346-301146,
keine Angehörigen, Hinterbliebe-
ne oder sonstige Nutzungsberech-
tigte gemeldet haben, werden die
Gräber geräumt und eingeebnet.
Grabmale und Einfassungen ge-
hen entschädigungslos in das Ei-
gentum der Stadt über.
Die folgenden Grabstätten sind
hiervon betroffen:
Name d. Verstorbenen:

LED
Der Ortsgemeinderat beschließt
mit 13 Ja-Stimmen und 1 Nein-
Stimme, den Auftrag für die v. g.
Leistungen an die Mosbach Elekt-
roinstallation GmbH, Am Wegwei-
ser 1, 67071 Ludwigshafen, zum
Preis von 80.946,66 € inkl. MwSt.
zu vergeben.

Münchweiler

Beschluss-
zusammenfassung
zur 17. Sitzung des
Ortsgemeinderates Ortsgemeinde
Münchweiler am Klingbach
vom 30.05.2018
Veröffentlicht werden nachfol-
gend nur die Tagesordnungspunk-
te, bei denen Beschlüsse gefasst
wurden:
2 Aufnahme einer Person in die
Vorschlagsliste für Schöffinnen
und Schöffen

Daraufhin beschließt der Gemein-
derat einstimmig, dass die Wahl
im Wege der offenen Abstimmung
durchgeführt werden soll.
Anschließend beschließt der Ge-
meinderat einstimmig bei 1 Ent-
haltung folgende Person in die
Vorschlagsliste aufzunehmen:
Blöser, Walter,
Berwartsteinstraße 2,
76857 Münchweiler am Klingbach,
geb. am 30.12.1961
in Landau/Pfalz.
3 Beratung und Beschlussfassung
über Zuschuss zur Kerwe 2018

Der Gemeinderat beschließt ein-
stimmig, die Gewährung eines Zu-
schusses für die Durchführung der
Kerwe 2018 in Höhe von 400,00 €.
4 Beratung und Beschlussfassung
über einen Antrag auf Einrich-
tung einer Hundepension

Nach eingehender Beratung be-
schließt der Gemeinderat ein-
stimmig bei 1 Enthaltung, das
gemeindliche Einvernehmen aus
Gründen von Lärm- und Geruchs-
belästigungen weiterer Hunde
nicht zu erteilen.

Ramberg

Beschluss-
zusammenfassung
zur 6. Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses Ortsgemeinde
Ramberg vom 27.06.2018
Veröffentlicht werden nachfol-
gend nur die Tagesordnungspunk-
te, bei denen Beschlüsse gefasst
wurden:
1 Vorbehalt Haushalt 2018
Nach kurzer Beratung beschloss
der Haupt- und Finanzausschuss
einstimmig bei einer Enthaltung
den, Haushaltsplan 2018 dem

Ortsgemeinderat zu empfehlen.

Rinnthal

Bekanntmachung
Nr.9 /2018
der Ortsgemeinde Rinnthal
in der Verbandsgemeinde
Annweiler am Trifels
Amtliche Bekanntmachung über
die Einberufung einer Ersatz-
person in den Gemeinderat der
Ortsgemeinde Rinnthal

Vollzug des Kommunalwahlgeset-
zes – KWG – in der Fassung vom
31. Januar 1994 (GVBI. S. 137),
zuletzt geändert durch Gesetz
vom 22. Dezember 2003 (GVBI. S.
387), BS 2021-1.
- Einberufung einer Ersatzperson
in den Gemeinderat der Ortsge-
meinde Rinnthal. Das bisherige
Ratsmitglied Sebastian Stuhlfauth
hat mit Wirkung vom 24.05.2018
sein Mandat im Ortsgemeinderat
Rinnthal niedergelegt. Nach § 45
KWG ist eine Ersatzperson einzu-
berufen. Als Ersatzperson einbe-
rufen wurde der Bewerber mit der
höchsten Stimmenzahl unter den
noch nicht berufenen Bewerbern.
Dies ist:
Herr Torsten Hertel
Schulstraße 1
76857 Rinnthal
Herr Torsten Hertel hat das Rats-
mandat angenommen. Hiermit
erfolgt die öffentliche Bekanntma-
chung gemäß § 66 Abs. 3 Kommu-
nalwahlordnung (KWO).

76857 Rinnthal, 12.07.2018
Heinz Hertel
Ortsbürgermeister

Wernersberg

Beschluss-
zusammenfassung
zur 24. Sitzung des
Ortsgemeinderates Ortsgemeinde
Wernersberg vom 19.06.2018
Veröffentlicht werden nachfol-
gend nur die Tagesordnungspunk-
te, bei denen Beschlüsse gefasst
wurden:
1 Beratung und Beschlussfassung
über die Satzung zur Änderung
der Ausbaubeitragssatzung
wiederkehrender Beiträge

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Gemeinderat ein-
stimmig, die den Ratsmitgliedern
vorliegende Satzung zur Änderung
der Ausbaubeitragssatzung wie-
derkehrende Beiträge.
2 Beratung und Beschlussfassung
über das Ausbauprogramm für
das Jahr 2018

Der Gemeinderat beschließt 14
Ja-Stimmen und 1 Enthaltung, die
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Änderung der Straßenbeleuch-
tungsanlage (Umstellung auf LED-
Technik) im gesamten Ortsbereich
als Ausbauprogramm 2018.
3 Bauangelegenheiten
3.1 Beschlussfassung

zum Befreiungsantrag
bzgl. Fl.St.Nr. 482/4

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Ortsgemeinderat mit
13 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung
dem Befreiungsantrag bzgl. Fl.St.
Nr. 482/2 stattzugeben.
3.2 Errichtung eines Winter-

gartens auf dem Grundstück
Fl.St.Nr. 286/6 , 2087/14

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Ortsgemeinderat mit
14 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung
das Einvernehmen, gem. § 36
BauGB, für die Errichtung eines
Wintergartens bezüglich Fl.St.Nr.
286/6, 287/14 zu erteilen.
4 Beschlussfassung zur Über-
tragung eines Sparkontos der
Trachtengruppe Wernersberg
und dessen Betrag auf den
Kulturring

Nach kurzer Beratung beschließt
der Ortsgemeinderat einstimmig,
den Betrag auf dem Sparkonto der
ehemaligen Trachtengruppe Wer-

fassung zur Anschaffung von
neuen Spielgeräten für den
Spielplatz an der Grundschule

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Ortsgemeinderat mit
14 Ja-Stimmen und 1 Enthaltung
den Auftrag für die Spielgeräte
Schaukel mit Nestschaukel und
Klettermax an die Firma Seibel für
8.292,61 € zu vergeben.
6.4 Beratung und Beschluss-

fassung über die Erneuerung
der Straßenbeleuchtung -
Umstellung auf LED

Nach Beantwortung aller Fragen
wurde der Antrag vom Ortsge-
meinderat die City Light plus nur
auf dem Dorfplatz einzusetzen
mit 7 Ja-Stimmen, 1 Enthaltung
und 7 Nein-Stimmen abgelehnt.
Anschließend beschließt der Orts-
gemeinderat mit 8 Ja-Stimmen,
3 Nein-Stimmen und 4 Enthal-
tungen die Umstellung auf LED-
Technik 1:1 Austausch zu dem
vereinbarten Angebotspreis unter
Berücksichtigung des Austau-
sches der City Light plus auf dem
Dorfplatz und in den Neubauge-
bieten „Auf der Tung“ und „Bei der
Kapelle“.

nersberg auf den Kulturring Wer-
nersberg zu übertragen.
5 Ausgaben im Rahmen der
Hauptsatzung § 4 Abs. 3

Nach kurzer Beratung beschließt
der Ortsgemeinderat einstimmig,
die Ausgaben des Ortsbürgermeis-
ters im Rahmen der Hauptsatzung
§ 4 Abs. 3 stattzugeben.
6 Auftragsvergaben
6.1 Beratung und Beschluss-

fassung bzgl. der Variante
zur Sanierung der Radwege-
brücken

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Ortsgemeinderat mit
13 Ja-Stimmen und 2 Enthaltun-
gen die von Herrn Rehm vorge-
stellte Variante 1 zur Sanierung
der Radwegebrücken.
6.2 Beratung und Beschluss-

fassung zur Sanierung der
Radwegebrücken (Material-
beschaffung)

Nach ausführlicher Beratung be-
schließt der Ortsgemeinderat mit
13 Ja-Stimmen und 2 Enthaltun-
gen die Holzbohlen von der Firma
Brödel GmbH aus Wilgartswiesen
i. H.v. 9.686,60 € ohne Epoxidharz
zu beziehen.
6.3 Beratung und Beschluss-

Volkshochschule
Annweiler –
weil Sie mehr
Wissen wollen!

Eine Einrichtung der Verbandsgemeinde Annweiler
Tel.: 06346 - 301-217

Unser Programm für
das 2. Halbjahr 2018

Mach mit, bleib fi t !
Lebenslanges Lernen !Marita Bretz

Vorträge

A 203 Haus an Kinder übertragen - Heimaufenthalt und dann Haus weg?
Vorweggenommene Erbfolge und der Regress der Sozialhilfe

Das Recht der Vermögensnachfolge befasst sich insbesondere mit der Erhaltung des Vermögens für die Fa-
milie. Leichtfertigkeit bei der Übertragung machen dir Türen für den Sozialhilfeträger weit auf. Aber auch der
Zugriff auf Pflichtteils- und Erbansprüche der Kinder durch den Sozialhilfeträger schaffen unbekannte und
riskante Gefahrenlagen. Der Vortrag verdeutlicht die Interessen und gibt Ansätze zu einem besseren Weg.
Jan Ole Ewert, Fachanwalt für Erbrecht,
Dienstag, 13.11.2018, 19.00 Uhr, Gossersweiler-Stein, Dorfgemeinschaftshaus Am Kaiserbach 46,
Kostenbeitrag 5 €

A 204 Patientenverfügung und Vollmacht aus dem Internet –Chance, Risiko und Alltagstauglichkeit
Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht sind Mittel zur Selbstbestimmung im Alter. Man sorgt für die Zeit
von Geschäftsunfähigkeit vor. Verlässliche offene Bezugsquellen sind Mangelware. Hilft das Internet? Der
Vortrag zeigt Gefahren und Risiken bei der Benützung von Formularen aus dem Internet.
Jan Ole Ewert, Fachanwalt für Erbrecht,
Dienstag, 23.10.2018, 19.00 Uhr, Annweiler,
Ratssaal der Verbandsgemeindeverwaltung, Messplatz 1, Kostenbeitrag 5 €

EDV

C 262 WORD Grundkurs
Microsoft Word zeichnet sich durch eine einfach zu erlernende und leicht bedienbare Oberfläche aus. Im Kurs
Word Grundlagen erlernen Sie anhand praxisbezogener, leicht nachvollziehbarer Beispiele den effektiven
Umgang mit Microsoft Word. Sie lernen, Dokumente ansprechend zu gestalten, seien es kurze Korresponden-
zen oder längere Texte.
Seminar- bzw. Schulungsinhalte:
Multifunktionsleiste etc: Die Arbeitsoberfläche von Word

Eingeben, Markieren, Bearbeiten und Korrigieren von Texten
Rechtschreibhilfe, Silbentrennung, Übersetzung
Textgestaltung mit Hilfe von Zeichen-,
Absatz- und Seitenformatierung
Kopieren, Ausschneiden, Drag + Drop,
Umgang mit der Office-Zwischenablage
Grundzüge zu Nummerierung und Aufzählung
Texte mit Bausteinen, AutoKorrektur
Einfache Kopf- und Fußzeilen, automatische Seitennummern
Grundlagen von Tabellen und Tabulatoren (listenförmige Darstellungen)
Grafiken und Bilder in Texte einbinden
Einstieg in den Umgang mit Vorlagensätzen und Designs
Einstieg in das Arbeiten im Team (Dokumente überarbeiten)
Anpassen der Normalvorlage an vorgegebenes Geschäftspapier
Wichtige Voreinstellungen verstehen und bei Bedarf ändern
Datei-Management, Speichern, Drucken
Kompatibilität zu Vorgängerversionen, Überblick der Dateiformate
Tipps und Tricks
Stefan Hoffmann, Informatik-Betriebswirt VWA
Mittwoch, 07.11.2018, 19.15 - 21.30 Uhr, Albersweiler,
Schulungsraum, Am Kanal 38, Kursgebühr 36 €,
(48 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer) + evtl. 15 € Lehrbuch, 4 Termine

C 263 Silver Surfer – auch im Alter sicher im Umgang mit PC und
Internet

Im Unterschied zu den jüngeren Nutzern ist die Generation 50+ nicht
mit den neuen Medien wie dem Computer und Internet groß geworden.
Wollen Sie einen Einblick in das Internet bekommen? Wollen Sie wissen
was www oder http bedeutet? Wollen Sie wissen, was Sie benötigen,
um das Internet betreiben zu können? Sie lernen die Funktionen, die
Technik und den Nutzen des Internets kennen.
Voraussetzung: Mindestkenntnisse über die Bedienung von

Windowsfenstern mit der Maus.
Stefan Hoffmann, Informatik-Betriebswirt VWA
Montag, 20.08.2018, 19.15 - 21.30 Uhr, Albersweiler,
Schulungsraum, Am Kanal 38, Kursgebühr 54 €,
(84 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer), 6 Termine

C 266 Excel Grund- und Aufbaukurs – Intensiv-Training
Mit Programmen wie Excel, kann man am Computer einfach mit Daten
umgehen. Mit Excel kann man Formblätter erstellen, Rechnungen aus-
führen lassen und Daten zu anschaulichen Diagrammen umsetzen. Am
Ende können Sie spezielle Excel-Funktionen nutzen und generell Excel
effektiver einsetzen. Voraussetzung: Kenntnisse von Windows.
Stefan Hoffmann, Informatik-Betriebswirt VWA
Donnerstag, 18.10.2018, 19.15 - 21.30 Uhr, Albersweiler,
Schulungsraum, Am Kanal 38, Kursgebühr 72 €,
(96 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer) + evtl. 15 € Lehrbuch, 8 Termine

Sprachen

Alle Sprachkurse finden statt in der Berufsbildenden Schule Annweiler,
Herrenteich 12. Neu- und Quereinsteiger sind jederzeit willkommen.

Termine 10 12 15
€ ab 12 Teilnehmenden und mehr 38,00 46,00 58,00
€ bei 8 – 11 Teilnehmenden 52,00 63,00 78,00
€ bei 7 Teilnehmenden 61,00 72,00 90,00
€ bei 6 Teilnehmenden 70,00 84,00 105,00
€ bei 5 Teilnehmenden 83,00 99,00 123,00

S 215 Deutsch als Fremdsprache (A1)
Unser Deutschkurs hilft Ihnen, Ihre Sprachkenntnisse systematisch auf-
zubauen und Wortschatz für jede Lebenssituation zu sammeln. Er ver-
mittelt Ihnen auch wichtige Informationen über das Leben, das Wirken
und die Geschichte der Menschen hier.
Jutta Tigiser,
Dienstag, 14.08.2018, 18.30 – 20.45 Uhr, 7 Termine

Englisch für Wiedereinsteiger (A1-A2)
Dieser Kurs richtet sich an alle, die zwar schon einmal mit der engli-
schen Sprache gearbeitet haben, sie jedoch in den letzten Monaten und
Jahren nicht genutzt haben. Um die vorhandenen Fähigkeiten aufzufri-
schen, sind Sprechen und Hören ganz elementare Werkzeuge. Aus die-
sem Grund richtet dieser Kurs das Hauptaugenmerk auf die praktische
Verbesserung des Verständnisses sowie der sprachlichen Fertigkeiten.
Julia Zwick
S 220Montag, 06.08.2018, 17.30 – 19.00 Uhr, 8 Termine
S 221Montag, 15.10.2018, 17.30 – 19.00 Uhr, 10 Termine

Englisch für leicht Fortgeschrittene (B1)
Wenn Sie schon gute Grundkenntnisse der englischen Sprache besit-
zen und Spaß daran haben, sich nicht nur mit Grammatik, sondern auch
mit Literatur, Kultur und praktischen Sprachübungen zu beschäftigen,
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dann ist dieser Kurs genau richtig für Sie. Anhand von Kurz-
geschichten, Zeitungsartikeln, Fernsehbeiträgen und ande-
ren authentischen Materialien werden wir lernen unseren
eigenen Standpunkt zu formulieren und zu diskutieren. Bei
Bedarf können außerdem Ausspracheübungen in den Kurs
eingebunden werden.
Lehrbuch: Network Now, Klett-Langenscheidt.
Julia Zwick
S 222Montag, 06.08.2018, 19.00 – 20.30 Uhr, 8 Termine
S 223Montag, 15.10.2018, 19.00 – 20.30 Uhr, 10 Termine

Französisch mit Vorkenntnissen (A2)
Sie haben bereits ein Lehrwerk der vhs abgeschlossen oder
ähnliche Kenntnisse und wollen Ihr Französisch aktivieren
und vertiefen. Lehrbuch: Facettes aktuell 2, Hueber-Verlag.
Laurence Wendland
S 232Mittwoch, 15.08.2018, 16.30 - 18.00 Uhr, 7 Termine
S 233Mittwoch, 17.10.2018, 16.30 - 18.00 Uhr, 10 Termine

Französisch für leicht Fortgeschrittene (A1)
Dieser Kurs bietet einen langsamen Einstieg in die franzö-
sische Sprache, wobei Sprechen und interkultureller Hin-
tergrund Schwerpunkt sind. Lehrbuch: Vive les vacances,
Hueber-Verlag.
Laurence Wendland
S 234 Donnerstag, 23.08.2018,

17.30 - 19.00 Uhr, 6 Termine
S 235 Donnerstag, 18.10.2018,

17.30 - 19.00 Uhr, 9 Termine

„Alla prossima volta“ - Italienisch mit Vorkenntnissen (A2)
Dieser Kurs richtet sich an alle, die Wert auf Kommunikation
legen und die erlernte Grammatik vertiefen möchten. Lehr-
buch: Espresso, Hueber-Verlag
Birgit Strehlitz-Runck
S 240Montag, 06.08.2018, 16.30 - 18.00 Uhr, 8 Termine
S 241Montag, 15.10.2018, 16.30 - 18.00 Uhr, 10 Termine
Italienisch für Fortgeschrittene (C1)
Dieser Kurs möchte den Teilnehmer/-innen den Übergang
vom lehrbuchbezogenen Unterricht zum Konversationskurs
erleichtern. Auf der Grundlage von kurzen Texten und Zei-
tungsartikeln mit Vokabelhilfe soll trainiert werden, Meinun-
gen auszudrücken und diese mit anderen auszutauschen.
Kleine Übungen tragen zur Erweiterung des Wortschatzes
und Wiederholung der Grammatik bei. Lehrbuch: Espresso,
Hueber-Verlag
Birgit Strehlitz-Runck
S 242Montag, 06.08.2018, 18.15 – 19.45 Uhr, 8 Termine
S 243Montag, 15.10.2018, 18.15 – 19.45 Uhr, 10 Termine

Italienisch Konversation (C1)
Le lezioni saranno basate su testi di letteratura moderna ed
articoli di attualità. Esercizi di vocabolario e d’ascolto con-
sentiranno di approfondire e consolidare le consoscenze
d’italiano già acquiste. Lehrbuch: Espresso, Hueber-Verlag
Birgit Strehlitz-Runck
S 244 Dienstag, 07.08.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 8 Termine
S 245 Dienstag, 16.10.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 10 Termine

„Allora, andiamo“ - Italienisch für Fortgeschrittene (C1)
Dieser Kurs richtet sich an alle, die Wert auf Kommunika-
tion legen und die erlernte Grammatik vertiefen möchten.
Lehrbuch: Espresso, Hueber-Verlag
Birgit Strehlitz-Runck
S 246Mittwoch, 08.08.2018, 17.30 – 19.00 Uhr, 8 Termine
S 247Mittwoch, 17.10.2018, 17.30 – 19.00 Uhr, 10 Termine

Italienisch für Anfänger mit leichten Vorkenntnissen (A1)
Lehrbuch: Chiaro, Hueber-Verlag
Birgit Strehlitz-Runck
S 248Mittwoch, 08.08.2018, 19.15 – 20.45 Uhr, 8 Termine
S 249Mittwoch, 17.10.2018, 19.15 – 20.45 Uhr, 10 Termine

Spanisch mit Vorkenntnissen (A2)
Lehrbuch: eñe, Der Spanischkurs, Hueber Verlag.
Lucia Yong de Siebeneicher
S 250Montag, 06.08.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 8 Termine
S 251Montag, 15.10.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 10 Termine

Spanisch mit Vorkenntnissen (A2)
Hier können Sie Ihre Spanischkenntnisse erweitern undwei-
ter lernen erfolgreich auf Spanisch zu kommunizieren. Lehr-
buch: eñe, Der Spanischkurs, Hueber Verlag.
Lucia Yong de Siebeneicher
S 252Mittwoch, 08.08.2018, 18.00 - 19.30 Uhr, 8 Termine

S 253Mittwoch, 17.10.2018, 18.00 - 19.30 Uhr, 10 Termine

Spanisch mit leichten Vorkenntnisse (A1)
Sie erlernen u.a. Lebensmittel einkaufen, nach dem Preis
fragen, Gefallen und Missfallen ausdrücken, im Restaurant
bestellen, sich über Essgewohnheiten unterhalten. Über
alltägliche Tätigkeiten berichten. Zeitangaben ausdrücken,
Kurznachrichten lesen und erstellen, eine Stadt beschrei-
ben, nach demWeg fragen und ihn beschreiben, Kleidungs-
stücke beschrieben, Produkte und Preise vergleichen,
Möbelstücke benennen, eine Wohnung beschreiben, eine
Auswahl treffen und begründen. Lehrbuch: eñe, Der Spa-
nischkurs, Hueber Verlag.
Lucia Yong de Siebeneicher
S 254Mittwoch, 08.08.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 8 Termine
S 255Mittwoch, 17.10.2018, 19.30 – 21.00 Uhr, 10 Termine

Gesundheit

Fettverbrennungstraining
Individuell pulsgesteuertes Fettverbrennungstraining an
verschiedenen Geräten (Laufband, Crosstrainer, Ergometer,
Liegefahrrad, Stepper und/oder Rudergerät).
Ernährungsberatung kann optional vor Ort dazu gebucht
werden.
Heinz Sieg, Dipl. Sportwissenschaftler
G 200Montag, 13.08.2018, 17.30 – 18.30 Uhr, 8 Termine
G 201Montag, 22.10.2018, 17.30 – 18.30 Uhr, 8 Termine
Annweiler, Gesundheitsstudio „die Wirbelsäule“,
Hauptstraße 60, Kursgebühr 35 €,
(46 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer)

Wirbelsäulengerechtes
Krafttraining an Geräten
Nach einer 10-15minütigen Aufwärmphase wird an moder-
nen Fitnessgeräten vor allem die Rumpfstützmuskulatur
trainiert. Abgerundet wird das Training durch ein 5minütiges
Abwärmen.
Tim Sieg, Sport- und Fitnesstrainer
G 202Mittwoch, 15.08.2018, 19.30 - 21.00 Uhr, 8 Termine
G 203Mittwoch, 24.10.2018, 19.30 - 21.00 Uhr, 8 Termine
Annweiler, Gesundheitsstudio „die Wirbelsäule“,
Hauptstraße 60, Kursgebühr 47 €,
(63 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer)

G 205 Fasten für Gesunde nach Dres. Buchinger/Lützner
Entgiften – Abnehmen – Bewegen – Neubeginn
Dieser Kurs umfasst eine fachkundige Fastenleitung verbun-
den mit hochwertiger Bio-Fastenverpflegung. Informationen
zu fastenunterstützende Maßnahmen sowie zu den Fasten-
und Aufbautagen sind selbstverständlich. Des Weiteren
werden Ernährungstipps (vitalstoffreiche Vollwerternäh-
rung) gegeben. Inklusive ist ein Basic-Nordic-Walking-Kurs,
auf die Fastenwoche abgestimmt. Sinnvoll ist es, in der Fas-
tenwoche viel Zeit für sich selbst einzuplanen, um ein rei-
bungsloses und nachhaltiges Fasten zu gewährleisten.
14 Tage vor Kursbeginn erhalten Sie detaillierte Angaben zur
Vorbereitung Ihrerseits und zum Ablauf der Fastenwoche.
Susanne Schweinsberg, Fastenleiterin (BV-FE)
Freitag, 19.10.2018 – 26.10.2018, 16.00 - 18.00 Uhr,
außer Mittwoch.
Kursgebühr 129 €, Wernersberg, Schulstraße.
Begrenzte Teilnehmerzahl (6 Personen), 7 Termine

G 206 Körper-Geist-Seele-DETOX
Unser Körper ist oft von zu viel, zu süß, zu fett überlastet
und in der Folge übersäuert und dadurch können vielfältige
Beschwerden und Erkrankungen auftreten, die als „Zivili-
sationserkrankungen“ bezeichnet werden. Auch können
uns Stress, Überforderungen in Beruf und Familie, Druck,
Ängste, Ärger, Wut… „sauer“ machen. Wenn dann noch ne-
gative Gedanken, wie „mich kann man nicht lieben“, „ich
bin dumm, zu dick, zu dünn, nicht schön…“ und sonstige
überholte Lebensmuster dazu kommen, so ist das Fass am
überlaufen und es können körperliche und seelische Erkran-
kungen entstehen, wie Übergewicht, Herz-Kreislauferkran-
kungen, Diabetes, Gelenkerkrankungen, Infektanfälligkeit,
Rheuma, Gicht, Müdigkeit, Erschöpfung, Nervosität, Schlaf-
störungen, Depressionen…
Was können wir dagegen tun?
In einem Vortrag erfährst du von Ursachen und Auswirkun-
gen der Übersäuerung, Lösungsmöglichkeiten, um deinen
Körper zu entgiften, sowie deinen Geist und deine Seele von
unnötigem Ballast zu befreien.

Im 2. Teil des Abends lade ich dich zu einer Bewegungsreise
und Meditation ein und es kann sich Erleichterung, Freude
und Harmonie einstellen!
Bitte mitbringen: Rutschfeste Socken, bequeme Kleidung,

Matte
Karin Sobiesinsky, Quantentherapeutin,
kreative Tanz- und Ausdruckstherapeutin
Mittwoch, 07.11.2018, 18.30 – 21.30 Uhr,
Kursgebühr 13 € (ab 8 Teilnehmer),
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39, 1 Termin

G 207 Aktive Meditation
Dieser Kurs beinhaltet unterschiedliche Bewegungsmedita-
tionen wie Atem-, Herzmeditation, Kundalini…
Wir beginnen an jedem Abend mit einer Aufwärmphase, um
danach in das tiefe Erleben der jeweiligen Meditation zu ge-
langen. Du kannst somit von deiner äußeren Wahrnehmung
in das Erleben deines inneren Seins kommen. Abschließend
kannst du dich in der Reflexionsrunde über das Erlebte aus-
tauschen.
Bitte mitbringen: Bequeme Kleidung, rutschfeste warme

Socken, Wolldecke, Matte
Montag, 05.11.2018, 19.00 – 21.15 Uhr,
Kursgebühr 54 €, Annweiler-Queichhambach,
Dorfgemeinschaftshaus, Queichtalstraße 39, 6 Termine

G 208 Progressive Muskelentspannung nach Jacobson
Durch die systematische Schulung der Achtsamkeit sensibi-
lisiert die Progressive Muskelentspannung das Zusammen-
spiel von Muskeltonus, Lebensgefühl und Gedankenwelt
und stärkt so die Fähigkeit, eigenverantwortlich zu mehr
innerer Ruhe sowie seelischer und körperlicher Ausgegli-
chenheit zu gelangen. Die Progressive Muskelentspannung
ist eine alltagstaugliche Methode zur Stressbewältigung
und ein Weg zur Schulung von Achtsamkeit. Die Methode ist
höchst effektiv und leicht erlernbar.
Bitte mitbringen: Gymnastikmatte oder Decke, warme und

bequeme Kleidung.
Diana Heft, Trainerin für Entspannung/Stressbewältigung
und Allgemeiner Breitensport
Dienstag, 16.10.2018, 18.30 - 20.00 Uhr,
Annweiler, DRK-Haus, Südring 52, Kursgebühr 51 €,
(62 € Kleingruppe), 7 Termine

Hatha-Yoga -Eine Reise zu sich Selbst
Der Weg des Hatha-Yoga führt auf eine persönliche Reise
zu sich Selbst. Durch Körper- und Atemübungen lernen wir
unseren Körper, Geist und Seele wieder miteinander zu ver-
binden. Das Erlangen des inneren Friedens, geistiger und
körperlicher Harmonie auf Basis des Gewaltverzichtes steht
dabei an erster Stelle. Asanas aus dem Hatha-Yoga fördern
unsere Beweglichkeit, kräftigen die Muskulatur, mobilisie-
ren die Gelenke und verändern unser Denken auf positive
Weise. Das Üben von Pranayama, (Atemkontrolle und rhyth-
mische Atmung) beruhigt unseren Geist und lässt einen tie-
fen inneren Frieden in uns entstehen. Eine abschließende
Tiefenentspannung, einer Reise in unser Innerstes, durch
Konzentration auf Körper und Atmung, befreit unseren Geist
und kann uns dabei unterstützen die Selbstheilungskräfte
in unserem Körper zu aktivieren.
Bitte mitbringen: Bequeme Kleidung, Kissen und Decke,

Yogamatte
Crysanti Ruppert, Yogalehrerin S.Y.
G 212Montag, 17.09.2018, 18.15 - 19.45 Uhr, 10 Termine
G 213Montag, 17.09.2018, 20.00 - 21.30 Uhr, 10 Termine,

Annweiler, Foyer im Hohenstaufensaal,
Landauer Straße 1, Kursgebühr 80 €

G 214 Donnerstag, 20.09.2018,
18.15 - 19.45 Uhr, 10 Termine

G 215 Donnerstag, 20.09.2018,
20.00 - 21.30 Uhr, 10 Termine,
Annweiler, Gesundheitsstudio „die Wirbelsäule“,
Hauptstraße 60, Kursgebühr 67 €

G 217 Yoga am Vormittag in Eußerthal
Morgens ist traditionell die beste Zeit um Yoga zu üben,
wenn der Geist wach und unbelastet ist und somit aufnah-
mebereit für neue Körpererfahrungen ist. Mit Achtsamkeit
ausgeführte Körperübungen aus dem Hatha-Yoga sowie ver-
schiedene Atemübungen helfen uns zu einem guten Start in
den Tag.
Dieser Kurs ist für Einsteiger und Geübte gleichermaßen ge-
eignet.
Bitte mitbringen: Rutschfeste Matte, Decke, bequeme
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Kleidung.
Susanne Hanke, Yogalehrerin
Freitag, 07.09.2018, 8.30 – 10.00 Uhr, Kursgebühr 56 €,
Gemeindehaus, Sulzbachweg, Eußerthal, 8 Termine

Yoga für Alle in Albersweiler
Den Körper kräftigen und Spannungen lösen, Achtsamkeit
entwickeln, Lebensfreude entdecken - Yoga bringt auf ein-
fachste Weise Körper, Atem und Geist in Einklang.
Entspannungsübungen laden ein zur Ruhe zu kommen.
Dieser Kurs ist für alle Menschen, welche die wohltuende
Wirkung des Yoga im Wechsel zwischen aktiven und ent-
spannenden Sequenzen erfahren möchten. Einsteiger und
Geübte sind beide willkommen.
Bitte mitbringen: Rutschfeste Matte, Decke, bequeme

Kleidung
Susanne Hanke, Yogalehrerin
G 219Mittwoch, 15.08.2018,

19.30 – 21.00 Uhr, Kursgebühr 45 €, 7 Termine
G 220Mittwoch, 17.10.2018,

19.30 – 21.00 Uhr, Kursgebühr 51 €, 8 Termine
Seminarraum Physio Schneiders,
Weinstraße 104, Albersweiler

G 221 Yoga in Ramberg –
durch Bewegung zur Ruhe kommen –

Körperliche Beweglichkeit trainieren, den eigenen Körper
neu wahrnehmen und kräftigen, auftanken mit Atem- und
Entspannungsübungen, den Alltag loslassen und Gelassen-
heit gewinnen.
Bitte mitbringen: Rutschfeste Matte, Decke, bequeme

Kleidung
Susanne Hanke, Yogalehrerin
Montag, 13.08.2018, 20.00 - 21.30 Uhr,
Kursgebühr 75 €, Ramberg, Grundschulturnhalle,
Dekan-Schill-Straße 1A, 16 Termine

Yoga am Vormittag
Yoga ist eine uralte indische Lehre und Praxis, die einen
Weg „zur menschlichen Weiterentwicklung“ beschreibt. Die
im Westen zumeist praktizierte Form des Hatha-Yoga arbei-
tet mit bestimmten Entspannungs-, Atem-, Konzentrations-
und Bewegungsübungen. Bei regelmäßigem Üben bewirkt
Hatha-Yoga eine innere Ausgeglichenheit und erhöhte Kon-
zentrationsfähigkeit, um auf diesem Wege neue Kräfte für
den Alltag zu gewinnen. Ob Anfänger oder bereits praktizie-
render Yogi - hier bekommen alle interessante Anregungen
und ein abwechslungsreiches Yogaprogramm.
Heike Heinz, Yogalehrerin
G 224Mittwoch, 08.08.2018,

09.30 - 11.00 Uhr, Kursgebühr 65 €, 8 Termine
G 225Mittwoch, 17.10.2018,

09.30 - 11.00 Uhr, Kursgebühr 81 €, 10 Termine
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39

Yoga für Bauch – Beine – Po (Intensive-Yoga)
Zur Ruhe kommen, total entspannen - doch Yoga kann noch
viel mehr! Viele Positionen sind ein super Figur Training. Ne-
ben Bauch und Armen werden ganz besonders Beine und
Po in Form gebracht. Für alle, die keine Lust auf schweiß-
treibende, anstrengendeWorkouts haben, gibt es hier Yoga-
Übungen, die für straffe Beine und einen festen Po sorgen.
Und nicht nur das: Während die Positionen gehalten wer-
den, kannmanwunderbar entspannen und den Alltag hinter
sich lassen.
Mona Kirsch, Fitnesstrainerin
G 230Mittwoch, 08.08.2018,

18.00 – 19.00 Uhr, Kursgebühr 45 €, 8 Termine
G 231Mittwoch, 17.10.2018,

18.00 – 19.00 Uhr, Kursgebühr 45 €, 8 Termine
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39

Kraft und Entspannung für die Wirbelsäule
Den Rücken stark machen, den Körper in Balance bringen
und sich geschmeidig bewegen. Die Gelenk schonende
Gymnastik stabilisiert den Rücken, löst Verspannungen und
sorgt für eine bessere Haltung, dabei steht auch Ihre indivi-
duelle Situation im Mittelpunkt. Sie lernen viele nützliche
Tricks kennen, die Ihnen dabei helfen, Ihre Wirbelsäule zu
Hause und am Arbeitsplatz zu entlasten. Entspannungs-
und Atemübungen sorgen für Erholung und ein positives
Körpergefühl. Gut für – alle, die Ihrem Rücken etwas Gutes
tun möchten. Auch für Menschen, die leichte Verschleißer-

scheinungen an der Wirbelsäule haben, Osteoporose oder
Arthrose vorbeugen möchten, ist dieser Kurs ideal.
Bitte mitbringen: Isomatte.
Elisabeth Bruck-Ritter, Physiotherapeutin
Stand: 25.06.18
G 244Mittwoch, 08.08.2018,

19.00 - 20.00 Uhr, 8 Termine, Kursgebühr 29 €
G 245Mittwoch, 17.10.2018,

19.00 - 20.00 Uhr, 10 Termine, Kursgebühr 36 €
Albersweiler, Grundschulturnhalle, Auf der Lehr 1

G 248 Zumba®
Sie sind bereit, sich fit zu bewegen? Denn genau darum geht
es beim Zumba®-Programm. Es ist ein Tanzfitnessworkout
zu lateinamerikanischer Musik, das einfach zu erlernen ist,
Kalorien verbrennt und fit hält.
Anette Foltin-Roth
Dienstag, 18.09.2018, 19.00 – 20.00 Uhr,
Kursgebühr 60 €, Annweiler, Evang. Gemeindehaus,
Kirchgasse, 12 Termine

G 250 Wirbelsäulengymnastik mit Pilates
Es handelt sich hierbei um ein systematisches Ganzkörper-
training zur Prävention von Beschwerden, die infolge von
Bewegungsmangel auftreten, sowie dem Entgegenwirken
schon vorhandener Probleme. In diesem Kurs wird mit ver-
schiedenen Methoden gearbeitet, um die Muskelbalance
herzustellen, die Beweglichkeit des Körpers zu verbessern,
und die konditionelle Situation zu stärken. Das individuelle
Wohlbefinden jedes einzelnen Kursteilnehmers steht immer
im Vordergrund. Zum Ausklang der Stunde findet immer
eine kurze Entspannungseinheit mit verschiedenen Ent-
spannungstechniken statt.
Bitte mitbringen: Bequeme Kleidung, warme Socken,

Gymnastikmatte, Handtuch.
Eva Dahl, Physiotherapeutin
Montag, 03.09.2018, 09.30 - 10.30 Uhr, Kursgebühr 77 €,
Annweiler, Evang. Gemeindehaus, Kirchgasse, 13 Termine

Ich beweg mich – Pilates –
Das sanfte Training bringt schnelle Erfolge
Das Ganzkörpertraining nach Joseph Pilates kombiniert
Atemtechnik, Kraftübungen, Koordination und Stretching.
Im Zentrum stehen Bauch, Hüften, Po und Rücken, die
Körpermitte, im Pilates auch „Powerhouse“ genannt. Pila-
tes kräftigt, entspannt und dehnt auf sanfte Weise die tiefen
Muskeln. Der Körper wird straff und geschmeidig, die Hal-
tung aufrecht. Die Bewegungen werden sehr bewusst und
mit großer Konzentration ausgeführt. Die Übungen sind sehr
effektiv und zeigen rasch Erfolge. Wie intensiv das Training
ist, können Sie individuell variieren. Gut für – alle, die sich
ein sanftes und effektives Training für den ganzen Körper
wünschen. Pilates ist für jedes Alter geeignet!
Bitte mitbringen: Bequeme Kleidung, warme Socken,

Gymnastikmatte, Handtuch.
Mona Kirsch, Fitnesstrainerin
G 252Montag, 06.08.2018, 18.00 – 19.00 Uhr,

Kursgebühr 85 €, 17 Termine
G 253Montag, 06.08.2018, 19.00 – 20.00 Uhr,

Kursgebühr 85 €, 17 Termine
Annweiler, Evang. Gemeindehaus, Kirchgasse

AROHA® für Fortgeschrittene
Bitte tragen Sie bequeme Kleidung.
Shiva Shankar, Sport- und Fitnesstrainer
G 254 Dienstag, 21.08.2018,

19.30 – 20.30 Uhr, Kursgebühr 51 €, 8 Termine
G 255 Dienstag, 30.10.2018,

19.30 – 20.30 Uhr, Kursgebühr 51 €, 8 Termine
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39

AROHA® für Fortgeschrittene
Bitte tragen Sie bequeme Kleidung.
Shiva Shankar, Sport- und Fitnesstrainer
G 256 Donnerstag, 23.08.2018,

19.00 – 20.00 Uhr, Kursgebühr 51 €, 8 Termine
G 257 Donnerstag, 08.11.2018,

19.00 – 20.00 Uhr, Kursgebühr 45 €, 7 Termine
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39

G 258 AROHA® für Anfänger
AROHA® ist ein neuer Trendsport, der effektiv und unkom-
pliziert im ¾ Takt ausgeführt wird. Ständig wechselnde

spannungsvolle und entspannende Elemente setzen ver-
borgene Energien frei und tragen zum Wohlbefinden bei. Er
festigt Gesäß, Oberschenkel, Bauch und führt zu einer ge-
wissen Ausgeglichenheit. AROHA® dient der Stärkung des
Herz-Kreislauf-Systems, der Fettreduzierung und sorgt für
eine ausgezeichnete Durchblutung und damit Sauerstoff-
versorgung. Sie optimieren ihr Koordinationsvermögen und
lösen Muskelverspannungen auf. Der Sport richtet sich an
Jung und Alt, Sportler und Einsteiger, Personen mit leichten
Gelenk- und Rückenbeschwerden, übergewichtige und leis-
tungsschwächere Menschen. Die AROHA®-Elemente sind
langsam und risikolos, aber effektiv. Er spricht auch ältere
Sportler an, die noch nie an einem Kurs teilgenommen ha-
ben. Bitte tragen Sie bequeme Kleidung.
Donnerstag, 18.10.2018, 20.00 – 21.00 Uhr,
Kursgebühr 57 €, Annweiler-Queichhambach,
Dorfgemeinschaftshaus, Queichtalstraße 39, 9 Termine

Qi Gong
Qi Gong, ein ganzheitliches Gesundheitsmodell aus der tra-
ditionellen chinesischen Medizin, hält für alle Menschen,
unabhängig von Alter und Konstitution die Möglichkeit be-
reit, die Gesundheit, das Wohlbefinden und die Ausgegli-
chenheit entscheidend zu verbessern und Ruhe und Kraft
für den Alltag zu gewinnen.Teilnahme ab 18 Jahren. Bei die-
sem Kurs ist ein Einstieg jederzeit möglich.
Regina Brachat-Schwab, Qi Gong-Kursleiterin
G 259 Donnerstag, 09.08.2018,

18.00 – 19.00 Uhr, Kursgebühr 49 €, 11 Termine
G 260 Donnerstag, 18.10.2018,

18.00 – 19.00 Uhr, Kursgebühr 40 €,
9 Termine, DRK-Haus Annweiler, Südring 52

Qi Gong für Fortgeschrittene
Der Kurs ist für Anfänger nicht geeignet.
G 261 Donnerstag, 09.08.2018,

19.30 – 20.30 Uhr, Kursgebühr 33 €, 11 Termine
G 262 Donnerstag, 18.10.2018,

19.30 – 20.30 Uhr, Kursgebühr 40 €, 9 Termine
DRK-Haus Annweiler, Südring 52

G 263 Pilates für einen gesunden Rücken
Das Ganzkörpertraining nach Joseph Pilates kombiniert
Atemtechnik, Kraftübungen, Koordination und Stretching.
Im Zentrum stehen Bauch, Hüften, Po und Rücken, die
Körpermitte, im Pilates auch „Powerhouse“ genannt. Pila-
tes kräftigt, entspannt und dehnt auf sanfte Weise die tie-
fen Muskeln. Der Körper wird straff und geschmeidig, die
Haltung aufrecht. Die Übungen werden sehr bewusst aus-
geführt, sind sehr effektiv und zeigen rasch Erfolge. Wie in-
tensiv das Training ist, können Sie individuell variieren. Gut
für – alle, die sich ein sanftes und effektives Training für den
ganzen Körper wünschen.
Bitte mitbringen: Bequeme Kleidung, warme Socken,

Gymnastikmatte, Decke.
Diana Jablonski, Fitness- und Gesundheitstrainerin
Montag, 10.09.2018, 18.00 - 19.00 Uhr, Kursgebühr 39 €,
Silz, Bürgerhaus, Hauptstraße, 12 Termine

G 265 Drums Alive®
Drums Alive® macht Spaß und baut Stress ab. Genervt in
der Arbeit? Der Kopf ist voll und die Gedanken wollen nicht
loslassen? Dann ist eine Stunde Drums Alive® genau das
Richtige um den Alltag zu vergessen und Freude im eige-
nen Tun zu bekommen. Sie haben die Möglichkeit sich so
richtig auszutrommeln und allen Energien freien Lauf zu las-
sen. Drums Alive® trainiert nicht nur einzelne Körperpartien
sondern den ganzen Körper. Es ist ein Ganzkörpertraining,
das viel mit koordinativen Aspekten der Muskulatur und des
gesamten Bewegungsapparates spielt. Durch die Inhalte
von kreuzkoordinativen Bewegungen werden Gedächtnis
und Gehirnleistung gefördert. Es ist ein super Ausdauer-
training, welches mit hohem Kalorienverbrauch das Herz-
kreislaufsystem fördert und trainiert. Keine Vorkenntnisse
erforderlich. Unter www.drumsalive.de gibt es weitere gute
Informationen.
Diana Jablonski, Fitness- und Gesundheitstrainerin
Montag, 10.09.2018, 19.00 - 20.00 Uhr, Kursgebühr 39 €,
Silz, Bürgerhaus, Hauptstraße, 12 Termine

G 267 Faszientraining/Wirbelsäulengymnastik/Rückenfit
Wirbelsäulengymnastik wirkt Wunder! Mit richtig guten Rü-
ckenübungen bekämpft man Rückenbeschwerden und Ver-
spannungen. Auf der Anatomieseite zum Beispiel werden
Sie sehen und staunen, wie viele kleine Muskeln, aufs Engs-
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te mit den Rippen verbunden, tief imVerborgenen dieWirbel
im Lot halten und bei allen Stützfunktionen auch noch eine
sensationelle Mobilität fürs Drehen, Biegen und Beugen
garantieren. Das Ziel lautet: „Den Rücken stärken, damit er
leistungsfähiger wird und die Herausforderungen des All-
tags problemlos besteht.“ Dieser Kurs ist auch geeignet für
Menschen mit Schulter-, Hüft- und Knieproblemen und für
Menschenmit Problemen undBewegungseinschränkungen.
Diana Jablonski,
Gesundheitstrainerin für Prävention und Rehabilitation
Donnerstag, 13.09.2018, 18.30 - 19.30 Uhr,
Kursgebühr 39 €, Silz, Bürgerhaus, Hauptstraße,
12 Termine

G 269 Power Hour
Ein Fitnessworkout, das die im Trend liegenden Begriffe wie
Bodyweight-Training, Intervall-Training, Core-Training, Faszi-
entraining, Circle-Training, Brainfitness und vieles mehr be-
inhaltet. Auch „Aerobic is back“ ist wieder schwer im Trend.
Wir machen alles was uns Spaß macht und haben viel Freu-
de daran. Werde Teil einer tollen Gruppe.
Diana Jablonski, Fitness- und Gesundheitstrainerin
Donnerstag, 13.09.2018,
19.30 - 20.30 Uhr, Kursgebühr 39 €, Silz, Bürgerhaus,
Hauptstraße, 12 Termine

G 271 Gesundes Walken für Teilnehmer ab 60+(++)
NordicWalking ist eine Ausdauersportart, welche sich in den
letzten Jahren in Deutschland zunehmend stärker, auch bei
Senioren, durchgesetzt hat. Die Beliebtheit dieses Sports
nimmt ständig zu, wobei gerade ältere Menschen sich da-
für immer häufiger begeistern. Gerade für Senioren sind die
Bewegungseinheiten von großer Bedeutung und helfen da-
bei, auch im Alter körperlich fit zu bleiben. Ein großer Vorteil
von Nordic Walking ist die geringe Beanspruchung für die
Gelenke beim Laufen. Diese Bewegungsart ist vor allem für
Ausdauer, Kraftentwicklung, Koordinationsfähigkeit und Be-
weglichkeit zu empfehlen.
Dr. Meike Köster-Töpfer, Heilpraktikerin
Mittwochs, 9.30 - 11.00 Uhr, Annweiler, Kursgebühr 57 €,
89 € Kleingruppe, 12 Termine

G 272 Sport bei und nach Krebs
- Bewegungsprogrammmit den Schwerpunkten:
- Stärkung des Immunsystems
- Verbesserung der Beweglichkeit
- körperliche Leistungs-und Koordinationsfähigkeit
- Allgemeiner Haltungsaufbau
- Körperwahrnehmung, Entspannungsübungen und mehr
Lebensfreude durch Sport und Spiel
Jutta Schäfer, Übungsleiterin Sport und Prävention
Dienstag, 16.10.2018, 16.00 – 17.00 Uhr,
Kursgebühr 49 € (65 € Kleingruppe, 6 Teilnehmer),
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39, 8 Termine

G 273 Sportmix 50 plus
Fit bleiben und fit werden, durch ein abwechslungsreiches
Programm wie Gymnastik für Hüfte, Po, Oberschenkel, Rü-
cken und Beckenbodentraining. Gleichzeitig wird die Ko-
ordination, Gehirntraining in der Bewegung über Ausdau-
erschulung trainiert. Gymnastik für den ganzen Körper mit
abschließenden Entspannungsübungen.
Bitte mitbringen: Matte, Hallenschuhe, bequeme Kleidung
Jutta Schäfer, Übungsleiterin Sport und Prävention
Dienstag, 16.10.2018, 17.00 – 18.00. Uhr,
Kursgebühr 49 € (65 €Kleingruppe, 6 Teilnehmer),
Annweiler-Queichhambach, Dorfgemeinschaftshaus,
Queichtalstraße 39, 8 Termine

Spaß am Tennis - Tennis für Anfänger undWiedereinsteiger
Zielgruppe: Erwachsene Anfänger und Wiedereinsteiger.
Wer sich außerhalb der Fitnessprogramme sportlich be-
tätigen möchte, ist vielleicht beim Tennis genau richtig. In
diesem Kurs lernen die Teilnehmer die Sportart mit all ihren
technischen und taktischen Finessen kennen. Trainings-
schwerpunkte sind die Grundtechniken wie Vorhand, Rück-
hand und Aufschlag. Im Vordergrund steht der Spaß, die
Sportart Tennis spielerisch zu erlernen oder aufzufrischen.
Bitte mitbringen: Bequeme Sportbekleidung, saubere

Sportschuhe.
Schläger und Bälle werden gestellt.
Kursleiter sind lizensierte DTB-Trainer
G 280Montag, 15.10.2018,

20.00 -21.00 Uhr, Training für Damen

G 281Mittwoch, 17.10.2018,
20.00 – 21.00 Uhr, Training für Herren.
Tennishalle Annweiler-Bindersbach,
Kursgebühr 78 € (4er Gruppe), 8 Termine

H 212 Trüffel und Pralinés selbstgemacht
Selbstgemachte Trüffel und Pralinés - eine Besonderheit –
ob auf Ihrem Adventsteller oder als Geschenk. Nach diesem
Kurs werden Sie die sahnigen Köstlichkeiten, mit und ohne
Alkohol, leicht in Ihrer eigenen Küche zubereiten können.
Lernen Sie mehr über den Umgang mit Schokolade und der
Verarbeitung dieser zartschmelzenden Verführung. Jeder
Teilnehmer wird viel Gelegenheit zum Üben haben und die
Rezepte sowie eine Menge Trüffel und Pralinés mit nach
Hause nehmen. Es bleibt Ihnen überlassen, ob Sie damit
Ihre Familie und sich verwöhnen oder liebe Menschen be-
schenken möchten.
Bitte mitbringen: Schürze, scharfes Messer, Teigschaber,

geruchsneutrales Schneidebrett, Ge-
schirrhandtuch, Behälter für fertige Pra-
linés, Getränke nach Wunsch, Spültuch/
Schwamm, Spülmittel. Wer hat, bringt bitte
eine mittelgroße Metallschüssel und einen
passenden Topf für ein Wasserbadmit.

Tanja Plickert, Diplom-Oecotrophologin (FH)
Montag, 26.11.2018, 18.00 - 22.00 Uhr,
Annweiler, Berufsbildende Schule im Staufer-Schul-
zentrum, Küche, Herrenteich 12, Kursgebühr 15 €,
(19 € Kleingruppe) + 12 € Lebensumlage, 1 Termin

H 214 Flying Buffet, 12 kleine feine Gänge (Fingerfood)
Details:
Canapes 3erlei
Süppchen 2erlei
Zwischengänge 3erlei
Hauptgänge 2erlei
Desserts 2erlei
Angenehme Musik, nette Unterhaltungen, feine Getränke
und nette Gäste. Kleine Gerichte, einfach, lecker und ab-
wechslungsreich. Und nebenbei noch ein ganz besonderer
Genuss für das Auge. Mal im Schälchen serviert, mal als
Spießchen oder als dekoratives Törtchen - der Fantasie sind
keine Grenzen gesetzt. In unserem Kurs entdecken Sie, wie
Sie aus den verschiedensten Zutaten außergewöhnliches
Fingerfood zaubern
Bitte mitbringen: Küchenmesser, Schürze und Behälter für

Kostproben
Silvia Leiner
Mittwoch, 29.08.2018, 18.30 - 22.00 Uhr,
Annweiler, Berufsbildende Schule im Staufer-Schul-
zentrum, Küche, Herrenteich 12, Kursgebühr 16 €,
(21 € Kleingruppe) + 10 € Lebensmittelumlage, 1 Termin

H 215 Alte Gemüsearten neu entdeckt - alte Gemüsesorten
auf leckere Art zubereitet (auch für Vegetarier)

Rote Beete, Pastinaken, Petersilienwurzel, Mangold, Steck-
rüben – fast vergessene Gemüse. Sie suchen kreative Ide-
en für Ihre Küche? Wir bereiten aus diesen alten Gemüsen
leckere, moderne Gerichte bzw. Beilagen. Bitte mitbringen:
Großes Messer, Schürze und Behälter für Kostproben
Silvia Leiner
Mittwoch, 12.09.2018, 18.30 - 22.00 Uhr,
Annweiler, Berufsbildende Schule im Staufer-Schul-
zentrum, Küche, Herrenteich 12, Kursgebühr 16 €,
(21 € Kleingruppe) + 10 € Lebensmittelumlage, 1 Termin

H 216 Typisch pfälzisch – Pfälzer Küche neu interpretiert
Die traditionelle Pfälzer Küche ist meist recht deftig – nicht
zuletzt deshalb, weil die Rezepte mitunter aus Notzeiten
stammen, als schwere körperliche Arbeit noch weit verbrei-
tet war. Doch die Pfalz hat nicht nur traditionelle Gerichte
zu bieten. So verleugnet die moderne Pfälzer Küche die
traditionellen Wurzeln nicht und bietet trotzdem moderne,
oft mediterran angehauchte Genüsse. Bitte mitbringen: Kü-
chenmesser, Schürze und Behälter für Kostproben
Dienstag, 16.10.2018, 18.30 - 22.00 Uhr,
Annweiler, Berufsbildende Schule im Staufer-Schul-
zentrum, Küche, Herrenteich 12, Kursgebühr 16 €,
(21 € Kleingruppe) + 10 € Lebensmittelumlage, 1 Termin

H 217 Lust auf Schokolade von zartbitter bis süß
Schokolade, warum sie unentbehrlich ist für gute Laune, Ge-
sundheit, Glück - kurz sie ist für die süßenSeiten des Lebens
absolut wichtig. Sie kommt in den Teig, in den Guss und als
Verzierung obenauf. An diesem Abend dreht sich alles um

die Schokolade. Viele variationsreiche Rezepte warten auf
alle Liebhaber der Glückssubstanz.
Bitte mitbringen: Großes Messer, Schürze und Behälter für

Kostproben
Dienstag, 20.11.2018, 18.30 - 22.00 Uhr,
Annweiler, Berufsbildende Schule im Staufer-Schul-
zentrum, Küche, Herrenteich 12, Kursgebühr 16 €,
(21 € Kleingruppe) + 10 € Lebensmittelumlage, 1 Termin

Junge Vhs

G 227 Yoga für Kinder von 7 – 12 Jahren
Yoga für Kinder und Jugendliche ist bisher im Angebot der
Yogaszene kaum vertreten. Dies ist umso erstaunlicher,
wenn man berücksichtigt, dass in der Yogatradition In-
diens dies meist genau die Zeit war, in der Menschen mit
Yoga begannen. Kinder und Jugendliche wachsen heute
in einer Welt auf, in der es immer schwieriger wird sich zu
orientieren, den eigenen Platz zu finden. Das scheinbar un-
vermeidliche Chaos der Pubertät muss eben so gut es geht
„durchlebt“ werden. Es wird zu wenig Raum geboten für
eine ganzheitliche Förderung der Persönlichkeit. Reizüber-
flutung, Bewegungsmangel, schädliche Umwelteinflüsse,
Schulstress und Zukunftsängste belasten viele Jugendliche.
Yoga schon in jungen Jahren zu beginnen ist eine besondere
Chance, um zu einem bewussten und verantwortungsvol-
len Menschen heranzureifen. Bitte mitbringen: Rutschfeste
Matte, Decke, bequeme Kleidung, warme Socken.
Crysanti Ruppert, Yogalehrerin S.Y.
Mittwoch, 19.09.2018, 16.00 - 17.30 Uhr,
Kursgebühr 66 € (ab 8 Teilnehmer), (87 € Kleingruppe,
bei 6 Teilnehmer), Annweiler, Gesundheitsstudio
„die Wirbelsäule“, Hauptstraße 60, 10 Termine

K 219 Malkurs für Kinder im Alter von 8 – 13 Jahren
Selbstgemalte Bilder sind ein toller Blickfang für jedes
Zimmer und ein ganz besonderes Geschenk. In diesem
Kurs werden die wichtigsten Grundlagen der Acrylmalerei
vermittelt und eine grundlegende Einführung bietet zudem
reichlich Inspiration. Eine Vielzahl von Techniken bieten ge-
stalterische Freiheit - gerade auch für Anfänger. Das wichti-
ge Basiswissen wird Schritt-für-Schritt erklärt und begleitet
die Kinder so zu ihrem ganz persönlichen Meisterwerk. Bit-
te mitbringen: 2 – 3 Leinwände oder Papier, dieses Papier
muss 300 g stark sein, Acrylfarbe. Farben und Pinsel können
auch gegen eine Gebühr i.H.v. 4,00 € bei Frau Wüst mitbe-
nutzt werden.
Annemarie Wüst
Freitag, 02.11.2018, 15.00 – 17.30 Uhr,
Samstag, 03.11.2018, 15.00 – 17.30 Uhr,
Kursgebühr 25 €, (maximal 6 Teilnehmer), Annweiler,
Malraum, Burgenring 73, 2 Termine

Kultur und Gestalten

K 221 Lust auf Kunst?
Kunst ist – insbesondere die Malerei – eine besondere Form
der Kommunikation, zunächst einmal mit sich selbst und
dann natürlich auch mit den Menschen, die sie wahrneh-
men. Es ist wichtig, die Leidenschaft und Begeisterung für
die Malerei zu teilen und weiterzugeben. Dieser Kurs richtet
sich an alle, die Kunst nicht nur anschauen und bewundern,
sondern selbst einmal kreativ werden wollen. Dabei kann
jeder sein Talent entdecken, Neues ausprobieren, Ideen
umsetzen, die Seele baumeln lassen, mit anderen (nicht
nur über Kunst) ins Gespräch kommen. Unser wichtigster
Grundsatz: Wir bewerten unsere Kunst nicht! Gearbeitet
wird nach eigenen Vorstellungen. Anfängern und Ungeübten
oder Unentschlossen wird mit Vorlagen, Tipps und Anregun-
gen geholfen.
Bitte mitbringen: Mindestens 3 Leinwände in verschiede-

nen Größen sowie Ihre Malutensilien und
Arbeitskleidung (Pinsel und Farbe können
im Kurs erworben werden)

Annemarie Wüst
Donnerstag, 08.11.2018, 18.30 – 21.30 Uhr,
Kursgebühr 57 €, (maximal 6 Teilnehmer), Annweiler,
Malraum, Burgenring 73, 4 Termine

K 225 Krippenbaukurs
Kaum jemand kann sich dem Zauber einer Weihnachtskrip-
pe entziehen. Träumen sie nicht auch schon lange von ei-
ner eigenen selbstgebauten Krippe. Die Teilnehmer dieses
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Tennis für Alle
Annweiler. Unter diesem Motto
lädt der Tennisclub Rot-Weiß
Annweiler ab dem 27. Juli, 17.30
Uhr, jeweils donnerstags auf die
Tennisanlage in Annweiler- Bin-
dersbach ein.

Menschen, die bereits einmal
Tennis gespielt haben und einmal
wieder einen Schläger in die
Hand nehmen möchten, aber
auch Interessierte, die noch nie
auf einem Tennisplatz gestanden
haben, sind herzlich eingeladen.
Tennisschläger werden bereitge-
stellt. Vereinsmitglieder stehen
bereit, um den Gästen die Grund-
begriffe des Tennissports zu zei-
gen. Bitte Sportschuhe (ohne
Stollen) mitbringen.

Neben dem sportlichen Ange-
bot soll der gesellige Teil nicht zu
kurz kommen. Gegrillte Speisen
und Getränke werden angeboten.
Anmeldungen sind nicht erfor-
derlich. Wer Fragen hat darf sich
gerne an Vorstandsmitglied Joa-
chim Müsch, Tel. 06346-1477,
wenden. |ps

Flurbegang
Albersweiler. Der Bauern- und
Winzerverband Rheinland-Pfalz-
Süd e. V., Ortsgruppe Alberswei-
ler lädt alle Interessenten zum
alljährlichen Flurbegang ein. Er
findet unter fachkundiger Füh-
rung eines Referenten des DLR
Neustadt am Mittwoch, 25. Juli,
um 9 Uhr, statt.

Treffpunkt: Kanskircher Stra-
ße bei den Sportanlagen / Feuer-
wehr. |ps

Singstunde
Annweiler. Die nächste Sing-
stunde bei den Naturfreunden
der OG Annweiler ist am Sams-
tag, 21. Juli. Mit Begleitung von
Gitarre und Akkordeon beginnt
die Musikstunde um 14 Uhr im
Naturfreundehaus.

Diese Einladung gilt für alle die
gerne mit Musikbegleitung Sin-
gen. Über Verstärkung beim Sin-
gen würden sich die Naturfreun-
de sehr freuen. |ps

Abendgottesdienst
Annweiler. Am Freitag, 20. Juli,
findet um 19 Uhr ein Abendgot-
tesdienst mit dem Titel : „Die Kir-
schen in Nachbars Garten“ in der
Stadtkirche Annweiler statt.

Das Gottesdienstteam freut
sich über alle Besucher. |ps
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Kurses haben die Möglichkeit, unter fachmännischer Anleitung von Krip-
penbaumeister
Lutz Kuhl ihre eigene Krippe bzw. Module zu bauen, an denen alle Tech-
niken des Krippenbaus angewendet werden. Die Art und Ausstattung
der Krippe kann frei gewählt werden, die Größe der Grundplatte sollte
nicht mehr als 70 cm x 60 cm sein, bei einer Figurengröße von 12 cm.
In einer Gruppe von max.6 Personen vermittelt Ihnen der Krippenbauer
die Kenntnisse die sie benötigen, um eine eigene Krippe zu bauen. Der
Materialbedarf für den Bau der Krippe wird gestellt. Elektromaterial und
Botanik sowie Figuren können im Kurs erworben werden. Etwas hand-
werkliches Können sollte vorhanden sein.
Lutz Kuhl, Krippenbaumeister
Donnerstag 04.10.2018, 18:00 Uhr, Infoabend
Samstag 06.10.2018, 09.00 – 18.00 Uhr (1 Stunde Pause)
Montag 08.10.2018, 17.00 – 22.00 Uhr
Dienstag 09.10.2018, 17.00 – 22.00 Uhr
Mittwoch 10.10.2018, 17.00 – 22.00 Uhr
Donnerstag 11.10.2018, 17.00 – 22.00 Uhr
Freitag 12.10.2018, 16.00 – 22.00 Uhr
Samstag 13.10.2018, 09.00 – 18.00 Uhr (1 Stunde Pause)
Annweiler, Werkraum im Staufer-Schulzentrum, Westgebäude,
Herrenteich 2, Kursgebühr 199 €, ca. 44 Zeitstunden, 8 Termine

M 230 „Man müsste Klavier spielen können“ –
Schnupperkurs für Kinder und Jugendliche

Der Schnupperkurs bietet Kindern und Jugendlichen einen leichten Ein-
stieg in das Klavierspiel. Im Einzelunterricht (15-20 Minuten pro Schü-
ler) werden einfache, bekannte Melodien vermittelt. Ein Klavier/Key-
board daheim ist keine Voraussetzung.
Wolfgang Meisen, Klavierlehrer.
(Fragen an: wmeisen@gmx.de)
Donnerstag, 13.09.2018,
15.30 – 17.00 Uhr, alle zwei Wochen.
27.09.2018, 25.10.2018, 08.11.2018, 22.11.2018, 06.12.2018,
Kursgebühr 60 €, kath. Pfarrsaal, Silz, 6 Termine.
Beim ersten Termin haben alle Teilnehmer gemeinsam
Unterricht (auch mit Eltern).

M 240 Gitarren-Einzelunterricht
Diese Kurse richten sich an Interessenten, die Akustik-Gitarre oder E-
Gitarre spielen lernen möchten. Weitere Informationen und Termine er-
halten Sie bei der vhs Annweiler.

Gitarre: Vom Anfänger zum Fortgeschrittenen –
„Die ersten Barréakkorde“

Unterrichtsinhalte: Erlernen von Ersatzakkorden, mit denen Barrégriffe
zunächst umgangen werden können. Übungen zur Entlastung der Hand
durch eine verbesserte Körperhaltung. Einführung der ‚Barréakkorde in
optimalen Bereichen des Griffbretts. Erlernen von Liedern mit Barréak-
korden, in denen diese zunächst durch Ersatzakkorde ersetzt werden
können, um erst nach und nach mit fortschreitendem Lernerfolg den
Wechsel zur Barrétechnik einzuleiten.
Michael Becker
M 245 Dienstag, 07.08.2018, 19.15 – 20.15,

Kursgebühr 55 €, (bei 4 Teilnehmer), 8 Termine
M 246 Dienstag, 16.10.2018, 19.15 – 20.15,

Kursgebühr 68 €, (bei 4 Teilnehmer), 10 Termine, Annweiler,
Berufsbildende Schule im Staufer-Schulzentrum, Herrenteich 12

Gitarre für Anfänger mit Vorkenntnissen
Dieses Angebot baut auf dem Anfängerkurs auf.
Die Teilnehmenden erlenen weitere Akkorde und erweitern ihre Spiel-
technik. Notenkenntnisse sind nicht erforderlich.
Michael Becker
M 247 Dienstag, 07.08.2018, 20.20 – 21.20 Uhr,

Kursgebühr 55 € (bei 4 Teilnehmer), 8 Termine
M 250 Dienstag, 16.10.2018, 20.20 – 21.20 Uhr,

Kursgebühr 68 €, (bei 4 Teilnehmer), 10 Termine, Annweiler,
Berufsbildende Schule im Staufer-Schulzentrum, Herrenteich 12

Gitarre für Fortgeschrittene
In diesem Kurs werden vorrangig Lieder behandelt, in denen unter-
schiedliche Spieltechniken verwendet werden (z.B. gezupfte Strophe
– geschlagener Refrain). Des Weiteren werden verschiedene Anschlag-
techniken mit Variationen der Anschlagdynamik eingeführt (Dämpfen
der Saiten, Betonung bestimmter Schläge). Die Teilnehmer lernen da-
durch, ihre Gitarrenbegleitung variantenreicher zu gestalten und den
Charakter eines Stückes durch die entsprechende Vortragsweise zu un-
terstreichen.
Gruppenunterricht. Quereinsteiger sind herzlich willkommen.
Michael Becker
M 252Mittwoch, 08.08.2018, 19.25 – 20.25 Uhr,

Kursgebühr 55 €, (bei 4 Teilnehmer), 8 Termine
M 254Mittwoch, 17.10.2018, 19.25 – 20.25 Uhr,

Kursgebühr 68 €, (bei 4 Teilnehmer), 10 Termine, Annweiler,

Berufsbildende Schule im Staufer-Schulzentrum, Herrenteich 12

Gitarre für Anfänger mit Vorkenntnissen
Dieses Angebot baut auf dem Anfängerkurs auf.
Die Teilnehmenden erlenen weitere Akkorde und erweitern ihre Spiel-
technik. Notenkenntnisse sind nicht erforderlich.
Michael Becker
M 255Mittwoch, 08.08.2018, 20.30 - 21.30 Uhr,

Kursgebühr 55 € (bei 4 Teilnehmer), 8 Termine
M 256Mittwoch, 17.10.2018, 20.30 - 21.30 Uhr,

Kursgebühr 68 € (bei 4 Teilnehmer), 10 Termine, Annweiler,
Berufsbildende Schule im Staufer-Schulzentrum, Herrenteich 12

Gitarre für Fortgeschrittene
Gruppenunterricht.
Quereinsteiger sind herzlich willkommen.
Michael Becker
M 258 Donnerstag, 09.08.2018, 19.50 - 20.50 Uhr,

Kursgebühr 55 € (bei 4 Teilnehmer), 8 Termine
M 259 Donnerstag, 18.10.2018, 19.50 - 20.50 Uhr,

Kursgebühr 61 € (bei 4 Teilnehmer), 9 Termine, Annweiler,
Berufsbildende Schule im Staufer-Schulzentrum, Herrenteich 12

M 284 Akkordeon-Unterricht
Akkordeon spielen lernen mit beiden Händen
Walter Halde
Dienstag, 07.08.2018, 19.00 - 19.45 Uhr, Annweiler, Rathaus,
Hauptstraße 20, Kursgebühr 86 € (bei 4 Teilnehmer), 15 Termine,
keine Ermäßigung

M 285 Akkordeonorchester
Das Orchester veranstaltet Konzerte und nimmt an öffentlichen Veran-
staltungen teil. Fortgeschrittene und auch perfekte Akkordeonspieler
sind hier herzlich willkommen.
Walter Halde
Dienstag, 07.08.2018, 20.00 - 21.30 Uhr, Annweiler, Rathaus,
Hauptstraße 20, entgeltfrei, 15 Termine

Schenken Sie Bildung mit einem Gutschein
der Volkshochschule Annweiler am Trifels

Die Mindestteilnehmerzahl beträgt 8 Personen,
Kleingruppen mindestens 6 Personen.

Alle Vorträge und Kurse können bei entsprechender
Teilnehmerzahl in Annweiler oder in den Gemeinden

stattfinden.

Bitte melden Sie sich
für die Kurse rechtzeitig an.

Rufen Sie uns an, teilen Sie uns Ihre Wünsche mit,
wir informieren und beraten Sie gerne.

Anmeldung und Information:
Volkshochschule

Annweiler am Trifels, Messplatz 1
Telefon: 06346-301-217

Stand: 25.06.18

Homepage:
www.vhs-annweiler.de

Email: info@vhs-annweiler.de
Geschäftszeiten:

Montag von 8.30 - 12.00 Uhr + 14.00 - 17.30 Uhr,
Dienstag und Mittwoch
von 8.30 - 12.00 Uhr,

Freitag von 8.30 - 12.30 Uhr,
donnerstags ist die

Geschäftsstelle geschlossen

Ende des
amtlichen Teils
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